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Lebt denn das alte Ampelmännle noch …?

„Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlich-
keit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt“ 
(Artikel 2 Abs. 1 Grundgesetz).

„Als Gehilfe wird bestraft, wer vorsätzlich einem anderen zu des-
sen vorsätzlich begangener rechtswidriger Tat Hilfe geleistet hat“ 
(§ 27 Abs. 1 Strafgesetzbuch).

In beiden Vorschriften wird nur die männliche Form verwendet.
Kaum jemand, der seine Sinne halbwegs beisammen hat, würde 
aber daraus schließen, dass sich Frauen in Deutschland nicht frei 
entfalten dürfen und eine Frau straffrei ist, die einer anderen dabei 
hilft, ihren Ehemann zu ermorden. Luise F. Pusch würde die Sätze 
in sprachlicher Hinsicht dennoch missbilligen. Der genus mas-
culinum ist ihr ein Dorn im Auge, obwohl er im grammatischen 
System eine andere Funktion erfüllt als die, das biologische Ge-
schlecht zum Ausdruck zu bringen. Frau Pusch, die Begründerin 
der „feministischen Linguistik“, sieht darin eine Diskriminierung 
der Frauen. Sie will deshalb, dass alle Personen ins Neutrum ge-
setzt werden. An der Spitze der Bundesrepublik stünde künftig, 
ginge es nach Frau Pusch, das Bundeskanzler Merkel. Soweit wie 
Pusch gehen bisher nur wenige, es ist aber eine Tendenz erkennbar, 
den genus masculinum aus dem Sprachgebrauch zu tilgen.
Der Ministerpräsident von Mecklenburg-Vorpommern Erwin 
Sellering nimmt nach einem Bericht im SPIEGEL (Nr. 13/2014, 
Seite 124) Anstoß an dem Satz „Jeder wird gebraucht“. Er wird 
mit den Worten zitiert, es würden doch „alle“ gebraucht, „Männer 
und Frauen“. Das klang in seiner Weihnachtsansprache 2008 al-
lerdings noch anders: „Ich bin immer wieder beeindruckt von dem 
Einsatz, von der Hilfsbereitschaft, dem Mitgefühl, das hundert-
tausende Menschen bei uns in Mecklenburg-Vorpommern für 
andere aufbringen, weil für sie gilt: Keiner (!) lebt für sich allein. 
Jeder (!) wird gebraucht. Jeder (!) kann anderen etwas geben: Zeit, 
Aufmerksamkeit, eine Hand, die mit anpackt, wenn Hilfe nötig 
ist.“ Es dürfte kein Zweifel daran bestehen, dass der Minister-
präsident bereits damals davon ausging, dass auch Frauen nicht 
für sich allein leben, gebraucht werden und anderen etwas geben 
können. Er ist aber ein Trendsetter.

Die geschlechtsneutrale Sprache wird zunehmend in Rechtsvor-
schriften verwendet.

§ 26 Abs. 1 Satz 1 Straßenverkehrs-Ordnung beispielsweise lau-
tet jetzt so:

„An Fußgängerüberwegen haben Fahrzeuge mit Ausnahme von 
Schienenfahrzeugen den zu Fuß Gehenden sowie Fahrenden von 
Krankenfahrstühlen oder Rollstühlen, welche den Überweg erkenn-
bar benutzen wollen, das Überqueren der Fahrbahn zu ermöglichen.“

Das „Ampelmännchen“ lebt zwar noch, hat aber weibliche Konkur-
renz bekommen. In Kassel etwa leuchten auf einigen Fußgängeram-
peln energisch ausschreitende Frauen, sie haben eine Zopffrisur und 
tragen einen Rock. 
Wer glaubt, damit sei das Problem gelöst, irrt. Christine Hochmuth, 
die Fraktionsvorsitzende der SPD in Teltow, kritisiert den „Look“ 
der bezopften Ampelfrauen, weil dieser kein zeitgemäßes Frauen-
bild vermittele. Sprach- und gestaltungspolizeilich korrekt wäre 
wohl nur ein androgynes Ampelwesen.

Wer sich „gendersensibel“ (DER SPIEGEL, a. a. O.) ausdrücken 
will, hat es nicht einfach. 
Die unsensiblen Sprachklötze unter uns können aber auf wis-
senschaftliche Hilfestellung hoffen. Die Fachhochschule Kiel hat 
einen Leitfaden zur sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen 
und Männern erlassen. 
Der Leitfaden enthält Beispiele, wie man (pardon: frau/fran) es 
richtig macht:
„So bitte nicht: Die FH Kiel ist ein guter Arbeitgeber.
Sondern so: Die FH Kiel ist eine gute Arbeitgeberin.
So bitte nicht: Alle Menschen werden Brüder. 
Sondern: Alle Männer werden Brüder oder: Alle Menschen wer-
den Geschwister.“

Gut, dass Johannes Mario Simmel (auf den die vorgenannte be-
anstandete Wendung – Titel eines seiner Romane – zurückgeht) 
1973 noch nicht diesem „grammatischen Irrsinn“ (DER SPIE-
GEL, a. a. O.) verfallen war. 
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Editorial

45



46 DVP 2/15 · 66. Jahrgang

Hannes Kopf
BauGB-Novellen 2011 und 2013 im Überblick .  .  .  .  .  .  .  .  . 47
Der Bundesgesetzgeber hat in zwei umfangreichen Gesetzespaketen das BauGB 
und die BauNVO geändert und diese so an aktuelle Anforderungen angepasst. 
In der Novelle 2011 ging es um Förderung des Klimaschutzes bei der Entwick-
lung in den Städten und Gemeinden. Das sog. Repowering von Windkraftan-
lagen, also das Ersetzen alter durch neue, leistungsstärkere Windkraftanlagen, 
wurde erleichtert, bauplanerische Hürden für die nachträgliche Wärmedäm-
mung und für die Errichtung von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie 
wurden beseitigt, Solarkollektoren auf Gebäuden im Außenbereich sind seitdem 
privilegiert zulässig. 
Mit dem Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und Gemein-
den und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts (BauGB-Novelle 2013) 
wollte der Bundesgesetzgeber in erster Linie den Flächenverbrauch eindämmen 
– der Schwerpunkt liegt folglich auf der flächen- und damit ressourcenschonen-
den Innenentwicklung.
Der Beitrag nimmt die wichtigsten Änderungen für die Praxis in den Fokus 
und erläutert u.a. die Ergänzung der Planungsleitlinien des § 1 Abs. 5 BauGB, 
die Aufwertung der Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 BauGB, die Klima-
schutzklausel gemäß § 1a Abs. 5 BauGB, neue Festsetzungsmöglichkeiten in 
Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen, eine systematische Neuregelung 
des Erschließungsvertrages, eine Ausweitung des gesetzlichen Vorkaufsrechtes 
gem. § 27a BauGB, geänderte Privilegierungen beim Bauen im Außenbereich 
(§ 35 Abs. 1 BauGB) sowie einen Vorrang des Klimaschutzes bei der Vorhaben-
genehmigung gem. § 248 BauGB. Die Änderungen der BauNVO betreffen u.a. 
Kinderbetreuungseinrichtungen in reinen Wohngebieten, Nebenanlagen gem. 
§ 14 sowie Abweichung vom Maß der baulichen Nutzung gem. § 17 Abs. 2.
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In dieser Darstellung werden die Regelungen der §§ 73 Abs. 3 VwGO, 85 SGG 
und 366 AO verglichen und erläutert. Ein ordnungsgemäßes Verfahren ver-
langt einen für den Betroffenen sichtbaren Verfahrensabschluss. Hierbei wird 
ein besonderes Augenmerk auf die Fallkonstellationen geworfen, in denen der 
Rechtsschutzsuchende nicht bzw. nicht in vollem Umfange erfolgreich war, so 
dass sich eventuell ein weiteres gerichtliches Verfahren anschließt. Gerade für die 
Bestimmung der zulässigen Rechtsbehelfsfrist ist es wichtig, dass die Bekanntga-
be bzw. Zustellung, an die sie anknüpft, eindeutig festgestellt werden kann. 
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In diesem Beitrag wird der Frage nachgegangen, inwieweit der Kreation zusätz-
licher kommunaler Gremien neben den in den Gemeindeordnungen vorgese-
henen Organen und Unterorganen durch die Kommunen Grenzen gesetzt sind. 
Grundlage neuer Gremien kann die Organisationshoheit sein, die aber – wie 
die gesamte kommunale Selbstverwaltung – unter dem Vorbehalt gesetzlicher 
Regelungen steht.
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Schlagwort? .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 62
In diesem Aufsatz soll versucht werden, die Frage zu beantworten, ob Nachhal-
tigkeit in der Kommunalverwaltung mehr als nur ein Schlagwort ist. Dazu wird 
der Begriff definiert und untersucht, auf welche kommunalen Handlungsfelder 
er Einfluss haben kann. 
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Hier wird das Glossar zu wichtigen Begriffen der Verwaltungssprache fortgesetzt. 
Erläutert werden die Themen „Alternativkosten und Alternativnutzen“, „Beam-
tenmentalität“, „Bürokratisches System“, „Manipulation“ und „Ungleichheit“.
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Gegenstand dieser Anfängerklausur im Fach Allgemeines Verwaltungsrecht ist 
das Instrument der Zusicherung nach § 38 VwVfG, welches in Praxis und Aus-
bildung sonst nicht so sehr im Zentrum der Aufmerksamkeit steht. Es sollte u.a. 
erkannt werden, dass die Behörde bei nachträglicher Änderung der Sach- oder 
Rechtslage nach § 38 III VwVfG an eine Zusicherung nicht mehr gebunden ist. 
Außerdem waren Überlegungen zu einem möglichen Anspruch auf eine Ver-
kehrseinrichtung auf Grundlage von § 45 StVO anzustellen. 
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Abhandlungen

Der Bundesgesetzgeber hat in zwei umfangreichen Gesetzespaketen das 
BauGB und die BauNVO geändert und diese so an aktuelle Anforderun-
gen angepasst: 

Das Baurecht wurde mit dem Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes 
bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden (BauGB-Novelle 
2011)1 auf die Anforderungen des Klimaschutzes und einer nachhaltigen 
Energiepolitik eingestellt. Ziel des Gesetzes ist folglich die Förderung des 
Klimaschutzes mit den Mitteln des Bauplanungsrechts: Das Repowering 
von Windkraftanlagen wird erleichtert, bauplanerische Hürden für die 
nachträgliche Wärmedämmung und für die Errichtung von Anlagen zur 
Nutzung der Sonnenenergie werden beseitigt, Solarkollektoren auf Ge-
bäuden im Außenbereich sind privilegiert zulässig. 

Mit dem Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und 
Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts (BauGB-
Novelle 2013)2 möchte der Bundesgesetzgeber in erster Linie den Flächen-
verbrauch eindämmen – der Schwerpunkt liegt folglich auf der flächen- 
und damit ressourcenschonenden Innenentwicklung.

Der Beitrag nimmt die wichtigsten Änderungen für die Praxis in den 
Fokus – auf eine umfassende Darstellung wird bewusst verzichtet3.

A. Einleitung

Die BauGB-Novelle 2011 ist am 30. Juli 2011 in Kraft getreten. Die 
Dauer der Gesetzesberatung war – mit gerade einmal sechs Wochen – 
rekordverdächtig kurz. Auslöser für die Gesetzgebung in Rekordzeit 
war die Nuklearkatastrophe im japanischen Kernkraftwerk Fukushi-
ma im März 2011. Die umgesetzten Änderungen hatten allerdings 
eine längere „Vorgeschichte“: Die Bundesbauministerkonferenz hat-
te bereits am 14.03.2008 eine „vertiefte Prüfung des Zusammenspiels 
des gegenwärtigen Rechtsrahmens des Bauplanungsrechts mit den 
gegenwärtigen und künftigen Bestimmungen der EnEV und des 
EEWärmeG hinsichtlich ihrer Wirkungen auf den Klimaschutz“ 
angeregt.4 Der fachliche Grundstein für eine Novelle des BauGB 

*	 Dr. jur. Hannes Kopf Mag. rer. publ. ist Staatssekretär im Ministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz Rheinland-Pfalz sowie Lehrbeauftragter an der Uni-
versität Koblenz-Landau. Der Beitrag gibt seine persönliche Auffassung wieder.

1 	 BGBl. 2011 I, S. 1509 ff.
2	 BGBl. 2013 I, S. 1548 ff.
3 	 Außer Betracht bleiben z.B. Änderungen zur städtebaulichen Sanierung, zum 

Stadtumbau oder zur Grundstückswertermittlung. Umfassende Darstellungen 
zur BauGB-Novelle 2011: Antweiler/Gabler, BauR 2012, 39 ff.; Battis/Krautz-
berger/Mitschang/Reidt/Stüer, NVwZ 2011, 897 ff.; Krautzberger, UPR 2011, 
361 ff.; Krautzberger/Stüer, BauR 2011, 1416 ff.; Krautzberger, DVBl. 2012, S. 
69 ff.; Otting, Recht der Erneuerbaren Energien 2011, 125 ff.; Stüer/Stüer, DVBl 
2011, 1117 ff.; Wickel, UPR 2011, 416 ff.; Wilke, BauR 2011, 1744 ff. Umfassende 
Darstellungen zur BauGB-Novelle 2013: Battis/Mitschang/Reidt, NVwZ 2013, 
961 ff.; Uechtritz, BauR 2013, 1354 ff.; Krautzberger/Stüer, DVBl. 2013, 805 ff.

4 	 Ergebnisniederschrift der Bauministerkonferenz am 14.03.2008 in Berlin zu 
TOP 3 „Klimaschutz und Klimaanpassung in den Bereichen Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung“; abrufbar unter: www.is-argebau.de

wurde mit den Berliner Gesprächen 20105 gelegt. Zudem startete das 
Ministerium für Verkehr, Bau und Stadtplanung (BMVBS) zusam-
men mit dem Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) ein neues Forschungsfeld „Urbane Strategien zum Klima-
wandel“ im Rahmen des Programms Experimenteller Wohnungs- 
und Städtebau (ExWoSt).6 Die Forschungsergebnisse konnten in die 
Gesetzesberatung mit einfließen. 

Die BauGB-Novelle 20137 wurde am 20. Juni 2013 im Bundes-
gesetzblatt veröffentlicht8. Die meisten Änderungen der BauGB-
Novelle 2013 sind am 20. September 2013 in Kraft getreten.9 Ein-
schlägig ist die allgemeine Überleitungsvorschrift des § 233 BauGB: 
Nach dessen Abs.  1 werden Verfahren, die vor dem Inkrafttreten 
einer Gesetzesänderung förmlich eingeleitet worden sind, nach den 
bisher geltenden Rechtsvorschriften abgeschlossen.10 

Der fachliche Grundstein für die BauGB-Novelle 2013 wurde eben-
falls mit den Berliner Gesprächen 201011 gelegt. Die Regelungsvor-
schläge, die im Rahmen der – auf den Klimaschutz fokussierten – 
Novelle 2011 nicht umgesetzt werden konnten, wurden nun in der 
BauGB-Novelle 2013 aufgegriffen. Das Deutsche Institut für Urba-
nistik (difu) führte im Auftrag des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) und des Bundesamtes für Bauwesen 
und Raumordnung (BBR) ein Verwaltungsplanspiel zur BauGB-
Novelle 2013 mit sieben Kommunen zur Überprüfung des Gesetz-
entwurfes durch.12 Die Ergebnisse dieses Planspiels konnten so im 
Gesetzgebungsverfahren herangezogen werden. 

Umsetzungshinweise für die Praxis wurden mit dem Muster-Ein-
führungserlass zum Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der 
Entwicklung in den Städten und Gemeinden (BauGBÄndG 2011 
– Mustererlass)13 vorgelegt, die von der Fachkommission Städtebau 
am 16. Dezember 2011 beschlossen wurde. Die Fachkommission 
Städtebau hat auch zur BauGB-Novelle 2013 einen Muster-Einfüh-

5 	 Berliner Gespräche zum Städtebaurecht Band I und II, Difu 2010; abrufbar un-
ter: http://www.difu.de/publikationen/2010/berliner-gespraeche-zum-staedte
baurecht.html.

6 	 Abrufbar unter: www.bbsr.bund.de; insbesondere: BBSR-Forschungen Heft 
149, Berlin 2011.

7 	 Bundesrat Drucksache 474/12 vom 10.08.12; wortgleich mit BT-Drucksache 
17/11468 vom 14.11.2012.

8 	 BGBl. I S. 1548
9 	 Abweichend hiervon sind gemäß Art. 3 Abs. 2 S. 1 des Gesetzes u.a. die Neure-

gelungen zu den städtebaulichen Verträgen und zur Erschließungspf licht bereits 
am 21.06.2013 in Kraft getreten. Nach Art. 3 Abs. 2 S. 2 traten § 192 Abs. 3 S. 2 
und § 198 Abs. 2, die hier nicht dargestellt werden, am 20.12.2013 in Kraft. 

10 	Hinsichtlich der geänderten BauNVO werden gesonderte Regelungen getroffen 
– siehe C. IV.

11 	Berliner Gespräche zum Städtebaurecht Band I und II, Difu 2010; abrufbar 
unter: http://www.difu.de/publikationen/2010/berliner-gespraeche-zum-
staedtebaurecht.html.

12 	Planspiel zur Novellierung des Bauplanungsrechts, difu 2012; abrufbar unter: 
http://www.difu.de/publikationen/2013/endbericht-planspiel-bauplanungs-
rechtsnovelle.html

13 	Abrufbar unter: www.is-argebau.de.
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rungserlass (BauGBÄndG 2013 – Mustererlass)14 beschlossen. Die 
Mustererlasse werden von vielen Landesbauministerien als Richt-
schnur für die Verwaltungspraxis empfohlen. 

B. Die wichtigsten Änderungen des BauGB

I. Ergänzung der Planungsleitlinien des § 1 Abs. 5

Der Grundsatz „Innen- vor Außenentwicklung“ wurde im Zuge der 
BauGB-Novelle 2013 durch die Ergänzung der Planungsleitlinien 
unterstrichen: Nach § 1 Abs. 5 soll die städtebauliche Entwicklung 
„vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung“ erfolgen. 
Allerdings kommt dieser Zielbestimmung nur der Charakter eines 
Appells zu – ein Abwägungsvorrang kann daraus nicht abgeleitet 
werden.15

Bereits die Novelle 2011 brachte Änderungen – der Wortlaut des § 1 
Abs. 5 S. 2 BauGB wurde geringfügig verändert: Statt des Begriffs 
des „allgemeinen Klimaschutzes“ wird künftig der Begriff „Klima-
schutz“ verwendet. Intention des Bundesgesetzgebers ist es, den „Kli-
maschutz zu einem der in Absatz 5 in Form von Planungsleitsätzen 
zusammengefassten Ziele und Grundsätze der Bauleitplanung“ zu 
machen.16 Klargestellt wird damit, dass die Förderung des Klima-
schutzes in der Abwägungsentscheidung zu beachten ist. Ein Abwä-
gungsvorrang erwächst daraus jedoch nicht.17

II. Aufwertung der Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2

Nach § 1a Abs. 2 muss die Notwendigkeit der Umwandlung land-
wirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen begründet werden. 
Dieses Begründungserfordernis18 wird näher spezifiziert – „Mög-
lichkeiten der Innenentwicklung“ sollen ermittelt werden. Sowohl 
die Ergänzung der Planungsleitlinien als auch die Aufwertung der 
Bodenschutzklausel zielen darauf ab, den Flächenverbrauch zu mini-
mieren und dem Ziel der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie – Re-
duzierung der Flächenneuinanspruchnahme auf 30 Hektar pro Tag 
bis zum Jahr 2020 – näher zu kommen.19 Grundlage für konzeptio-
nelle Überlegungen einer Gemeinde muss der Entwicklungsbedarf 
sein, der wiederum durch Prognosen zur Wirtschafts- und Bevölke-
rungsentwicklung zu untermauern ist. Innenentwicklungspotentiale 
können etwa durch die Analyse von Brachflächen, Gebäudeleerstand, 
Baulücken und andere Nachverdichtungspotentiale ermittelt wer-
den. Ein taugliches Mittel wäre beispielsweise die Erstellung eines 
Baulandkatasters gemäß § 200 Abs. 3 BauGB, in der die sofort oder 
in absehbarer Zeit bebaubaren Flächen erfasst werden.20 Sofern die 
Eigentümer der jeweiligen Flächen einverstanden sind, können die 
Baulücken auch veröffentlicht werden.21 In der Praxis wird es wohl 
kaum gelingen, alle Innenentwicklungspotentiale tatsächlich auch zu 
realisieren. Oftmals mangelt es an der Bau- bzw. Veräußerungsbereit-

14 	Abrufbar unter: www.is-argebau.de.
15 	Vgl. Battis/Mitschang/Reidt, NVwZ 2013, 961, 962; Uechtritz, BauR 2013, 

1354, 1355.
16 	BR-Drucks. 344/11, S. 18.
17 	Antweiler/Gabler, BauR 2011, 39, 41.
18 	Hierzu ausführlich: BauGBÄndG 2013 – Mustererlass, Ziffer 2.3, S. 5 ff.
19 	Ausführlich hierzu: Spannowsky, UPR 2013, 201 ff.; Szcekalla, DVBl. 2013, 

287 ff.
20 	Vgl. Klindt, BauR 2000, 15 ff.
21 	Vgl. das Bauf lächenkataster der Stadt Landau; abrufbar unter: http://geoportal.

landau.de/webgis/index.htm

schaft der Eigentümer oder die Erschließung ist nicht (kostengüns-
tig) darstellbar. Auch Baugebote gemäß § 176 BauGB sind rechtlich 
nur schwer durchsetzbar22 und damit ein eher stumpfes Schwert.23 
Allerdings werden die Gemeinden dem Auftrag des neu gefassten 
§ 1a Abs. 2 BauGB nur dann gerecht, wenn sie zumindest dokumen-
tieren können, dass Anstrengungen zur Mobilisierung innerörtlicher 
Bauflächen unternommen wurden. Diese Obliegenheit wird mit der 
Umweltprüfung in der Bauleitplanung verglichen.24 Mit der Auf-
wertung der Bodenschutzklausel wurde das Ermittlungsprogramm 
im Sinne des § 2 Abs. 3 BauGB konkretisiert. § 2 Abs. 3 BauGB ist 
die Verfahrensgrundnorm, die spiegelbildlich zum materiellen Recht 
und damit zu den §§ 1, 1a BauGB steht.25 Dies sollten die Gemein-
den nicht auf die leichte Schulter nehmen. Andernfalls laufen sie 
Gefahr, gerichtlich eines Ermittlungs- und Abwägungsdefizits im 
Sinne des § 214 Abs. 1 Nr. 1 BauGB überführt zu werden.

III. Anwendbarkeit der Agrarklausel über § 1a Abs. 3 

In § 1a Abs. 3 S. 5 BauGB wurde die Agrarklausel des § 15 Abs. 3 
BNatSchG als entsprechend anwendbare Norm verankert. Demnach 
sind bei der Festsetzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen die 
Belange der Landwirtschaft zu berücksichtigen. 

IV. Klimaschutzklausel gemäß § 1a Abs. 5

Der Gesetzgeber hat den neuen Abs. 5 in § 1a nach dem Vorbild des 
§ 2 Absatz 2 Nummer 6 Satz 7 des ROG26 ausgestaltet. Die klimage-
rechte Stadtentwicklung soll nach dem neuen § 1a Absatz 5 BauGB 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken 
(Mitigation), als auch durch solche, die der Anpassung an den Kli-
mawandel (Adaption) dienen, erreicht werden. Die Adaption ist im 
Rahmen des Klimaschutzes durch Bauleitplanung ein relativ neues 
Handlungsfeld. Erste Ansätze beinhaltete die vom Bundeskabinett 
am 17.12.2008 beschlossene „Deutsche Anpassungsstrategie an den 
Klimawandel (DAS)“.27 Der Klimaschutz ist bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen verstärkt zu berücksichtigen. Zudem können Ziele des 
Klimaschutzes durch eigene Darstellungen und Festsetzungen ver-
ankert werden. 

In der Gesetzesbegründung werden als Maßnahmen, die dem Kli-
mawandel entgegenwirken, beispielsweise die planungsrechtliche 
Absicherung und Unterstützung des Einsatzes erneuerbarer Ener-
gien sowie übergreifende Maßnahmen wie z. B. die Umsetzung eines 
Konzepts der „Stadt der kurzen Wege“, das das Verkehrsaufkommen 
und damit den dadurch verursachten CO2-Ausstoß gering hält, ge-
nannt28. Als Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel sollen 
z. B. Kaltluftschneisen in Betracht kommen, die als von der Bebauung 

22 	BVerwG, NVwZ 1990, 658; NVwZ 1992, 162.
23 	So bereits: Stüer, DÖV 1988, 337 ff.; optimistischer: Studie Landesinitiati-

ve „Stadtbaukultur NRW“, Universität Bonn 2006, abrufbar unter: http://
www.wiegandt-stadtforschung.de/fileadmin/bilder/projekte/Bauluec-
kenNRW_kurz.pdf

24 	Uechtritz, BauR 2013, 1354, 1356.
25 	Merkel, Die Gerichtskontrolle der Abwägung im Bauplanungsrecht, insbe-

sondere nach der Neuregelung der §§ 2 III und 214 BauGB durch das EAG 
Bau, Diss. 2012, 209.

26 	Vgl. hierzu: Klinger/Wegener, NVwZ 2011, 905 ff.; Reidt, DVBl. 2011, 789 ff.
27 	Vgl. BBSR-Forschungen Heft 149, Berlin 2011, 54 f. abrufbar unter: www.

bbsr.bund.de
28 	BR-Drucks. 344/11, S. 18.
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freizuhaltende Flächen (§ 9 Absatz 1 Nummer 10) festgesetzt wer-
den29. Auch wenn die Klimaschutzklausel den Fokus auf den allge-
meinen Klimaschutz ausweitet, kann daraus nicht abgeleitet werden, 
dass mit den Mitteln der Bauleitplanung nunmehr „globale Klima-
schutzpolitik“ gemacht werden muss.30

V. Neue Festsetzungsmöglichkeiten in Flächennutzungsplänen

1. Verankerung von Klimaschutzkonzepten

Die Darstellungsmöglichkeiten für erneuerbare Energien in Flä-
chennutzungsplänen werden mit der neuen Fassung des § 5 Abs. 2 
Nr. 2 ausgeweitet: Nunmehr kann auch die Ausstattung des Gemein-
degebiets mit Einrichtungen, Anlagen und sonstigen Maßnahmen, 
die dem Klimawandel entgegenwirken oder der Anpassung an den 
Klimawandel dienen, dargestellt werden. Gemeint sind damit insbe-
sondere Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen 
Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wär-
me oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopp-
lung. Zudem kann im Flächennutzungsplan auch die Ausstattung 
des Gemeindegebiets mit Anlagen, Einrichtungen und sonstigen 
Maßnahmen dargestellt werden, die der Anpassung an den Klima-
wandel dienen (z. B. ein System von Kaltluftschneisen). Laut der 
Gesetzesbegründung wird damit das Ziel verfolgt, dass informelle 
städtebauliche Klimaschutz- oder Energiekonzepte im Sinne des 
§ 1 Absatz 6 Nummer 11 BauGB verstärkt zum Gegenstand eines 
Flächennutzungsplans gemacht werden können und auch insoweit 
die Koordinierungs- und Steuerungsfunktion des Flächennutzungs-
plans genutzt werden kann.31

Für Klimaschutz- bzw. Energiekonzepte gibt es keine formalen 
Rahmenbedingungen wie die einer Öffentlichkeits-/Behördenbe-
teiligung. Gleichwohl ist eine solche Beteiligung ebenso sinnvoll 
wie eine Beschlussfassung über das jeweilige Konzept durch die Ge-
meindevertretung. Hierdurch wird ein gewisser Grad an Verbind-
lichkeit erreicht. Die Konzepterstellung erfolgt meist dreistufig: Der 
Bestandsanalyse, folgt die Potentialanalyse und mündet sodann in 
die Konzeptentwicklung mit konkreten Maßnahmeplänen. Klima-
schutzkonzepte sind systematisch betrachtete weitreichender als 
Energiekonzepte, weil energetische Aspekte in Klimaschutzkonzep-
ten wesensnotwendig eine Rolle spielen über diese jedoch hinaus-
gehen und die klimaschutzspezifischen Verknüpfungen aufzeigen. 
Klimaschutzkonzepte sind zwar auch nach der BauGB-Novelle 
2011 keine „Pflicht“, jedoch könnten sie in Zukunft eine ähnliche 
Funktion wie Einzelhandelskonzepte32 übernehmen und eine trag-
fähige Grundlage für die Abwägung bieten. Die Gemeinden sind 
mit der Erstellung von Klimaschutzkonzepten meist überfordert und 
bedürfen der Anleitung. Derartige Hilfestellungen bieten sowohl 
Forschungsergebnisse33 bzw. Best Practice Sammlungen34. 

29 	Weitergehende Ansätze vgl. Krautzberger, UPR 2012, 99ff.
30 	So zu Recht: Antweiler/Gabler, BauR 2011, 39, 42.
31 	BR-Drucks. 344/11, S. 19.
32 	Vgl. Kopf, LKRZ 2008, 286, 289.
33 	Vgl. BBSR-Forschungen Heft 149, Berlin 2011, 46 ff. abrufbar unter: www.bbsr.

bund.de
34 	Vgl. Bericht des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bau- und Wohnungswe-

sen zum „Klimaschutz in den Bereichen Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung“ 
als Beratungsvorlage der Bauministerkonferenz am 14.03.2008 in Berlin, dort 
S. 17 ff. sowie in Anhang 6; abrufbar unter www.is-argebau.de ; Kommunales 
Energieportal des Landes Rheinland-Pfalz www.energie-komm.de.

2. Teilflächennutzungspläne

§ 5 Absatz 2b wurde mit dem EAG-Bau eingefügt. Mit der BauGB-
Novelle 2011 werden lediglich Klarstellungen etabliert. Der Bun-
desgesetzgeber möchte der Praxis eine rechtssichere Handhabung 
des Instruments des Teilflächennutzungsplans ermöglichen. In der 
Gesetzesbegründung wird klargestellt, dass die Vorschrift nicht da-
hin missverstanden werden soll, dass Teilflächennutzungspläne nur 
aufgestellt werden könnten, wenn sie ausschließlich Darstellungen 
im Sinne des § 35 Absatz 3 Satz 3 enthalten35. Zulässig sind nicht 
nur inhaltliche Teilflächennutzungspläne, sondern auch räumliche 
Teilflächennutzungspläne. Damit soll Rechtssicherheit für das Re-
powering von Windenergieanlagen geschaffen werden. Besteht für 
das Gemeindegebiet bereits ein Flächennutzungsplan, so sind dessen 
planerische Aussagen mit denen des hinzutretenden Teilflächennut-
zungsplans abzustimmen – sie dürfen nicht in Widerspruch zuein-
ander stehen! Durch dieses Erfordernis wird (in dieser Konstellation) 
der Zeitvorteil des Teilflächennutzungsplans etwas geschmälert. 

3. Darstellung zentraler Versorgungsbereiche im Flächennut-
zungsplan

Die Festsetzungsmöglichkeiten im Flächennutzungsplan wurden 
mit der Einfügung eines neuen Buchstabens d) „mit zentralen Ver-
sorgungsbereichen“ in § 5 Abs. 2 Nr. 2 erweitert. Der Begriff „zent-
raler Versorgungsbereich“ ist im Bauplanungsrecht mittlerweile hin-
reichend konturiert. Dies zeigt die Rechtsprechung zu § 34 Abs. 3 
BauGB. Der Gesetzgeber hat im Zuge des EAG Bau § 34 Abs. 3 
BauGB neu gefasst, danach dürfen „von Vorhaben nach Absatz 1 oder 
2 keine schädlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche 
in der Gemeinde oder in anderen Gemeinden zu erwarten sein“. Der 
Gesetzgeber brachte damit klar zum Ausdruck, dass optisch nicht 
wahrnehmbare „Fernwirkungen“ bei der Genehmigung von Vorha-
ben im unbeplanten Innenbereich zu berücksichtigen sind.36 

Mit der Möglichkeit zentrale Versorgungsbereiche im Flächennut-
zungsplan darzustellen, können die Gemeinden ihren Einzelhan-
delskonzepten ein stärkeres rechtliches Gewicht geben und diese 
planungsrechtlich verankern. Außerdem kann damit die Prüfung 
erleichtert werden, ob im konkreten Einzelfall von einem zentralen 
Versorgungsbereich im Sinne des § 34 Absatz 3 auszugehen ist. Eine 
solche Festsetzung schränkt allerdings gleichzeitig die Flexibilität 
ein – mit der nachfolgenden Änderung eines Einzelhandelskonzep-
tes kann sich ein Anpassungsbedarf auf der Ebene der Flächennut-
zungsplanung ergeben.37

VI. Neue Festsetzungsmöglichkeiten in Bebauungsplänen

1. Klimaschützende Festsetzungen

Die Festsetzungsmöglichkeiten gemäß § 9 Abs. 1 BauGB wurden 
erweitert, um Rechtssicherheit für die Umsetzung von Planungszie-
len zu schaffen, die dem Klimaschutz dienen. In der alten Fassung 
der Nr. 12 war nur von „Versorgungsflächen“ die Rede.38 Mit der 

35 	BR-Drucks. 344/11, S. 21
36 	Vgl. Kopf, LKRZ 2009, 11, 14.
37 	So auch Battis/Mitschang/Reidt, NVwZ 2013, 961, 963.
38 	Vgl. Söfker, Stadt und Gemeinde 2009, 487.
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Ergänzung des § 9 Abs. 1 Nr. 12 soll klargestellt werden, dass zu 
den Versorgungsflächen auch Flächen gehören für Anlagen und Ein-
richtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, 
Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus er-
neuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung. Die neue Nr. 12 
soll eine Ergänzung des § 5 Abs. 2 Nr. 2b BauGB darstellen und eine 
Entwicklung aus einer korrespondierenden Festsetzung in einem 
Flächennutzungsplan ermöglichen.

Auch die neu gefasste Nr. 23b dient der Klarstellung. Nr. 23b wurde 
mit dem EAG-Bau eingefügt. Umstritten war seither, ob auf dieser 
Grundlage neben den ausdrücklich genannten baulichen Maßnahmen 
auch technische Maßnahmen festgesetzt werden können.39 Mit dem 
neu gefassten Wortlaut kommt nunmehr klar zum Ausdruck, dass auch 
technische Maßnahmen erfasst sind und darunter sowohl die Erzeu-
gung als auch die Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme und 
Kälte zu verstehen sind. Nr. 23b kann dadurch u.a. eine Grundlage 
zur Umsetzung des EEWärmeG bieten. Mit dieser Neuregelung wird 
der Fokus der Energieerzeugung nicht mehr nur auf die Solarenergie 
gelegt – auch Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen finden Berücksich-
tigung. Als Anwendungsbeispiel wird in der Gesetzbegründung die 
Festsetzung einer Lärmschutzwand nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
genannt, die mit der Festsetzung von Photovoltaikanlagen an oder auf 
diesen Lärmschutzwänden kombiniert wird (vgl. § 33 EEG).40 

Durch die Ergänzung des § 9 Abs. 6 mit dem Zusatz „gemeindliche 
Regelungen zum Anschluss- und Benutzungszwang“ soll eine bessere 
Information der Bürger und aller Beteiligten erreicht werden. Abs. 6 
bietet keine Ermächtigungsgrundlage für die Begründung eines An-
schluss- und Benutzungszwangs (an Fernwärmenetzte), sondern er-
möglicht nur eine nachrichtliche Übernahme in den Bebauungsplan. 
Ermächtigungsgrundlage können beispielsweise § 16 EEWärmeG41 
oder entsprechende Regelungen in den Gemeindeordnungen42 sein. 
Hinsichtlich der kommunalrechtlichen Ermächtigungsgrundlagen 
war jedoch lange Zeit unklar, ob ein Anschluss- und Benutzungszwang 
mit dem (allgemeinen) Klimaschutz begründet werden kann.43 Im 
Wortlaut der jeweiligen Vorschriften wird in der Regel das Bestehen 
eines „öffentlichen Bedürfnisses“ als Voraussetzung definiert und ein 
solches Bedürfnis wurde zum Teil nur dann angenommen, wenn es um 
die Lösung spezifisch kommunaler Probleme geht.44 Die Erweiterung 
des Planungszieles in § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB und die Klimaschutz-
klausel stellen klar, dass der Klimaschutz als Planungsziel und damit als 
Begründung für einen im Bebauungsplan verankerten Anschluss- und 
Benutzungszwang eine tragfähige Grundlage bietet. 

2. Ansiedlungssteuerung gemäß § 9 Abs. 2b 

§ 9 Abs. 2b lehnt sich an Abs. 2a an und ist dem früheren § 2a des 
Maßnahmengesetzes zum BauGB nachempfunden. In der Begrün-
dung des Gesetzentwurfes zur BauGB-Novelle 2013 wird zur er-
gänzenden Funktion im Hinblick auf Vergnügungsstätten folgendes 

39 	Dafür: Kahl, ZUR 2010, 395, 396 m.w.N.
40 	BR-Drucks. 344/11, S. 22.
41 	Vgl. Kahl, ZUR 2010, 395, 399.
42 	Vgl. §  19 Hessische Gemeindeordnung; §  26 Gemeindeordnung Rheinland-

Pfalz; § 22 Kommunalselbstverwaltungsgesetz Saarland.
43	 Vgl. Battis/Krautzberger/Mitschang/Reidt/Stüer, NVwZ 2011, 897, 898; Kahl, 

ZUR 2010, 395, 398 m.w.N.
44 	Faßbender, NuR 2009, 618 (619).

ausgeführt: „Im Rahmen der `Berliner Gespräche zum Städtebau-
recht´ wurde festgestellt, dass das Steuerungsinstrumentarium der 
BauNVO sich insoweit als grundsätzlich ausreichend erweist. Im 
nicht beplanten Innenbereich kann § 9 Absatz 2a BauGB genutzt 
werden, wenn zentrale Versorgungsbereiche geschützt werden sol-
len. Zur Unterstützung der gemeindlichen Planungshoheit soll hier 
insbesondere klarstellend eine gezielte Regelung für die städtebau-
lichen Aspekte dieser im Übrigen gesellschaftlichen Problematik 
eingefügt werden.“ Mittels § 9 Abs. 2a können Vergnügungsstätten 
in bestimmten Gebieten nicht nur ausgeschlossen werden, sondern 
auch für zulässig erklärt werden, um so eine Konzentration zu errei-
chen. Die städtebaulichen Aspekte, die von Abs. 2a nicht abgedeckt 
wurden und nun in Abs. 2b erfasst sind, beziehen sich auf die „Beein-
trächtigung von Wohnnutzungen oder anderen schutzbedürftigen 
Anlagen wie Kirchen, Schulen und Kindertagesstätten“ sowie auf die 
„Beeinträchtigung der sich aus der vorhandenen Nutzung ergeben-
den städtebaulichen Funktion des Gebiets, insbesondere durch eine 
städtebaulich nachteilige Häufung von Vergnügungsstätten“. Dieser 
Katalog der städtebaulichen Aspekte ist allerdings nicht abschlie-
ßend, es kommen weitere gebietsbezogene Aspekte in Betracht.45 

VII. Änderungen des § 11 BauGB

1. Vertragsbestimmungen zum Klimaschutz

In § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 und 5 werden über die bisherige Rege-
lung hinaus nicht nur Solaranlagen sowie Anlagen und Leitungen 
für Kraft-Wärme-Kopplung erfasst, sondern sämtliche Anlagen 
und Einrichtungen für die Erzeugung und Nutzung erneuerbarer 
Energien, Anlagen und Einrichtungen der Fern- und Nahwärme-
versorgung und Kraft-Wärme-Kopplung. Die BauGB-Novelle 2011 
knüpft damit an das Europarechtsanpassungsgesetz Bau46 an und 
weitet den Anwendungsbereich aus. 

2. Systematische Neuregelung des Erschließungsvertrages

Durch eine Neufassung des §  11 Abs.  1 BauGB und des §  124 
BauGB hat der Bundesgesetzgeber die Ermächtigungsgrundlage 
für Erschließungsverträge (einschließlich der Folgekostenverträge47) 
eindeutig in § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 bzw. Abs. 1 S. 2 Nr. 3 verortet. § 124 
ist nur noch als erschließungsrechtliches Rudiment erhalten geblie-
ben: Darin ist nur noch die Erschließungspflicht nach abgelehntem 
Vertragsangebot beinhaltet (vgl. § 124 Abs. 3 S. 2 BauGB a.F.). Der 
Bundesgesetzgeber sieht in dieser Änderung eine notwendige Klar-
stellung: In der Rechtsprechung48 wurde in Frage gestellt, ob § 124 
a. F. eine tragfähige Grundlage für derartige Verträge bieten kann. 
Zudem wurde in § 11 Abs. 1 klargestellt, dass die Gemeinden städte-
bauliche Verträge mit juristischen Personen abschließen können, an 
der sie beteiligt sind; diese Änderung ist von großer Bedeutung für 
die Verwaltungspraxis. Durch einen neuen Satz 3 in Abs. 2 BauGB 
wird nunmehr ausdrücklich geregelt, dass eine Eigenbeteiligung der 
Gemeinde nicht erforderlich ist, wenn der Vertragspartner Kosten 
oder sonstige Aufwendungen trägt oder übernimmt.49 

45 	Battis/Mitschang/Reidt, NVwZ 2013, 961, 963; Bönker/Bischopink, BauNVO-
Kommentar, 2014, § 7, Rn. 95..

46 	BT-Drs. 15/2250, S. 50.
47	 Battis/Mitschang/Reidt, NVwZ 2013, 961, 964.
48 	BVerwG, BauR 2011, 945 ff.
49 	Vgl. hierzu ausführlich: Diederichsen, LKRZ 2013, 500 ff.
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VIII. Verlängerung der Zurückstellung von Baugesuchen gem. 
§ 15 Abs. 3

Da sich die Ausweisung von Konzentrationsflächen für die Wind-
kraftnutzung im Flächennutzungsplan mitunter sehr langwierig ge-
staltet und die Rechtsprechung50 diesbezüglich hohe Anforderungen 
stellt, wurde in § 15 Abs. 3 die Möglichkeit der Zurückstellung von 
Baugesuchen „um höchstens ein weiteres Jahr“ verlängert.

IX. Ausweitung des gesetzlichen Vorkaufsrechtes gem. § 27a

Nach § 27a n.F. steht der Gemeinde zukünftig ein umfassendes ge-
setzliches Vorkaufsrecht zugunsten eines Dritten zu. Die Beschrän-
kung auf bestimmte Zwecke wie es § 27a a.F. vorsah (u.a. soziale 
Wohnraumförderung) ist entfallen. Folglich kann die Gemeinde 
über dieses Instrument einen Direkterwerb ermöglichen; erforder-
lich ist in Zukunft lediglich eine „zweckentsprechende Verwendung 
des Grundstücks“. Durch diese Erleichterung entfallen die mitunter 
hohen Kosten für den Durchgangserwerb. Kommt der Begünstigte 
seinen Verpflichtungen nicht nach, kann die Gemeinde gemäß § 27a 
Abs. 3 S. 2 die Übertragung zugunsten der Gemeinde oder zugunsten 
eines Übernahmewilligen verlangen. 

X. Ausnahme vom Einfügensgebot gem. § 34 Abs. 3a

Sicherlich wenig Praxisrelevanz51 wird die Neufassung des §  34 
Abs. 3a S. 1 Nr. 1 haben: Nunmehr wird es die Möglichkeit des Ab-
sehens vom Erfordernis des Einfügens auch für den Fall geben, dass 
ein zulässigerweise errichteter Gewerbe- oder Handwerksbetrieb zu 
Wohnzwecken umgenutzt wird.

XI. Bauen im Außenbereich – geänderte Privilegierungen

1. Einschränkung gewerblicher Tierhaltung in § 35 Abs. 1 Nr. 4

Heftig umstritten zwischen Bundestag und Bundesrat bzw. der 
damaligen Regierungskoalition und der Opposition war die Neu-
justierung der Privilegierung gewerblicher Tierhaltungsanlagen. 
Herausgekommen ist eine starke Beschränkung der gewerblichen 
Tierhaltung: Gewerbliche Tierhaltungsanlagen sind zukünftig nur 
noch gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 4 im Außenbereich zulässig, sofern sie 
nicht einer standortbezogenen oder allgemeinen Vorprüfung oder 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG unterliegen. 
Für die Frage der Privilegierung kommt es maßgeblich auf die „un-
terste Schwelle“ der in Ziffer 7 des Anhangs 1 UVPG und die dort 
genannten Tierbestandszahlen52 an. Zudem wurde – um Umgehun-
gen zu erschweren – ein Zurechnungstatbestand bei kumulierten 
Vorhaben in Nr. 4 verankert: Ein enger Zusammenhang wird ver-
mutet, wenn mehrere Tierhaltungsanlagen „auf demselben Betriebs- 
oder Baugelände liegen und mit gemeinsamen betrieblichen oder 
baulichen Einrichtungen verbunden sind“. Nach der Überleitungs-
vorschrift des § 245a Abs. 4 gilt die Neuregelung bereits für Anla-
gen, die nach dem 04.07.2012 zur Genehmigung gestellt wurden; 
bestandskräftige Genehmigungen bleiben unberührt. 

50 	BVerwG, NVwZ 2013, 519.
51 	Ähnlich auch: Battis/Mitschang/Reidt, NVwZ 2013, 961, 965; Uechtritz, BauR 

2013, 1354, 1362.
52 	15.000 Hennen oder Truthühner, 30.000 Junghennen oder Mastgef lügel, 600 

Rinder, 500 Kälber, 1.500 Mastschweine, 560 Sauen oder 4.500 Ferkel.

2. Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe (Biomasse) 

Die Vorschrift zur Privilegierung von Biogasanlagen gemäß §  35 
Abs. 1 Nr. 6 BauGB wurde im Zuge beider Novellen modifiziert:

Fortan ist nicht mehr die installierte elektrische Leistung, sondern 
die Feuerungswärmeleistung maßbeglich. Die technischen Bezugs-
größen wurden an die der 4. BImSchV angepasst, um eine einheitli-
che Handhabung zu gewährleisten. 

Nach § 35 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe d) n.F. sind Anlagen zur Erzeugung 
von Biogas im Außenbereich nur privilegiert, wenn die Erzeugung nicht 
mehr als 2,3 Millionen Normkubikmeter Biogas pro Jahr überschreitet. 
Mit dieser Beschränkung wird sichergestellt, dass derartige Anlagen – 
von der Kubatur her – nicht größer werden dürfen als nach der bisheri-
gen Rechtslage. Auf der Grundlage dieser Neuregelung können jedoch 
technische Effizienzgewinne bei Biogasanlagen realisiert werden.53 

Zudem wurde ein limitierender Faktor für alle anderen Anlagen zur 
Nutzung von Biomasse (z.B. Holzverbrennungsanlagen) festgesetzt: 
2,0 Megawatt Feuerungswärmeleistung. Die Beschränkung auf 2,0 
Megawatt Feuerungswärmeleistung gilt für Biogas-Anlagen (bzgl. 
eines Blockheizkraftwerkes einer Anlage) folglich nicht.54 

3. Solaranlagen auf Dach- und Außenwandflächen

Die weitreichendste Änderung betrifft die Nr. 8: Anlagen zur Nut-
zung solarer Strahlungsenergie in, an und auf Dach- und Außen-
wandflächen von zulässigerweise genutzten Gebäuden sind danach 
privilegiert, sofern die Anlage dem Gebäude baulich untergeordnet 
ist. Der Gesetzgeber verfolgt damit einerseits die energiepolitische 
Absicht, die Zulässigkeit von Solaranlagen an oder auf Gebäuden 
zu erleichtern und andererseits geht es ihm ausdrücklich darum, die 
Rechtslage zu klären. 

In der Begründung wird auf eine Entscheidung des OVG NW55 ver-
wiesen, das „grundsätzliche Fragen in der Praxis aufgeworfen hat“56. 
In dieser Entscheidung ging es um die Zulässigkeit einer Photovolta-
ikanlage auf dem Dach einer Reithalle. Der Grundstückseigentümer 
hatte mit einem Dritten einen Dachnutzungsvertrag abgeschlossen: 
Der Stromertrag sollte vollständig in das öffentliche Netz eingespeist 
werden, dem Eigentümer war eine beträchtliche monatliche Vergü-
tung zugesichert worden. Das Gericht qualifizierte die Anlage als eine 
gewerbliche Nutzung der Dachfläche durch einen Dritten, die zu der 
landwirtschaftlichen Nutzung der Reithalle hinzutritt. Folglich sei da-
rin eine, die Genehmigungspflicht auslösende, Nutzungsänderung57 zu 
sehen, weil sich die neue Nutzung von der bisherigen Nutzung derge-
stalt unterscheide, dass sie anderen oder weitergehenden Anforderun-
gen bauordnungs- oder bauplanungsrechtlicher Art unterworfen ist 
oder zumindest sein kann. Das Gericht qualifizierte die Anlage folg-
lich nicht als „mitgezogene“ Anlage, deren Zulässigkeit aus der Privi-
legierung des landwirtschaftlichen Betriebes folgt, sondern als isoliert 

53 	Kremer, BauR 2013, 1370, 1377.
54 	Vgl. Pressemitteilung des Fachverbandes Biogas e.V. vom 03.05.2013 – abrufbar 

unter: www.biogas.org
55 	OVG NW, ZUR 2011, 23 ff.
56 	BR-Drucks. 344/11, S. 12; vgl. Barthel, ZUR 2011, 24 f.; Hahn/Naumann, ZUR 

2011, 571ff.; Vietmeier, BauR 2011, 210ff.
57 	Vgl. BVerwG, IBR 2009, 547 (Anm. Kopf); NVwZ 2000, 1047; NVwZ 1994, 294.
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zu betrachtende – und damit genehmigungsbedürftige – gewerbliche 
Nutzung. Wesentlicher Aspekt bei dieser Betrachtung war die Tatsa-
che, dass der erzeugte Strom nicht in dem landwirtschaftlichen Betrieb 
selbst genutzt, sondern vollständig eingespeist werden soll.

Die Privilegierung nach der neu gefassten Nr. 8 setzt voraus, dass das 
jeweilige Gebäude zulässigerweise genutzt wird, also zumindest Be-
standsschutz haben muss. Zudem müssen die Anlagen dem Gebäude 
baulich, d. h. räumlich-gegenständlich, untergeordnet sind. Nicht er-
fasst sind daher z. B. Anlagen, deren Fläche über die Dachfläche bzw. 
die Wandfläche des Gebäudes hinausgeht. Nicht gefordert ist demge-
genüber eine funktionelle Unterordnung. Die Privilegierung gilt somit, 
wie auch bei § 35 Absatz 1 Nummer 5 und 6, unabhängig davon, ob die 
erzeugte Energie selbst verbraucht oder vollständig oder überwiegend 
in ein öffentliches Netz eingespeist wird. Aus § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB 
resultiert keine Privilegierung für Gebäude, die nur zu dem Zweck 
errichtet werden um Photovoltaikanlagen installieren zu können.58 

4. Neuerrichtung von ehemals landwirtschaftlich genutzten Ge-
bäuden

Eine im Hinblick auf den Vorrang der Innenentwicklung geradezu 
widersprüchliche Regelung59, ist der neue Satz 2 in § 35 Abs. 4, der sich 
auf Nutzungsänderungen eines land- bzw. forstwirtschaftlichen Ge-
bäudes im Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 1 bezieht: „Um den Strukturwan-
del in der Landwirtschaft zu unterstützen“, wie es in der Begründung 
zum Regierungsentwurf heißt, ist in Zukunft auch die Neuerrichtung 
eines Gebäudes (z.B. zu Wohnzwecken) zulässig, „wenn das ursprüng-
liche Gebäude vom äußeren Erscheinungsbild auch zur Wahrung der 
Kulturlandschaft erhaltenswert ist, keine stärkere Belastung des Au-
ßenbereichs zu erwarten“ und dies mit nachbarlichen Belangen ver-
einbar ist. Ein solcher Ersatzbau ist folglich nur dann zulässig, wenn er 
sich an der äußeren Gestalt des bisherigen Gebäudes – insbesondere 
bzgl. der Kubatur – orientiert. Bemerkenswert ist, dass diese Neure-
gelung nicht nur von den kommunalen Spitzenverbänden60, sondern 
auch vom Deutschen Bauernverband61 heftig kritisiert wurde! Skepsis 
spricht auch aus dem Mustereinführungserlass62, nach dem „die einzel-
nen Tatbestandsmerkmale restriktiv zu interpretieren“ sind. 

XII. Rückbau von „Schrottimmobilien“ gem. § 179 Abs. 1

Hohe Erwartungen geweckt wurden beim Stichwort „Schrottimmo-
bilien“ – diese Erwartungen konnten durch die Neuregelung jedoch 
nur teilweise erfüllt werden: Unter dem Begriff der Schrottimmobi-
lien sind verwahrloste, nicht mehr wirtschaftlich nutzbare Gebäude 
zu verstehen, die eine negative Ausstrahlungswirkung auf die Um-
gebung haben. Eine Handlungsoption63, die allerdings mit einem 
hohen Verwaltungsaufwand verbunden war, beinhaltet das Baupla-

58 	Battis/Krautzberger/Mitschang/Reidt/Stüer, NVwZ 2011, 897, 903 „Solarscheu-
nen“.

59 	Ähnlich kritisch: Hagebölling, NuR 2013, 99, 103; Uechtritz, BauR 2013, 1354, 
1364. 

60 	Schriftliche Stellungnahme der kommunalen Spitzenverbände vom 21.01.2013 
im Vorfeld der öffentlichen Anhörung im BT-Ausschuss, S. 4.

61 	Schriftliche Stellungnahme des DBV vom 21.01.2013 im Vorfeld der öffentli-
chen Anhörung im BT-Ausschuss, S. 7.

62 	BauGBÄndG 2013 – Mustererlass, Ziffer 3.5, S. 21.
63 	Im Einzelfall kann ein Vorgehen auf der Grundlage des Bauordnungsrechtes 

effektiver sein: § 53 Abs. 3 HBO, §§ 85 Abs. 1, 82 LBauO RhPf, §§ 57 Abs. 3, 
82a LBO Saarland; vgl. Saxinger/Hofmann, BauR 2012, 737 ff.

nungsrecht mit dem Rückbau- und Entsiegelungsgebot64 schon seit 
einiger Zeit. Im Zuge der BauGB-Novelle 2013 soll dieses Instru-
ment optimiert werden: Gestrichen wurde in § 179 Abs. 1 S. 1 die 
Einschränkung, dass ein solches Gebot nur im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplans durchgesetzt werden kann. Dies minimiert den Ver-
waltungsaufwand, sofern sich die Schrottimmobilie im unbeplanten 
Innenbereich befindet, da nach der bisherigen Rechtslage zunächst 
ein Bebauungsplan aufgestellt werden musste. Unverändert blieb die 
grundsätzliche Konstruktion dieses Instruments: Es besteht weiter-
hin keine Anordnungsbefugnis65, sondern nur eine Duldungspflicht 
seitens des Grundstückseigentümers. Immerhin wurde in Abs. 4 eine 
Kostentragungspflicht des Eigentümers etabliert – dieser hat zu-
künftig die Kosten „bis zur Höhe der ihm durch die Beseitigung ent-
stehenden Vermögensvorteile zu tragen“. Ein Kostenbescheid kann 
folglich auf ein Wertermittlungsgutachten gestützt werden.

XIII. Streichung der Unbeachtlichkeitsklausel des § 214 Abs. 2a 
Nr. 1 BauGB

Aufgrund europarechtlicher Vorgaben aufgehoben wurde die Un-
beachtlichkeitsklausel des § 214 Abs. 2a Nr. 1 BauGB a.F.66 Anlass 
dafür war die Entscheidung des EuGH vom 18.04.2013.67 Danach 
ist es mit EU-Recht (Richtlinie 2001/42/EG über die Prüfung der 
Umweltauswirkungen) nicht vereinbar, dass nach deutschem Recht 
– im Falle eines „Bebauungsplans der Innenentwicklung“ auf der 
Grundlage des § 13a BauGB – ein Verstoß gegen das Erfordernis 
einer Umweltprüfung unbeachtlich ist.

XIV. Vorrang des Klimaschutzes bei der Vorhabengenehmigung

§ 248 wird als „Sonderregelung zur sparsamen und effizienten Nut-
zung von Energie“ überschrieben und gibt damit die Intention des 
Gesetzgebers wieder: Mit dieser Regelung sollen geringfügige Über-
schreitungen der Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung, zur 
Bauweise und zur überbaubaren Grundstücksfläche, die der Erfüllung 
einer Pflicht nach § 9 Abs. 1 Satz 1 der EnEV oder nach § 3 Abs. 2 bis 
4 des EEWärmeG dienen, generell zulässig sein. § 248 BauGB kommt 
damit die Funktion einer gesetzlichen Befreiungsregelung zu. 

Maßnahmen können eine nachträgliche Wärmedämmung oder das 
Anbringen von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie in, 
an und auf Dach- und Außenwandflächen bestehender Gebäude 
sein; nicht erfasst werden also Neubauten. Der Gesetzgeber wollte 
damit Schnittstellenprobleme zwischen Energie-/Klimaschutzge-
setzgebung68 mit dem Bauplanungsrecht ausräumen und eine Veran-
kerung derartiger Maßnahmen im Baurecht ermöglichen. Zulässig 
sollen aber nicht nur Pflichtmaßnahmen, sondern auch freiwillige 
Maßnahmen sein, die über die gesetzlichen Mindestanforderungen 
hinausgehen.69 Die Sonderregelung erfasst Gebiete mit Bebauungs-
plänen oder Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 oder 3 genauso 
wie das Einfügenserfordernis im unbeplanten Innenbereich gemäß 
§ 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB. 

64 	Ausführlich hierzu: Krautzberger/Stüer, BauR 2012, 874 ff.
65	 Hierfür: Hagebölling, NuR 2013, 99, 101.
66 	Vgl. Krautzberger, DVBl. 2014, 275.
67 	EuGH, BauR 2013, 1097 ff.
68 	Vgl. Koch, NVwZ 2011, 641ff.
69 	BR-Drucks. 344/11, S. 30.
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Geringfügige Abweichungen sind allerdings nur dann zulässig, so-
weit dies mit nachbarlichen Interessen und baukulturellen Belangen 
vereinbar ist. Der Begriff der Geringfügigkeit ist gesetzlich nicht 
definiert. Klarheit besteht allerdings nur darüber, dass ein Überbau 
nicht zulässig ist70 – egal, ob es um das Privateigentum der Nachbarn 
oder um den öffentlichen Straßenraum geht. Wenn es um eine Un-
terschreitung des gesetzlich vorgeschriebenen Grenzabstand geht, 
müssen grundlegende Rechtsfragen aufgeworfen werden: In der Li-
teratur und im Mustereinführungserlass wird auf oberverwaltungs-
gerichtliche Rechtsprechung71 und auf den Entwurf zur Änderung 
der Musterbauordnung MBO (Stand: 01.06.2011) verwiesen.72 Da-
rin wird eine „Vorrangregelung für das Bauplanungsrecht gegenüber 
den Abstandsflächenregelungen“ durch folgende Änderung des § 6 
der MBO vorgeschlagen: „Bei der Bemessung der Abstandsflächen 
bleiben Maßnahmen zum Zwecke der Energieeinsparung und So-
laranlagen an Anforderungen der Abs. 2 bis 6 entsprechen, außer 
Betracht, wenn sie 1. eine Stärke von nicht mehr als 25 cm aufweisen 
und 2. nicht weniger als 2,50 m von der Nachbargrenze zurückblei-
ben.“ In der Gesetzbegründung73 wird zudem auf den Bericht zu den 
Berliner Gesprächen74 verwiesen. Dort heißt es lapidar: „Für eine 
Klarstellung wurde vor allem angeführt, dass diese die Handhabung 
durch die Bauplanungs- und Bauordnungsbehörden erleichtern 
könne, um auf diese Weise mehr Rechtssicherheit für Klimaschutz 
begünstigende Entscheidungen zu erreichen.“ Betrachtet man die 
bauordnungsrechtlichen Regelungen in den Bundesländern und 
berücksichtigt man, dass das Bauplanungsrecht (und damit § 248 
BauGB) aufgrund der unterschiedlichen verfassungsrechtlichen Ver-
ankerung75 Bauordnungsrecht – und damit die bauordnungsrecht-
lichen Abstandsvorschriften – nicht überlagern oder gar aushebeln 
kann, muss man zu dem Schluss kommen, dass gut gemeint nicht 
immer gleich gut gemacht sein muss: Nach der ständigen Rechtspre-
chung sind die bauordnungsrechtlichen Abstandsvorschriften nach-
barschützend – und zwar in vollem Umfange.76 Einige Bauordnun-
gen beinhalten zwar Abweichungsregelungen wie in § 6 der MBO 
– wie etwa § 6 Abs. 14 der BauO NRW –, so dass die Intention des 
Bundesgesetzgebers sich ohne weiteres auch im Bauordnungsrecht 
realisieren lässt. Jedoch gibt es in bestimmten Bundesländern weder 
bauordungsrechtliche Ausnahmeregelungen noch oberverwaltungs-
gerichtliche Rechtsprechung, die derart weitreichende „geringfügi-
ge“ Abweichungen zulässt. Dies wird in der Verwaltungspraxis im 
Einzelfall schwierige Auslegungsprobleme nach sich ziehen.77

XV. Absicherung des Repowering von Windenergieanlagen

Mit § 249 BauGB soll das Repowering78, also das Ersetzen alter durch 
neue, leistungsstärkere Windkraftanlagen, abgesichert werden. Weil 
die gleiche Strommenge mit weniger Anlagen produziert werden 

70 	Krautzberger, UPR 2011, 361, 363.
71 	OVG NW, BauR 1997, 82; VGH BadWürtt., BauR 2000, 1094.
72 	Anhörung zum Entwurf der Änderung der MBO der Fachkommission Bauauf-

sicht; abrufbar unter www.is-argebau.de 
73 	BR-Drucks. 344/11, S. 15.
74 	Berliner Gespräche zum Städtebaurecht, Band I: Bericht, 2010; dort S. 25.
75 	Vgl. BVerfGE 40, 261 ff.
76 	Vgl. OVG RhPf, AS RP-SL 24, 91 ff.
77 	Beispiel: Nach § 6 Abs. 6 Satz 3 der Hessischen BauO dürfen zwar „Außenwand- 

und Dachdämmungen, die dem Wärmeschutz und der Energieeinsparung die-
nen und über die Bauteilanforderungen der Energieeinsparverordnung in der 
jeweils geltenden Fassung nicht hinausgehen“ bei bestehenden Gebäuden in die 
Tiefe der Abstandsf lächen hineinragen. 

78 	Vgl. Söfker, Stadt und Gemeinde 2009, 487, 489.

und dadurch die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes minimiert 
werden kann, spricht man auch vom „Aufräumen der Landschaft“. 
Allerdings sind die neuen leistungsstärkeren Anlagen in der Regel 
auch höher als die Anlagen älterer Bauart. Das Repowering scheitert 
in der Praxis daher entweder an Höhenbegrenzungen oder es besteht 
das Erfordernis, dass die Anlagenstandorte neu gewählt werden müs-
sen, weil größere Abstände zwischen den Anlagen erforderlich sind. 
Damit beim Aufräumen der Landschaft die Steuerungswirkung des 
§ 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB nicht verloren geht, wurde § 249 BauGB 
eingefügt. Mit der Ausweisung neuer Flächen für die Nutzung der 
Windenergie oder der Änderung von Darstellungen zum Maß der 
baulichen Nutzung (Anlagenhöhe) im Flächennutzungsplan soll 
die negative Ausschlusswirkung an anderer Stelle nicht konterka-
riert werden. § 249 Abs. 1 BauGB stellt dies mittels einer gesetzli-
chen Vermutung sicher. Nach § 249 Abs. 2 BauGB kann festgesetzt 
werden kann, dass die im Bebauungsplan festgesetzten Windener-
gieanlagen nur zulässig sind, wenn sichergestellt ist, dass andere im 
Bebauungsplan festgesetzte Windenergieanlagen bei der Errichtung 
der im Bebauungsplan festgesetzten Windenergieanlagen stillgelegt 
und zurückgebaut werden. Die bedingte Zulässigkeit folgt dabei § 9 
Abs. 2 BauGB. „Baurecht auf Zeit“ kann demnach auf der Grundlage 
von Bebauungsplanfestsetzungen als auch durch entsprechende Dar-
stellungen im Flächennutzungsplan verankert werden.79

C. Änderungen in der BauNVO

I. Kinderbetreuungseinrichtungen in reinen Wohngebieten 
nach § 3 Abs. 2

Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner 
des Gebiets80 dienen, sind gemäß § 3 Abs. 2 in reinen Wohngebieten 
nicht mehr nur wie bisher ausnahmsweise, sondern zukünftig allge-
mein zulässig. Für sonstige Kinderbetreuungseinrichtungen, die z.B. 
einen Bedarf decken, der über das betreffende Gebiet hinausgeht, 
bleibt es bei der ausnahmsweisen Zulässigkeit gemäß Abs. 3. Die 
Regelzulässigkeit korrespondiert mit gesetzgeberischen Intention, 
aufgrund derer § 22 Abs. 1 a BImSchG eingefügt wurde.81 

II. Nebenanlagen gem. § 14

1. Erneuerbare Energien

Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie in, an und auf Dach- 
und Außenwandflächen oder Kraft-Wärmekoppelungsanlagen sind 
nach § 14 Abs. 3 als Nebenanlagen zulässig, sofern die Anlage dem 
Gebäude baulich untergeordnet ist.82 Dies gilt auch, wenn die erzeugte 
Energie vollständig oder überwiegend in das öffentliche Netz einge-
speist wird. Der Gesetzgeber knüpft damit an die Neufassung des § 35 
Abs. 1 Nr. 8 BauGB im Zuge der BauGB-Novelle 2011 an. Die An-
lagen müssen dem Gebäude baulich, d. h. räumlich-gegenständlich, 
untergeordnet sein. Nicht erfasst sind daher z. B. Anlagen, deren Fläche 
über die Dachfläche bzw. die Wandfläche des Gebäudes hinausgeht. 
Nicht gefordert ist demgegenüber eine funktionelle Unterordnung. 

79 	Krautzberger, UPR 2011, 361, 364.
80 	Vgl. Schriftliche Stellungnahme der kommunalen Spitzenverbände vom 

21.01.2013 im Vorfeld der öffentlichen Anhörung im BT-Ausschuss, S. 7, der 
Gebietsbezug wird als zu „eng“ bezeichnet.

81 	Bönker/Bischopink, BauNVO-Kommentar, 2014, § 3, Rn. 71 ff.
82	 Vgl. Bönker/Bischopink, BauNVO-Kommentar, 2014, § 14, Rn. 46 ff.
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2. „Kleintiererhaltungszucht“

In § 14 Abs. 1 S. 2 ist neben der Tierhaltung nun auch ausdrücklich die 
„Kleintiererhaltungszucht“ genannt. Einen Anstoß für diese Neure-
gelung haben die Berliner Gespräche gegeben – dort wurde allerdings 
eher beiläufig eine Erörterung bezüglich der „Kleintierzucht in Wohn-
gebieten“ gefordert.83 Der Begriff der „Kleintiererhaltungszucht“ um-
fasst die so genannte Erhaltungszucht von Kleintieren (z.B. Hunde, 
Katzen, Kaninchen, Hamster, Meerschweinchen, Geflügel84, Tauben, 
Kanarienvögel oder Wellensittiche). In der Literatur85 wird diese Än-
derung überwiegend kritisch bewertet: Hierin sei eine Abkehr von 
der ursprünglichen Zielsetzung des § 14 Abs. 1 zu sehen. Schließlich 
verfolge Zucht in aller Regel gewerbliche Interessen, demnach würde 
die „Kleintiererhaltungszucht“ die Hauptnutzung räumlich erweitern. 
Der Begriff der „Erhaltungszucht“ ist gesetzlich nicht definiert. Nach 
dem Mustereinführungserlass86 ist dies restriktiv zu interpretieren. 
Demnach könne es nur um die Züchtung gefährdeter Tierarten mit 
dem Ziel, diese vor dem Aussterben zu bewahren, gehen. 

Der Bundesrat hat die Gesetzesänderung in seiner Stellungname87 
heftig kritisiert – dort heißt es: „Insbesondere gegen Anlagen für die 
Zucht von Rassegeflügel bestehen aus städtebaulicher und immissi-
onsschutzrechtlicher Sicht erhebliche Bedenken, da mit der hierfür ins-
besondere erforderlichen Haltung von Hähnen regelmäßig in hohem 
Maße Lärmimmissionen einhergehen. Wie die ständige Rechtspre-
chung88 hierzu zeigt, sind Nachbarschaftskonflikte vorprogrammiert; 

83 	Heitfeld-Hagelgans in: Berliner Gespräche – Dokumentation Band II, 107, 112.
84 	Streitpunkt bei der Erhaltungszucht von Geflügel ist meist die Frage, ob mehr 

als ein Hahn zulässig ist – vgl. Bönker/Bischopink, BauNVO-Kommentar, 2014, 
§ 14, Rn. 28.

85 	Berkemann, DVBl. 2013, 815, 821.
86 	BauGBÄndG 2013 – Mustererlass, Ziffer 3.7.1, S. 23.
87 	BR-Drucksache 474/12 vom 21.09.2012 – Stellungnahme des Bundesrates; die 

kommunalen Spitzenverbände haben sich diesem Votum angeschlossen: vgl. 
Schriftliche Stellungnahme der kommunalen Spitzenverbände vom 21.01.2013 
im Vorfeld der öffentlichen Anhörung im BT-Ausschusses, S. 8.; Uechtritz, 
BauR 2013, 1354, 1367 – „…Sinnhaftigkeit zweifelhaft…“, ähnlich kritisch: 
Hagebölling, NuR 2013, 99, 105.

88 	Vgl. Rechtsprechung zur bisherigen Rechtslage: OVG NRW, B. v. 23.03.2007 
– 7 E 116/07 – Juris (Brieftauben); OVG NRW, B. v. 21.01.2002 – 10 E 434/01 – 
NVwZ-RR 2002, 331 ff. (Hühnerzucht im WR).

dies gilt umso mehr in zukünftig stärker verdichteten Wohngebieten, 
auf die der Gesetzentwurf ebenfalls abzielt. An dieser Stelle sei au-
ßerdem angemerkt, dass in der diesbezüglichen Rechtsprechung nicht 
etwa eine fehlende Rechtsgrundlage eine Begründung für die negati-
ven Entscheidungen war. Die Aufnahme der Kleintiererhaltungszucht 
lässt zwar die Unzulässigkeit der betreffenden Anlagen aus Gründen 
des Verstoßes gegen immissionsschutzrechtliche Vorschriften und das 
Rücksichtnahmegebot unberührt, sodass auch die ausdrückliche Nen-
nung von Anlagen für die Kleintiererhaltungszucht in der BauNVO 
keine Veränderung in der gewünschten Weise bewirken würde.“

III. Abweichung vom Maß der baulichen Nutzung gem. § 17 Abs. 2

Nach § 17 Abs. 2 S. 1 können Abweichungen von Obergrenzen für 
das Maß der baulichen Nutzung bei der Ausgestaltung von Bauleit-
plänen künftig aus „städtebaulichen Gründen“ erfolgen.89 Dadurch 
ergibt sich eine Flexibilisierung90 – bislang bedurfte es „besonderer 
städtebaulicher Gründe“91. Auf eine Aufzählung der städtebaulichen 
Gründe, die eine Überschreitung rechtfertigen, verzichtete der Bun-
desgesetzgeber bewusst. Durch die Überschreitung dürfen allerdings 
die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse nicht beeinträchtigt werden. 

IV. Überleitungsvorschriften

Wie sich aus der Überleitungsvorschrift des § 25d BauNVO n.F. 
ergibt, sind die geänderten Regelungen anwendbar, sofern die öffent-
liche Auslegung im Sinne des § 3 Abs. 2 BauGB nach dem Inkraft-
treten der Novelle – nämlich dem 20.09.2013 – erfolgt. 
Aus der Überleitungsvorschrift des § 245a Abs. 1 S. 1 ergibt sich, 
dass die Änderungen der §§ 3 Abs. 2 und 14 Abs. 3 BauNVO – zur 
Zulässigkeit von Anlagen zur Kinderbetreuung92 sowie von Anlagen 
zur Nutzung solarer Strahlungsenergie und Kraft-Wärme-Kopp-
lungsanlagen – auch für bereits bestehende Bebauungspläne gelten. 

89 	Vgl. Bönker/Bischopink, BauNVO-Kommentar, 2014, § 17, Rn. 10 ff.
90 	Ausführlich: Uechtritz, BauR 2013, 1354, 1368 f.
91 	Vgl. OVG Rheinland-Pfalz, U. v. 28.08.2013 – 8 C 10126/13 – Juris, Rn. 42.
92 	Bönker/Bischopink, BauNVO-Kommentar, 2014, §  3, Rn.  74 f.; ausführlich: 

Mitschang, UPR 2014, 248 ff.

7. Speyerer Tage zu kommunalen Infrastrukturen
– Kommunales Straßennetz IV: Straßennutzung, Straßenunterhaltung und mehr

am 19. und 20. März 2015 in der Deutschen Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer, Freiherr-vom-Stein-Str. 2, 67346 Speyer

Donnerstag, 19. März 2015:
•	 Werterhaltung kommunaler Straßen in Zeiten knapper Kassen
	 (Wolfgang Kugele, Fachreferent der Infrastrukturpolitik des ADAC e. V.)
•	 Nutzung Europäischer Infrastrukturförderung für kommunale Verkehrsprojekte
	 (Jun.-Prof. Dr. Bettina Schöndorf-Haubold, Universität Gießen)
•	 Griffigkeit der Straßen, unverzichtbar für deren sichere Nutzung
	� (Joachim Majcherek, Leiter Justiziariat Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Gelsen-

kirchen)
•	 Der Baum im Straßenrecht: Haftung, Störungsbeseitigung, Nutzungsrechte
	 (Univ.-Prof. Dr. Ulrich Stelkens, Deutsche Universität Speyer.Verwaltungswissenschaften Speyer)
•	� Praxisbericht: Werbung auf öffentlichen Flächen; Vertrag ab 01.01.2015 und das öffentli-

che Toilettenkonzept der Stadt Köln
	� (Ulrike Willms, stellvertretende Amtsleiterin und Abteilungsleiterin Brücken und Stadtbahnbau 

der Stadt Köln) 

Freitag, 20. März 2015
•	 Die Straße im Kontext des ÖPNV
	 (Prof. Dr. Michael Fehling, LL. M., Bucerius Law School, Hamburg)
•	 Zusammenspiel straßenrechtlicher und straßenverkehrsrechtlicher Erlaubnisse
	� (Prof. Dr. Michael Sauthoff, Präsident des Oberverwaltungsgerichts und des Finanzgerichts 

Mecklenburg-Vorpommern, Greifswald)
•	 Grünanlagen als öffentliche Einrichtung zwischen Straßen- und Kommunalrecht
	 (Prof. Dr. Peter Axer, Universität Heidelberg)

Anmeldeschluss: 1. März 2015. Anmeldungen sind u.a. möglich im Internet unter: www.uni-
speyer.de/Weiterbildung/Jahresprogramm.htm

Ansprechpartner für Teilnehmer: Lioba Diehl, Tel.: 06232/654-226, Fax 06232/654-488, E-Mail: 
Tagungssekretariat@uni-speyer.de
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Dies gilt gemäß § 245a Abs. 1 S. 2 hinsichtlich der Anlagen zur Kin-
derbetreuung allerdings dann nicht, wenn die betreffende Gemeinde 
bereits zuvor die ausnahmsweise Zulässigkeit ausgeschlossen hatte. 
In Abs. 2 S. 1 wird klargestellt, dass die Gemeinden die durch die 
Neuregelungen resultierende Zulässigkeit von Anlagen zur Kinder-
betreuung sowie von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie 
und von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen planerisch einschränken 
oder ausschließen können. 

V. Ausblick – Überprüfung des § 11 Abs. 3 S. 3 BauNVO

Im Zuge der BauGB-Novelle 2013 wurde eine Änderung der Re-
gelvermutung gemäß § 11 Abs. 3 S. 3 BauNVO diskutiert.93 Zu ei-
ner Änderung führte diese Diskussion allerdings nicht, die damalige 
Bundestagsmehrheit beließ es bei einem Entschließungsantrag.94 
Dieser zielt darauf abzielt, dass im Rahmen einer Studie geprüft wer-
den soll, „ob und inwieweit sich die Struktur des Einzelhandels, ins-
besondere mit Blick auf die Versorgung der Bevölkerung in Städten 
und ländlichen Räumen mit den Waren des täglichen Bedarfs, durch 
das geltende Baurecht nachteilig entwickelt hat.“ Hintergrund ist die 
Regelungssystematik des § 11 Abs. 3 BauNVO: Danach sind groß-
flächige Einzelhandelsbetriebe über 800 qm Verkaufsfläche nur in ei-
nem Sondergebiet zulässig, sofern die Geschoßfläche des jeweiligen 
Betriebes zusätzlich größer als 1.200 qm ist und deshalb nach der so 
genannten Regelvermutung des § 11 Abs. 3 S. 3 BauNVO vermutet 
wird, dass der Betrieb nachteilige Auswirkungen auf die Nahversor-
gung mit sich bringt. Diesbezüglich wird schon seit längerer Zeit 
eingewendet, dass dies vor allem in ländlich strukturierten Gebieten 
in denen kaum Sondergebiete ausgewiesen wurden, Vollsortimenter, 

93	 Vgl. Janning, in: Spannowsky, Novellierungen des BauGB 2011 und 2013, 25, 34.
94 	BT-Drucksache 17/13281 vom 24.04.2013.

die gerade für die Nahversorgung notwendig wären, nicht genehmigt 
werden könnten. Auf diese Thematik bezieht auch der Bericht einer 
gemeinsamen Arbeitsgruppe von öffentlicher Hand (Bund, Länder 
und Gemeinden) und Einzelhandelsvertretern, der bereits im April 
2002 vorgelegt wurde95. Ein Änderungsbedarf wurde damals aller-
dings nicht gesehen, da § 11 Abs. 3 S. 4 BauNVO klar zum Ausdruck 
bringt, dass die Regelvermutung widerlegt werden kann96 und dies – 
nach Ansicht der zuvor genannten Arbeitsgruppe – auch bei Vollsor-
timentern in Betracht kommt. Bestätigung findet diese Ansicht in 
der nachfolgenden Rechtsprechung97, die zum Teil ausdrücklich auf 
den Bericht der Arbeitsgruppe verweist. Der Bericht wurde Ende 
Juni 2014 vorgelegt,98 – die Empfehlungen sind keine Überraschung: 
Änderungen an der Regelungssystematik des § 11 Abs. 3 BauNVO 
werden nicht für erforderlich gehalten.

D. Fazit

Die BauGB-Novellen 2011 und 2013 haben in erster Linie zahlrei-
che praxisrelevante Klarstellungen gebracht, die – mit wenigen Aus-
nahmen – den Weg zur klimagerechten Stadtentwicklung ebnen und 
den Grundsatz der Innen- vor Außenentwicklung unterstreichen. 
Die Novelle 2011 hat das Bewusstsein dafür gestärkt, dass Klima-
schutzkonzepte eine tragfähige Grundlage für die bauleitplanerische 
Abwägung darstellen können. Ausgeblieben ist jedenfalls eine um-
fassende Novelle der BauNVO. Die Bilanz der Novelle fällt unter 
dem Strich jedenfalls leicht positiv aus.

95 	veröffentlicht in: ZfBR 2002, S. 603
96 	Vgl. Nickel/Kopf, ZfBR 2003, 122 ff.
97 	BVerwG, NVwZ-RR 2004, 815 ff.; VGH BaWü, IBR 2005, 1165 (Anm. Kopf ); 

IBR 2007, 1012 (Anm. Kopf ); VG Mainz, B. v. 06.06.2005 – 3 L 259/05.MZ.
98 	BT-Drucksache 18/1922 vom 24.06.2014

1. Die behördliche Kontrollentscheidung

Verwaltungsverfahren sind (u.a.) die nach außen wirkenden 
Tätigkeiten von Behörden, die auf die Prüfung der Voraussetzungen, 
die Vorbereitung und den Erlass eines Verwaltungsaktes gerichtet 
sind und regelmäßig mit dem Erlass des Verwaltungsaktes abschlie-
ßen1. Soweit dieser Verwaltungsakt den Interessen der Betroffenen 
entspricht, hat sich faktisch die Angelegenheit für die Behörde er-

* 	 Beate Rheindorf ist Dozentin an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
in Mayen; Prof. Holger Weidemann ist auf der Leitungsebene des Niedersächsi-
sches Studieninstituts, das zugleich Träger der Kommunalen Hochschule für 
Verwaltung in Niedersachsen ist, tätig 

1	 So die ausdrückliche Definition in § 9 VwVfG

ledigt.2 Nun sind aber durchaus Fallgestaltungen denkbar, in denen 
die Verwaltungsentscheidung nicht den Interessen des Betroffenen 
entspricht und er sie daher nicht akzeptiert. Die Rechtsschutzgaran-
tie des Grundgesetzes (vgl. Art. 19 Abs. 4 Grundgesetz) eröffnet die 
Möglichkeit, die Verwaltungsentscheidungen durch die Gerichte 
und damit durch eine unabhängige Instanz überprüfen zu lassen. 
Soweit Gegenstand einer späteren Klage ein Verwaltungsakt ist, 
sieht die Rechtsordnung zuvor das Durchlaufen eines behördlichen 
Überprüfungsverfahrens vor. So bestimmt § 68 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO), dass regelmäßig vor Erhe-

2 	 Dies schließt nicht aus, dass weitere behördliche Aktivitäten geboten sind, z.B. 
Überprüfung der erlaubten Maßnahme, Einziehung der festgesetzten Gebühren. 

Holger Weidemann/Beate Rheindorf*

Die Übermittlung eines Widerspruchsbescheides und 
einer Einspruchsentscheidung
– § 73 Abs. 3 VwGO, § 85 SGG und § 366 AO im Vergleich –
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bung der Anfechtungsklage oder aber der Verpflichtungsklage3 die 
Recht- und Zweckmäßigkeit des Verwaltungsakts in einem Vorver-
fahren zu überprüfen ist. Das Sozialgerichtsgesetz (SGG) weist mit 
§ 78 eine vergleichbare Bestimmung auf. Während das vorgeschalte-
te Vorverfahren für den Bereich der Sozialverwaltung und der allge-
meinen Verwaltung seinen regelungstechnischen Niederschlag im 
Wesentlichen in den jeweiligen Prozessordnungen gefunden hat, ist 
für den Bereich des Steuerrechts in gewissem Maße ein Sonderweg 
beschritten worden. So wird hier nicht vom Widerspruch4 sondern 
vom Einspruch gesprochen. Zudem erfolgte die Ausgestaltung des 
Einspruchsverfahrens in der Abgabenordnung (siehe §§ 347 ff.) und 
nicht in der Finanzgerichtsordnung. Auch wenn es im Detail – mit-
unter deutliche – Unterschiede gibt, so ist das verbindende Element 
der Streit um den richtigen Verwaltungsakt. Zudem kommt der Im-
puls zur Überprüfung der strittigen Verwaltungsentscheidung „von 
außen“. Das zu durchlaufende Widerspruchs- bzw. Einspruchsver-
fahren ist ferner Sachurteilsvoraussetzung für ein sich möglicher-
weise anschließendes Klageverfahren.
Wird ein entsprechendes Überprüfungsverfahren eingeleitet, so kann 
die Prüfung im Grundsatz zu folgenden Ergebnissen kommen:

•	 Der Widerspruch/Einspruch ist erfolgreich; es ergeht ein Abhil-
febescheid.

•	 Der Widerspruch/Einspruch ist (lediglich) teilweise erfolgreich; 
es ergeht (regelmäßig) ein Widerspruchsbescheid bzw. eine Ein-
spruchsentscheidung, die beide Elemente (Stattgabe und Zu-
rückweisung) aufweist. 

•	 Der Widerspruch/Einspruch ist nicht erfolgreich; es ergeht ein 
Widerspruchsbescheid bzw. eine Einspruchsentscheidung.

•	 Der Widerspruch/Einspruch hat sich erledigt; es ergeht eine 
Mitteilung.

3 	 Zum Begriff dieser beiden Klagearten siehe § 42 Abs. 1 VwGO
4 	 Siehe insoweit aber § 69 VwGO und § 83 SGG

Ein ordnungsgemäßes Verfahren verlangt einen für den Betroffe-
nen sichtbaren Verfahrensabschluss. Nachfolgend soll ein besonderes 
Augenmerk auf die beiden Fallkonstellationen geworfen werden, in 
denen der Rechtsschutzsuchende nicht bzw. nicht in vollem Umfan-
ge erfolgreich war. 

2. Die abschließende Entscheidung

Auch der Widerspruchsbescheid sowie die Einspruchsentscheidung 
sind Verwaltungsakte5 im Sinne der jeweiligen Verfahrensordnung 
(vgl. § 35 VwVfG, § 31 SGB X und 118 AO). Damit ein Verwal-
tungsakt Rechtswirkungen entfalten kann, bedarf er der Bekanntga-
be (vgl. § 43 Abs. 1 VwVfG; § 39 Abs. 1 SGB X; § 124 Abs. 1 AO). 
Nun formulieren die VwGO, das SGG und die AO unterschiedliche 
Anforderungen an die Bekanntgabe. (siehe Tabelle oben).

Bekanntgabe bedeutet dabei, dass der Verwaltungsakt mit Wissen 
und Wollen der Behörde an den Betroffenen übermittelt werden 
soll. Bekanntgabe ist dabei der Oberbegriff, der sowohl die nicht-
förmliche Bekanntgabe wie auch die förmliche Zustellung um-
schließt.6 Für den Regelfall sehen die AO und das SGG vor, dass die 
Einspruchsentscheidung und der Widerspruchsbescheid bekannt zu 
geben sind. Damit entscheidet die zuständige Behörde, die abschlie-
ßende Entscheidung im Wege der nichtförmlichen Bekanntgabe 
(z.B. Übermittlung des Dokuments durch einfachen Brief durch die 
Post) oder im formalisierten Verfahren der Zustellung zu übermit-
teln. Demgegenüber ist die VwGO enger gefasst.

5 	 Siehe auch Kopp/Schenke, VwGO-Kommentar, 20. Aufl., § 73 Rdnr. 1
6 	 Einzelheiten siehe Suckow/Weidemann, Allgemeines Verwaltungsrecht, 16. Aufl., 

Rdnr. 194 ff.; ferner Weidemann, DVP 2011, S. 486 ff und DVP 2013, S. 232 ff.

§ 73 Abs. 3 VwGO § 85 Abs. 3 und 4 SGG AO
(3) Der Widerspruchsbescheid ist 
zu begründen, mit einer Rechts-
mittelbelehrung zu versehen 
und zuzustellen. Zugestellt 
wird von Amts wegen nach 
den Vorschriften des Verwal-
tungszustellungsgesetzes. Der 
Widerspruchsbescheid bestimmt 
auch, wer die Kosten trägt.

(3) Der Widerspruchsbescheid ist schriftlich zu erlassen, zu begründen 
und den Beteiligten bekanntzugeben. Nimmt die Behörde eine Zustel-
lung vor, gelten die §§ 2 bis 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes. §5 
Abs. 4 des Verwaltungszustellungsgesetzes und § 178 Abs. 1 Nr. 2 der 
Zivilprozessordnung sind auf die nach § 73 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 9 als 
Bevollmächtigte zugelassenen Personen entsprechend anzuwenden. Die 
Beteiligten sind hierbei über die Zulässigkeit der Klage, die einzuhaltende 
Frist und den Sitz des zuständigen Gerichts zu belehren.

(4) Über ruhend gestellte Widersprüche kann durch eine öffentlich 
bekannt gegebene Allgemeinverfügung entschieden werden, 
wenn die den angefochtenen Verwaltungsakten zugrunde liegende 
Gesetzeslage durch eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
bestätigt wurde, Widerspruchsbescheide gegenüber einer Vielzahl von 
Widerspruchsführern zur gleichen Zeit ergehen müssen und durch sie 
die Rechtsstellung der Betroffenen ausschließlich nach einem für alle 
identischen Maßstab verändert wird. Die öffentliche Bekanntgabe er-
folgt durch Veröffentlichung der Entscheidung über den Internetauftritt 
der Behörde, im Bundesanzeiger und in mindestens drei überregional 
erscheinenden Tageszeitungen. Auf die öffentliche Bekanntgabe, den 
Ort ihrer Bekanntgabe sowie die Klagefrist des § 87 Abs. 1 Satz 3 ist 
bereits in der Ruhensmitteilung hinzuweisen.

§ 366 AO
Die Einspruchsentscheidung ist schriftlich zu erteilen, zu begründen, 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und den Beteiligten 
bekanntzugeben.

§ 367 Abs. 2 b
(2b) Anhängige Einsprüche, die eine vom Gerichtshof der Europäischen 
Union, vom Bundesverfassungsgericht oder vom Bundesfinanzhof 
entschiedene Rechtsfrage betreffen und denen nach dem Ausgang 
des Verfahrens vor diesen Gerichten nicht abgeholfen werden kann, 
können durch Allgemeinverfügung insoweit zurückgewiesen werden. 
Sachlich zuständig für den Erlass der Allgemeinverfügung ist die obers-
te Finanzbehörde. Die Allgemeinverfügung ist im Bundessteuerblatt 
und auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen zu 
veröffentlichen. Sie gilt am Tag nach der Herausgabe des Bundes-
steuerblattes, in dem sie veröffentlicht wird, als bekannt gegeben. 
Abweichend von § 47 Abs. 1 der Finanzgerichtsordnung endet die 
Klagefrist mit Ablauf eines Jahres nach dem Tag der Bekanntgabe. § 63 
Abs. 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung gilt auch, soweit ein Einspruch 
durch eine Allgemeinverfügung nach Satz 1 zurückgewiesen wurde.



57DVP 2/15 · 66. Jahrgang

Holger Weidemann/Beate Rheindorf� Die Übermittlung eines Widerspruchsbescheides und einer Einspruchsentscheidung

3. Pflicht zur Zustellung des Widerspruchsbescheides

3.1 Grundsatz

§ 73 Abs. 3 VwGO sieht zwingend vor, dass der Widerspruchsbescheid 
zuzustellen ist. Die Zustellungsarten und das Verfahren der Zustel-
lung sind im Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG7) geregelt. Dabei 
ist es unerheblich, ob eine Bundes- oder eine Landesbehörde (ein-
schließlich Kommunalverwaltung) die Widerspruchsentscheidung 
trifft. Beim Widerspruchsbescheid hat die Zustellung immer nach den 
Vorschriften des Bundesverwaltungszustellungsgesetzes8 zu erfolgen. 
Dies ergibt sich einerseits aus der ausdrücklichen Formulierung des 
§ 73 VwGO und der Funktion des Widerspruchsbescheides. Mit der 
Zustellung des Widerspruchsbescheides wird die Klagefrist in Gang 
gesetzt. Sie ist damit bereits Teil des gerichtlichen Verfahrens.9 

Zustellung ist nach § 2 Abs. 1 VwZG die Bekanntgabe eines schrift-
lichen oder elektronischen Dokuments in der in diesem Gesetz be-
stimmten Form. Das Gesetz stellt den Behörden die nachfolgenden 
Zustellungsarten zur Auswahl zur Verfügung. 

Abb.: 1

Zustellungsarten Norm
A Regelarten
1. Zustellung durch die Post mit Zustellungsurkunde § 3 VwZG
2. Zustellung durch die Post mittels Einschreiben10

• 	 Einschreiben mit Rückschein
• 	 Übergabeeinschreiben

§ 4 VwZG

3. Zustellung durch die Behörde gegen Empfangs-
bekenntnis durch Aushändigung des Dokuments

§ 5 Abs. 1 bis 3 VwZG

4. Elektronische Zustellung
• 	 gegen Empfangsbestätigung
• 	 mit Abholbestätigung

§ 5 Abs. 5 bis 7 VwZG
§ 5 a VwZG

B Sonderarten
5. Zustellung im Ausland § 9 VwZG
6. Öffentliche Zustellung § 10 VwZG

Die einzelnen Zustellungsarten haben unterschiedliche Leistungs-
stärken. Diese betreffen beispielsweise den Zeitpunkt der Zustellung, 
die Kosten und die Pflicht das zuzustellende Dokument entgegen 
zu nehmen.11 Auch dort, wo durch Gesetz die Zustellung zwingend 
angeordnet worden ist, verbleibt es im Regelfall bei der Entschei-
dungsfreiheit der Behörde, die für den konkreten Fall geeignete Zu-
stellungsart auszuwählen (§ 2 Abs. 3 VwZG). Eine Einschränkung 
erfährt diese Entscheidungsfreiheit nur dort, wo eine ausdrückli-

7 	 Es gibt neben dem Verwaltungszustellungsgesetz des Bundes auch in den jeweili-
gen Bundesländern eigene Zustellungsgesetze. Die Länder haben dabei Wert da-
rauf gelegt, dass es eine deutliche inhaltliche Schnittmenge mit den Vorgaben des 
Bundesrechts gibt. Regelungstechnisch betrachtet sind die Länder unterschiedliche 
Wege gegangen. Sie haben entweder ein eigenes sog. Vollgesetz erlassen oder aber 
über ein sog. Verweisungsgesetz das Bundesrecht für anwendbar erklärt. Vertiefung 
siehe Weidemann VwZG Einf. in Praxis der Kommunalverwaltung A 18; Weidemann 
in Nds.VwZG § 1 Ziff. X in Praxis der Kommunalverwaltung A 18 Nds und zur 
Zulässigkeit der Verweisung siehe Weidemann/Rheindorf, apf 2010, S. 332 ff..

8 	 Siehe nur BVerwGE 39, 259; ferner Kopp/Schenke, Fn. 5, § 73 Rdnr. 22 a
9 	 Siehe auch Kopp/Schenke, Fn. 5, § 73 Rdnr. 22 a m.N.
10 	Dagegen wird das sog. Übergabeeinschreiben nicht erfasst.
11 	Einzelheiten siehe nur Engelhardt/App/Schlatmann, VwZG-Kommentar, 9. Aufl., 

Erläuterungen zu den§§ 3, 4 und 5; 

che spezialgesetzliche Vorgabe existiert oder aber ein Verfahren auf 
Grund einer Rechtsvorschrift auf Verlangen des Empfängers in elek-
tronischer Form abgewickelt wird (siehe § 71 e VwVfG; §§ 2 Abs. 3 
Satz 2 und 5 Abs. 5 Satz 2 VwZG).

Ausgeführt werden Zustellungen nach § 2 Abs. 2 VwZG durch einen 
Erbringer von Postdienstleistungen (Post), die Behörde oder einen 
nach § 17 des De-Mail-Gesetzes akkreditierten Diensteanbieter.

3.2 Bevollmächtigung

Lässt sich ein Betroffener im Widerspruchsverfahren durch einen Be-
vollmächtigten vertreten (zur Zulässigkeit siehe §§ 79, 14 VwVfG), so 
hat dies auch Auswirkungen auf das Zustellungsverfahren. So können 
nach § 7 Abs. 1 Satz 1 VwZG Zustellungen an den allgemeinen oder 
für bestimmte Angelegenheiten bestellten Bevollmächtigten gerichtet 
werden. Dagegen besteht nach § 7 Abs. 1 Satz VwZG die Verpflichtung 
der Behörde, die Zustellung an den Bevollmächtigten zu richten, wenn 
eine schriftliche Vollmacht vorgelegt worden ist. Wird diese Pflicht 
nicht beachtet, dann berührt dies die Wirksamkeit der Zustellung. So-
weit der Widerspruchsbescheid an einen Bevollmächtigten zugestellt 
wird, wirkt sich dies auch auf die Gestaltung der Tenorierung aus:

Abb.: 2

Kein Bevollmächtigter eingeschaltet Bevollmächtigter wurde eingeschaltet
(…)

Mit ZU
Herrn
Manfred Bogner
Bassumer Landstr. 44
23456 Stuhr

Widerspruch gegen meine Bausperre
Ihr Schreiben vom 12.10.2014

Sehr geehrter Herr Bogner, 
Ihren Widerspruch vom 12.10.2014 gegen 
meinen Bescheid vom 28.9.2014 AZ.: (…) 
weise ich zurück.

Die Kosten des Verfahrens haben Sie zu 
tragen.

Sie haben die der Gemeinde Stuhr zur 
Rechtsverteidigung entstandenen Kosten 
auf deren Antrag hin zu erstatten.

Begründung:
Der zulässige Widerspruch (…)

(…)

Gegen Empfangsbekenntnis
Rechtsanwältin
Sonja Mix
Rembertiring 22
28001 Bremen

Widerspruchsverfahren
Ihr Schreiben vom 12.10.2014 AZ.: (…)

Sehr geehrte Frau Mix,
den im Namen Ihres Mandanten Manfred 
Bogner, Bassumer Landstr. 44, 23456 
Stuhr mit Schreiben vom 12.10.2014 
eingelegten Widerspruch gegen meinen 
Bescheid vom 28.9.2014 AZ.: (…) weise 
ich zurück.

Die Kosten des Verfahrens hat Ihr Man-
dant zu tragen.

Sollten der Gemeinde Stuhr Aufwen-
dungen zu deren Rechtsverteidigung 
entstanden sein, hat Ihr Mandant diese 
der Gemeinde auf deren Antrag hin zu 
erstatten.

Begründung:
Der zulässige Widerspruch (…)

Zu beachten ist zudem, dass § 5 Abs. 4 VwZG für einen ausdrück-
lich und abschließend genannten Adressatenkreis die Möglichkeit 
eines vereinfachten Zustellungsverfahrens vorsieht. Der Gesetzgeber 
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geht davon aus, dass es sich hier um einen besonders vertrauensvollen 
Adressatenkreis handelt, der es gerechtfertigt erscheinen lässt, die for-
mellen Anforderungen der Zustellung zu reduzieren. Im vereinfachten 
Zustellungsverfahren wird diese wirksam, wenn der Empfänger vom 
Zugang des zuzustellenden Dokuments Kenntnis erlangt und dieses 
mit der Bereitschaft annimmt, die Zustellung entgegenzunehmen.12 
In Betracht kommen hier dann auch (z.B.) der einfache Brief, das Fax 
oder die Einlegung des Dokuments in das Postfach des Anwalts beim 
Gericht. Zum Nachweis der Zustellung genügt das mit Datum und 
Unterschrift versehene Empfangsbekenntnis, das an die Behörde zu-
rückzusenden ist (§ 5 Abs. 4 Satz 2 VwZG).

3.3 Heilung

Eine ordnungsgemäße Zustellung erfordert zunächst den Zustellungs-
willen der Behörde und darüber hinaus die Beachtung aller förmlichen 
Voraussetzungen, die für die jeweilige Zustellungsart gelten. Leidet 
nun die Zustellung an einem Mangel, so hält das VwZG mit § 8 eine 
Heilungsvorschrift vor. Diese Heilungsvorschrift gilt für alle Zustel-
lungsarten.13 Gemäß § 8 gilt ein Dokument, dessen formgerechte Zu-
stellung sich nicht nachweisen oder das unter Verletzung zwingender 
Zustellungsvorschriften zugegangen ist, grundsätzlich in dem Zeit-
punkt als zugestellt, in dem es dem Empfangsberechtigten tatsächlich 
zugegangen ist. Soweit es sich um eine elektronische Zustellung nach 
§ 5 Abs. 5 VwZG handelt, tritt die Heilung in dem Zeitpunkt ein, in 
dem der Empfänger das Empfangsbekenntnis zurückgesandt hat (§ 8 
Satz 1 HS 2 VwZG). Der Zweck der Heilungsvorschriften liegt darin, 
dass Verstöße dann ohne Rechtsfolgen bleiben sollen, wenn auch ohne 
ihre Einhaltung der Zustellungszweck erreicht wird, d.h. der tatsächli-
che Zugang des zuzustellenden Dokuments.14 Liegen die Heilungsvo-
raussetzungen vor, wird eine wirksame Zustellung fingiert.

Von § 8 VwZG werden nur Zustellungsmängel erfasst. Eine andere 
Beurteilung ist dagegen bei fehlender Zustellung gegeben. Der Zustel-
lungswille der Behörde ist unabdingbare Voraussetzung für eine Zu-
stellung. Das Fehlen des Willens eine Zustellungshandlung vornehmen 
zu wollen, begründet daher keinen Zustellungsmangel15. Mangelnder 
Zustellungswille ist beispielsweise dann gegeben, wenn die Behörde ein 
Dokument bewusst formlos und zudem noch als Kopie übersendet16 
oder wenn an pflichtige Eheleute nur ein Bescheid übergeben wird.17 
Eine unwirksame Zustellung kann nicht in eine schlichte Bekanntgabe 
umgedeutet werden.18

4. Zustellung eines Widerspruchsbescheides in der Sozialverwal-
tung und der Einspruchsentscheidung in der Steuerverwaltung

Die AO sowie das SGG sieht die fakultative Zustellung einer 
Einspruchs- bzw. Widerspruchsentscheidung vor. Es liegt damit 

12 	Engelhardt/App/Schlatmann, VwZG-Kommentar. Fn 11, § 3 Rdnr. 18
13 	Vgl. nur BVerwGE 104, 301 [312]
14 	Engelhardt/App/Schlatmann, Fn. 11, § 8 Rdnr. 2
15 	so bereits BVerwGE 16, 165 [166 f.]
16 	OVG Hamburg NVwZ-RR 1997 S. 576
17 	siehe nur OVG Koblenz, NVwZ 1987 S. 899; VGH Mannheim, NVwZ-RR 

1989 S. 593; VG Meinigen, NVwZ 1999 S. 213
18 	Engelhardt/App/Schlatmann, Fn. 11, § 1 Rdnr. 6

im Ermessen der Behörde, ob sie für die Übermittlung der ent-
sprechenden Dokumente das beweissichere Zustellungsverfahren 
wählt. Entscheidet sie sich hierfür, dann richtet sich die Zustellung 
nach den Vorschriften des VwZG. Für die Finanzbehörden ergibt 
sich dies bereits unmittelbar aus § 1 Abs. 1 VwZG, wonach sich 
der Anwendungsbereich dieses Gesetzes auch auf die Finanzbe-
hörden erstreckt. Welche Behörden im Einzelfall hierzu zählen, 
ergibt sich aus dem Finanzverwaltungsgesetz. Für das sozialgesetz-
liche Widerspruchsverfahren ergibt sich dies aus § 85 Abs. 3 Satz 1 
SGG. Das SGG bestimmt aber, dass der Personenkreis, an den im 
vereinfachten Verfahren zugestellt werden kann, um den in § 73 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 9 genannten Personenkreis erweitert werden 
kann, soweit sie bevollmächtigt worden sind. Zudem wird die Mög-
lichkeit der Ersatzzustellung geringfügig ausgeweitet (§ 85 Abs. 3 
Satz 2 SGG). 

Entscheidet sich die Behörde für die Zustellung eines Dokuments, 
obgleich sie hierzu nicht gesetzlich verpflichtet war, hat sie gleich-
wohl alle förmlichen Voraussetzungen einer ordnungsgemäßen Zu-
stellung zu beachten. Sie darf das Dokument dann nicht mehr durch 
vereinfachte Aufgabe zur Post oder einfache elektronische Absen-
dung (vgl. § 37 Abs. 2 SGB X oder § 122 Abs. 2 AO) bekanntgeben. 

5. Sonderregelungen der AO und des SGG

Die AO (§ 367 Abs. 2 b) und das SGG (§ 85 Abs.4) sehen für 
bestimmte Verfahren, die eine Vielzahl von Personen betreffen kön-
nen, die Möglichkeit der Entscheidung durch eine Allgemeinver-
fügung vor. Es handelt sich insoweit um spezielle Bestimmungen 
gegenüber den allgemeinen Bestimmungen zur Bekanntgabe einer 
Einspruchs- bzw. Widerspruchsentscheidung. Diese Sonderre-
gelungen berücksichtigen, dass gerade im Steuer- und Sozialrecht 
gerichtliche Entscheidungen auf eine Vielzahl von Verfahren Aus-
wirkungen haben können. Die jeweiligen Bestimmungen enthalten 
auch Vorgaben darüber, wo die Allgemeinverfügung zu veröffentli-
chen ist. Die AO legt zudem fest, dass die Allgemeinverfügung am 
Tag nach der Herausgabe des Bundesteuerblattes, in dem sie veröf-
fentlicht wird, als bekanntgegeben gilt. Im Bereich des Sozialrechts 
bestimmt § 87 Abs. 1 Sätze 3 und 4 SGG, dass die Klagefrist gegen 
einen solche Allgemeinverfügung ein Jahr beträgt und mit dem Tag 
zu laufen beginnt, an dem seit dem Tag der letzten Veröffentlichung 
zwei Wochen verstrichen sind.

6. Schlussbetrachtung

In allen drei Rechtsbereichen besteht – entweder obligatorisch oder 
aber fakultativ – die Möglichkeit, eine Widerspruchs- bzw. Ein-
spruchsentscheidung zuzustellen. Das Zustellungsverfahren ist ein 
förmliches Verfahren, das ein hohes Maß an Rechtssicherheit er-
zeugt. So erhält der Absender den Nachweis von Ort und Zeit der 
Übergabe des Dokuments. Gerade für die Bestimmung der zulässigen 
Rechtsbehelfsfrist ist die sichere Datenbasis von ausschlaggebender 
Bedeutung. Auch dort, wo der Behörde eine Entscheidungsfreiheit 
verbleibt, ist zu empfehlen auf die Zustellung zurückzugreifen. Wel-
che Zustellungsart dann in Betracht kommt, hängt maßgeblich von 
den Umständen des Einzelfalls ab. 

B esuchen Sie uns auch im Internet unter � w w w.dvp - digital.de
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1. Einleitung:

Im folgenden Beitrag soll der Frage nachgegangen werden, inwieweit 
der Kreation zusätzlicher kommunaler Gremien neben den in den Ge-
meindeordnungen vorgesehenen Organen und Unterorganen durch die 
Kommunen Grenzen gesetzt sind. Hinsichtlich der Zulässigkeit solcher 
Gremien, lassen sich bezüglich ihrer Rechtsgrundlage diejenigen, die 
auf spezieller gesetzlicher Grundlage gebildet werden von denjenigen 
unterscheiden, die allein auf der Grundlage der aus dem kommunalen 
Selbstverwaltungsrecht resultierenden Organisationshoheit geschaf-
fen werden. Zu den ersten gehören z. B. der Integrationsrat (§ 27 GO), 
der Landschaftsbeirat (§ 1 Abs. 1 LandschaftsG), der Polizeibeirat 
(§§ 15 ff. POG), der Umlegungsausschuss (§ 46 Abs. 2 Nr. 1 BauGB), 
der Schulausschuss (§§ 85 SchulG), der Jugendhilfeausschuss (§§ 4 ff. 
AG KJHG). Zu den zweiten gehören z. Bsp. ein Ältestenrat, Senioren- 
bzw. Jugendbeiräte, Bürgerbeirat, interfraktionelle Arbeitskreise oder die 
Durchführung von Expertenanhörungen oder Bürgergutachten. Soweit 
die Existenz der Gremien auf spezieller gesetzlicher Grundlage beruht, 
muss sich diese jeweils im Einklang mit dem kommunalen Selbstver-
waltungsrecht nach Art. 28 Abs. 2 GG/Art. 78 LaVerf NRW befinden, 
d. h., bei Erforderlichkeit eines Eingriffs, im Rahmen der Schranken 
des Selbstverwaltungsrechts gerechtfertigt sein. Eine solche, auf jedes 
betroffene Gremium bezogene Prüfung ist nicht Gegenstand dieses 
Beitrags. Der Gegenstand soll ausschließlich die Zulässigkeit der Bil-
dung weiterer Gremien durch die Kommunen neben den Kommunal-
verfassungsorganen auf der Grundlage ihrer Organisationshoheit sein. 
Die Schaffung solcher Gremien hat im Laufe der Jahre erheblich zuge-
nommen. Ursächlich dafür sind sehr unterschiedliche Motive. Während 
der Ältestenrat und interfraktionelle Arbeitsgruppen vorrangig einer 
raschen und effizienten Information und Kommunikation der politi-
schen Entscheidungsträger dienen, sind Senioren- und Jugendbeiräte 
wie weitere mehrheitlich von Bürgern dominierte Gremien dem Um-
stand geschuldet, dass sich im Laufe der Jahre das kommunale Leitbild 
von der Ordnungskommune über die Dienstleistungskommune zur 
Bürgerkommune entwickelt hat. Letztere verfolgt das Ziel, die Bürger 
verstärkt in die kommunale Aufgabenerledigung mit einzubeziehen und 
setzt dabei auf weitere Möglichkeiten bürgerschaftlicher Partizipation. 

2. Besteht eine Ermächtigung zur Bildung weiterer Gremien ne-
ben den in der GO NRW genannten aufgrund der kommunalen 
Organisationshoheit?

Zunächst soll hinterfragt werden, in welchem Zusammenhang die 
Bildung der gesetzlich bestimmten kommunalen Organe zur Or-
ganisationshoheit der Kommunen steht. Sodann ist zu prüfen, in-
wieweit die Organisationshoheit es grundsätzlich gestattet, darüber 
hinaus weitere Gremien zu schaffen. 

2.1. Welche Bedeutung hat die Organisationshoheit für die Bil-
dung kommunaler Organe und Gremien? 

Die Kommunen sind als Gebietskörperschaften des öffentlichen 
Rechts juristische Personen des öffentlichen Rechts. Sie gehören im 
zweigliedrigen Staatsaufbau der BRD, der nur die Staatlichkeit des 
Bundes und der Länder kennt, zur Staatlichkeit des Landes, in dem 
sie gelegen sind. Als eigenständige juristische Person gegenüber dem 
Land sind sie mittelbare Landesverwaltung und als solche Bestand-
teil der Landesexekutive.1 Neben der Exekutierung insbesondere 
von Landes- und Bundesrecht verfügen sie über das nach Art. 28 
Abs. 2 GG verfassungsrechtlich garantierte Selbstverwaltungsrecht. 
Letzteres gewährleistet ihnen „… die Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu 
regeln.“ Diese auf die „Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft“ 
begrenzte Gewährleistung eigenverantwortlicher Aufgabenerledi-
gung beinhaltet im Kern sog. „Hoheiten“ darunter u. a. die Organi-
sationshoheit. Die Organisationshoheit gestattet es den Gemeinden 
ihren Handlungsapparat selbst zu organisieren, die Zuständigkeiten 
für die Wahrnehmung von Aufgaben, Abläufe und Entscheidungen 
festzulegen einschließlich der Ausstattung ihrer Organe mit sach-
lichen und personellen Mitteln.2 Die Organisationshoheit gestattet 
insbesondere dem Bürgermeister gemäß § 62 Abs. 1 S. 3 GO NRW, 
im Bereich der Verwaltung die Aufgabenverteilung und -erledigung 
nach seinen Vorstellungen zu gestalten. Da die verfassungsrechtli-
che Gewährleistung eingeschränkt wird durch die Formulierung 
„im Rahmen der Gesetze …“, was eine Einschränkung durch oder 
aufgrund eines formellen Gesetzes gestattet, kann auch die Organi-
sationshoheit Einschränkungen unterliegen. Gemäß Art. 70 GG be-
stimmen die Länder mittels der von ihnen erlassenen Gemeindeord-
nungen im Wesentlichen den rechtlichen Rahmen für die Ausübung 
des kommunalen Selbstverwaltungsrechts. Zu beachten haben sie da-
bei Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG, wonach auch in Kreisen und Gemeinden 
das Volk eine aus allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen und 
geheimen Wahlen hervorgegangene Vertretung haben muss. Wie im 
Bund und in den Ländern findet somit eine parlamentarische, reprä-
sentative Kontrolle durch das Volk auf kommunaler Ebene statt, auch 
wenn keine Zugehörigkeit zur Gesetzgebung, sondern zur Exekutive 
vorliegt. Die Vorschrift überträgt die in Art. 20 Abs. 1 und 2 GG 
getroffene Grundentscheidung der Verfassung für die Prinzipien der 
Volkssouveränität und der repräsentativen Demokratie auf die Ebene 
der Gemeinden.3 Gemäß § 40 Abs. 1 GO NRW wird die Verwaltung 
der Gemeinde ausschließlich durch den Willen der Bürgerschaft be-
stimmt. Diese wiederum wird nach Abs. 2 S. 1 durch den Rat und 
den Bürgermeister vertreten. Als juristische Personen des öffentli-
chen Rechts müssen die Gemeinden über Organe verfügen, um nach 

1	 siehe Berning, Zur Zulässigkeit von Resolutionen mit bundes- oder landespoliti-
schen Themen in Kommunalparlamenten, DVP 2012, 414 f. m.w.N.

2	 siehe Bätge, Kommunalrecht Nordrhein-Westfalen, Heidelberg 2014, Rn 37
3	 so BVerwGE 119, 305 ff. mit Bezug auf BVerfGE 47, 253; 83, 37
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außen handeln zu können. Die Organe verfügen ihrerseits über sog. 
Organwalter, sprich natürliche Personen, wodurch die juristische 
Person erst handlungsfähig wird. Der Rat ist das verfassungsrechtlich 
gebotene Willensbildungsorgan und der Bürgermeister das nach au-
ßen hin tätige Willensäußerungsorgan.4 Daneben benennt die GO 
NRW weitere Organe. Statt von Organen wird teilweise auch von 
Funktionsträgern und bzgl. ihrer Rechte und Pflichten zutreffend 
von Funktionen gesprochen.5 Letzteres um zu verdeutlichen, dass es 
sich um die Rechtsbeziehungen zwischen Organen oder Organteilen 
innerhalb der juristischen Person handelt und nicht zwischen dieser 
und anderen Rechtssubjekten. Besteht das Organ aus mehreren na-
türlichen Personen, handelt es sich um ein Kollegialorgan. Besteht es 
aus einer natürlichen Person als Organwalter, handelt es sich um ein 
Einzelorgan. Kommt es innerhalb der juristischen Person zum Streit 
zwischen den Funktionsträgern über die korrekte Wahrnehmung ih-
rer Funktion, kann dieser als Organstreitverfahren bzw. sog. Kommu-
nalverfassungsstreitverfahren durchgeführt werden. Findet die Aus-
einandersetzung innerhalb eines Kollegialorgans statt, handelt es sich 
um einen Intraorganstreit und ansonsten um einen Interorganstreit. 

Zentrales gemeindliches Willensbildungs- und Entscheidungsor-
gan ist der Rat. Soweit er nicht ausschließlich zuständig ist, kann er 
seine Zuständigkeit zur Entscheidung an den Bürgermeister oder 
einen Ausschuss delegieren. Letzterer kann wiederum seine durch 
Delegation erlangte Zuständigkeit ebenfalls auf den Bürgermeis-
ter delegieren (§ 41 Abs. 2 GO NRW). Der Rat kann Ausschüs-
se bilden (§ 57 Abs. 1 GO NRW), um Angelegenheiten, die seiner 
Entscheidung obliegen, vorzuberaten oder statt seiner, wenn er nicht 
zwingend für die Entscheidung zuständig ist, zu entscheiden. Be-
stimmte Ausschüsse ist er gesetzlich verpflichtet einzurichten – sog. 
Pflichtausschüsse, alle anderen Ausschüsse obliegen seiner Einrich-
tungsentscheidung – sog. freiwillige Ausschüsse. Die Entscheidung 
über die Einrichtung der freiwilligen Ausschüsse und die Delegation 
von Entscheidungsbefugnissen durch den Rat sind Ausdruck der ge-
meindlichen Organisationshoheit. 

Nach Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG muss die Zusammensetzung des Rates 
dem Wahlergebnis entsprechen. Dies gilt auch für die Ausschüsse nach 
der GO NRW, und zwar unabhängig davon, ob sie nur beratend tätig 
sind oder entscheidend. Im Tönnisvorst-Urteil hat das BVerwG das Er-
fordernis der Spiegelbildlichkeit festgestellt unter Akzeptanz des Um-
standes, dass dies mathematisch nicht immer eins zu eins umsetzbar ist.6 

2.2. Sind die Bestimmungen in der GO NRW über die Funktions
träger/Organe und ihre Funktionen/Rechte und Pflichten ab-
schließend oder lassen sie noch Raum für die Schaffung weiterer 
Gremien durch die Kommune im Rahmen ihrer Organisations-
hoheit? 

Fraglich ist, ob die Kommunen über die in den Gemeindeordnungen 
gesetzlich vorgesehenen Organe hinaus weitere Organe/Gremien 
unter Berufung auf ihre Organisationshoheit oder auf anderer ge-
setzlicher Grundlage schaffen dürfen. Sind die Bestimmungen in den 
Gemeindeordnungen abschließend? 

4 	 siehe Schmidt, Kommunalrecht, Tübingen 2011, Rn 364 ff
5 	 so Hofmann/Theisen/Bätge, Kommunalrecht in Nordrhein-Westfalen, Witten 

2013, Gliederungsziffer 2.7
6	 BVerwGE 119, 305

Die Auffassungen dazu gehen z. T. auseinander.7 Zum einen wird 
mit dem Argument der Rechtssicherheit der abschließende Cha-
rakter der Regelungen in den Gemeindeordnungen betont. Dabei 
wird argumentiert, dass für Dritte klar sein muss, welches Organ 
für die Kommune im Rechtsverkehr verbindlich handeln und sie 
berechtigen und verpflichten kann.8 Daraus könnte man schließen, 
dass es ausreichend ist, eine abschließende Verbindlichkeit der ge-
setzlichen Bestimmungen nur in den Fällen zu bejahen, in denen 
auch eine Entscheidungskompetenz besteht.9 Zusätzliche Gremien 
sind demnach unzulässig, wenn sie über eine Entscheidungsbefug-
nis verfügen. Eine Verlagerung von Entscheidungsbefugnissen von 
einem gesetzlich bestimmten Organ auf ein erst durch den Rat im 
Rahmen der Organisationsfreiheit kreiertes Organ/Gremium ist 
folglich rechtswidrig. Mit einem selbstkreierten Organ/Gremium 
darf aber auch im Übrigen grundsätzlich nicht in die gesetzlich be-
stimmten Kompetenzen gesetzlich festgelegter Organe/Gremien 
eingegriffen werden.10 Dies folgt aus dem Grundsatz des Vorrangs 
des Gesetzes. Da der Rat in NRW gemäß § 41 Abs. 1 S. 1 GO 
NRW „allzuständig“ ist („Der Rat der Gemeinde ist für alle An-
gelegenheiten der Gemeindeverwaltung zuständig, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt.“), gibt es keine nicht gesetzlich 
zugeordnete Entscheidungskompetenz.11 

Der Entscheidung ist die Beratung i. d. R. vorangestellt. Zulässig 
könnte folglich die Schaffung von Organen/Gremien mit rein be-
ratender Funktion sein. Aber auch dadurch würde der Grundsatz 
vom Vorrang des Gesetzes verletzt. Dies folgt daraus, dass die GO 
NRW gemäß § 57 für die Beratung die Möglichkeit der Ausschuss-
bildung vorsieht, die die Schaffung von Ausschüssen mit rein be-
ratender Funktion ermöglicht.12 Zu beachten ist dabei wieder das 
Erfordernis der Spiegelbildlichkeit der Zusammensetzung der 
Ausschüsse nach dem Demokratieprinzip, da dieses nicht nur für 
Ausschüsse mit Entscheidungsbefugnis gilt.13 Das Erfordernis der 
demokratischen Legitimation der Mitglieder und der „spiegelbild-
lichen“ Zusammensetzung der Ausschüsse gilt nicht nur für solche 
mit Entscheidungs-, sondern auch mit ausschließlicher Beratungs-
funktion. Die Möglichkeit der Mitwirkung sachkundiger Bürger und 
Einwohner in den Ausschüssen führt im Übrigen hinsichtlich der 
erforderlichen demokratischen Legitimation zu keinen Problemen, 
da diese gemäß § 58 Abs. 3 und 4 GO NRW mit ihren durch die 
GO NRW gegenüber den Ratsmitgliedern begrenzten Rechten vom 
Rat in die Ausschüsse berufen werden. Hier besteht insoweit eine 
durchgängige Legitimationskette.14 Die Ausstattung der sachkun-

7	 zum Thema: Gern, Zur Zulässigkeit von kommunalen Beiräten und Unteraus-
schüssen, VBlBW 1993, 127; Erlenkämper, Entwicklung des Kommunalrechts, 
NVwZ 1996, 544; Herbert, Beratung in der Gemeinde, NVwZ 1995, 1056 ff.; 
Dahlbokum, Die Rechtmäßigkeit der Bildung sogenannter Verwaltungskommis-
sionen oder Verwaltungsbeiräte bei Gemeinden in Nordrhein-Westfalen, Staats- 
und Kommunalverwaltung, 1974, 201 ff.; von Lennep in Rehn/Cronauge/v. 
Lennep/Knirsch/Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, Stand: 
März 2014, § 57 I; VG Aachen, Urt. v. 10.10.2011, 4 K 772/11

8	 so Schmidt, a.a.O., Rn 370
9	 siehe Herbert, a.a.O., 1058
10	 so auch Gern, BVlBW 1993, 127 (129), „Der Gemeinderat, die beschließenden 

und beratenden Ausschüsse können sich durch die Einrichtung derartiger Gre-
mien ihrer (Vor-)Beratungs- und Entscheidungspf lichten nicht mit befreiender 
Wirkung entledigen.“ 

11	 zur „Allzuständigkeit“ Hofmann/Theisen/Bätge, a.a.O., Ziffer 2.8.1.
12	 so Erlenkämper, a.a.O., 544
13	 BVerwGE 119, 305
14 	so auch Gern, a.a.O., 129
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digen Einwohner ausschließlich mit einem Beratungsrecht verdeut-
licht darüber hinaus dessen herausgehobene Funktion und die damit 
einhergehende Notwendigkeit der demokratischen Legitimation 
und der formalgesetzlichen Regelung. Eine Besonderheit ist deshalb 
die Durchbrechung der verfassungsrechtlichen Anforderungen nach 
dem Demokratieprinzip an diese Legitimation durch die spezialge-
setzlich geregelte Mitwirkung von Vertretern bestimmter Einrich-
tungen und gesellschaftlicher Gruppen mit Stimmrecht und z. T. nur 
mit Beratungsrecht im Jugendhilfeausschuss (§ 71 SGB VIII i. V. 
m. § 4 AG KJHG). Für den Ausschuss hat das BVerfG dessen Ein-
richtung als kommunales Organ durch Bundesrecht mit Rücksicht 
auf seine inhaltliche Materie ausdrücklich gebilligt15. Ein ähnliches 
spezialgesetzlich geregeltes Organ ist der fakultative Schulausschuss 
nach § 85 SchulG NRW, dem mit beratender Stimme Vertreter der 
katholischen und evangelischen Kirche angehören und bei dem Ver-
treter der Schulen zur ständigen Beratung berufen werden können.

Trotz solcher spezialgesetzlich geregelten Sonderfälle bleibt im 
Ergebnis festzuhalten, dass im Rahmen der Organisationshoheit 
selbst kreierte alternative oder ergänzende Organe/Gremien zu den 
gesetzlich vorgegebenen Organen unzulässig sind, wenn sie Ent-
scheidungs- oder Beratungsfunktionen wahrnehmen sollen.16 Der 
Grundsatz vom Vorrang des Gesetzes, das Gebot der Rechtssicher-
heit und das Demokratieprinzip stehen dem entgegen. Es stellt sich 
somit die Frage, über welche Befugnisse dann selbstkreierte Gremien 
überhaupt noch verfügen dürfen oder ob sie gänzlich unzulässig sind. 

3. Welche Befugnisse dürfen Gremien haben, die aufgrund der 
Organisationshoheit der Kommune neben den gesetzlichen Or-
ganen gebildet werden? 

Über Entscheidungs- und Beratungsbefugnisse dürfen die auf der 
Grundlage der Organisationshoheit der Kommune selbst kreierten 
Gremien nicht verfügen. Ihr Zweck kann aber in der Informationsbe-
schaffung und im Informationsaustausch bestehen. Die Information 
ist die Grundlage der Meinungsbildung, die in die Entscheidungsfin-
dung mündet. Die Komplexität kommunalpolitischer Entscheidungen 
verlangt nach immer mehr Informationen für die Entscheidungsträger. 
Solche Informationen können im Vorfeld der Entscheidung durch 
Fachleute erlangt werden, als auch durch Rückkopplung mit den Ent-
scheidungsadressaten, z. Bsp., den betroffenen Bürgern. Die Ratsmit-
glieder entscheiden in der Ausübung ihres freien Mandats selbst dar-
über, welche Informationen sie zur Grundlage ihrer Meinungsbildung 
und Entscheidungsfindung machen. Der Austausch der Meinungen 
mit dem Ziel der Entscheidungsfindung ist die Beratung. Sie wird um 
so erfolgreicher und im Ergebnis qualifizierter sein, je besser der infor-
matorische Input zuvor war. Die Sicherstellung hinreichend qualifi-
zierter Informationen für die kommunalen Entscheidungsträger hat 
somit einen hohen Stellenwert. Durch die Schaffung von Gremien, die 

15 	siehe BVerfGE 22, 180
16 	so auch von Lennep in Rehn/Cronauge/v. Lennep/Knirsch/Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen, Stand: März 2014, § 57 I

mit entsprechenden Informationsgebern, Fachleuten, aber auch in der 
Sache betroffenen Personen besetzt sind, lassen sich die erforderlichen 
Informationen aus erster Hand gewinnen. Zu nennen sind hier die An-
hörungen von Experten in – sog. Hearings oder Stellungnahmen von 
Beiräten oder Kommissionen, die mit Fachleuten besetzt werden, aber 
auch z. Bsp. von Senioren- oder Jugendbeiräten. Auch der Ältesten-
rat ist als Instrument des Informationsaustausches zu sehen, mit den 
Fraktionsvorsitzenden als Multiplikatoren. In der Literatur wird im 
Übrigen der Begriff der Beratung z. T. mehrdeutig verstanden und ver-
wendet.17 So wird unterschieden zwischen der ausschließlich den ge-
wählten Organen nach der Gemeindeordnung zustehenden Beratung 
und der Abgabe von Stellungnahmen durch selbstkreierte Gremien 
der Gemeindevertretung, die als Beratung der Gemeindevertretung 
bezeichnet wird. Unzulässig wird danach die zuletzt beschriebene „Be-
ratung“ nur, wenn sie einen verpflichtenden Charakter für die Beratung 
und Entscheidungsfindung in den gewählten Organen hat oder haben 
soll.18 Beispiel: Der Rat kreiert ein kleines Gremium, bestehend aus 
Ratsmitgliedern, das ein Teilergebnis auf dem Gebiet eines Ausschus-
ses erzielen soll, auf dessen Grundlage dieser dann weiterberaten soll. 

4. Welche Verfahrensregeln gelten für die Bildung und die Arbeit 
in den selbstkreierten Gremien?

Für die Einrichtung eines Gremiums mit rein informatorischem 
Charakter reicht ein einfacher Beschluss nach § 50 Abs. 1 GO 
NRW des Organs aus, das sich der Information bedienen möch-
te. Für die Bestellung der Mitglieder gelten die für die Arbeit des 
Organs üblichen Verfahrensregeln entsprechend. Ob die Besetzung 
des Gremiums mit Fachleuten, mit Einwohnern, Ratsmitgliedern, 
Ausschussmitgliedern oder einer Kombination daraus erfolgt, steht 
mangels Entscheidungs- bzw. Beratungsfunktion im Belieben. Da 
diesen Gremien und ihren Mitgliedern nach der GO NRW keine 
Funktionen zugewiesen sind, kommt die Beteiligung an Kommu-
nalverfassungsstreitverfahren nicht in Betracht. Ebenfalls entfällt die 
Möglichkeit der Beteiligung an Außenrechtsstreitigkeiten mangels 
subjektiv öffentlicher Außenrechte. In den Gremien selber gilt die 
Beachtung des Rechtsstaatsprinzips als Maßstab für die nach Bedarf 
zu schaffenden Verfahrensregeln.19 

5. Zusammenfassung/Fazit:

Die Organisationshoheit gestattet nur die Kreation von weiteren 
Gremien durch die Kommune neben den gesetzlich bestimmten, 
wenn diese rein informatorischen Charakter haben. Neben den ge-
setzlich vorgesehenen Organen/Gremien sind solche mit Entschei-
dungs- und Beratungsfunktion nach der GO NRW unzulässig. Sie 
verstoßen gegen den Grundsatz des Vorrangs des Gesetzes, den 
Grundsatz der Rechtssicherheit und das Demokratieprinzip.

17 	siehe Herbert, a.a.O., 1058 f. 
18 	so im Ergebnis Herbert, a.a.O., 1061
19 	siehe Gern, a.a.O., 129
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1.	 Problemstellung

Ob in Geschäftsberichten, Strategiepapieren, Enquete-Kommissio-
nen oder Arbeitskreisen – „Nachhaltigkeit“ ist in aller Munde. Doch 
was bedeutet Nachhaltigkeit eigentlich. Wo hat der Begriff seinen 
Ursprung? Wie wird er verwendet? Und in wie weit beeinflusst er 
aktuelles kommunales Verwaltungshandeln? In diesem Aufsatz soll 
versucht werden, die Frage zu beantworten, ob Nachhaltigkeit in der 
Kommunalverwaltung mehr als nur ein Schlagwort ist. 

2.	 Was bedeutet Nachhaltigkeit?

2.1	 Definition

Der Begriff Nachhaltigkeit wird für höchst unterschiedliche Zwecke 
verwendet. Nachhaltigkeit kann als Synonym für etwas Langfristiges 
oder dauerhaft Wirkendes stehen.1 Der Begriff taucht auch in der 

Vermarktung von Produkten und Dienstleistungen auf. Schließlich 
findet er sich in Berichten der UNO, der EU, des Deutschen Bun-
destages sowie in vielen weiteren Dokumenten anderer Institutionen 
und Organisationen. 

Nach der heute überwiegend akzeptierten Definition ist Nach-
haltigkeit dann realisiert, wenn sie „die Bedürfnisse der Gegen-
wart befriedigt, ohne zu riskieren, dass künftige Generationen 
ihre eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen können.“2 Sie zielt also 
darauf ab, die Lebenssituation der heutigen Generation zu verbes-
sern und gleichzeitig die Lebenschancen künftiger Generationen 

*	 Dipl.-Verwaltungswirt (FH) Torsten Wehrmann ist Hochschulreferent an der 
Kommunalen Hochschule für Verwaltung in Niedersachsen.

1 	 http://www.duden.de/suchen/dudenonline/nachhaltigkeit
2 	 Hauf, Volker (Hrsg.): Unsere gemeinsame Zukunft. Der Brundtland-Bericht 

der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung, Greven 1987, zitiert nach 
Grundwald, Armin/Kopfmüller, Jürgen: Nachhaltigkeit, Frankfurt am Main 
22012, S. 11.

zumindest nicht zu gefährden. Die Grundlagen der Gesellschaft 
sollen auch in Zukunft erhalten bleiben. Nachhaltigkeit ist somit 
kein ausschließlich wissenschaftlich bestimmbarer Begriff, son-
dern ein gesellschaftlich-politisches und damit normatives Leit-
bild.3

2.2	 Grundlegende Elemente der Nachhaltigkeit

In vielen Konzepten zur Nachhaltigkeit wird der Natur bzw. den 
Ökosystemen als Lebens- und Wirtschaftsgrundlage der Mensch-
heit ein zentraler Stellenwert eingeräumt. Dies erklärt, warum Nach-
haltigkeit heute häufig mit Umweltschutz und Umweltverträglich-
keit verbunden wird. Unter ökonomischer Sicht stellt Nachhaltigkeit 
dagegen auf die Sicherung der Lebens- und Produktionsbedingun-
gen ab. Damit ist der Anspruch verbunden, die Umwelt dauerhaft zu 
erhalten und auf dieser Grundlage das Wirtschafts- und Sozialsys-
tem aufzubauen.4 

� Schnittmengen-Modell und Nachhaltigkeitsdreieck5

Unter der ökologischen Nachhaltigkeit wird der Umgang mit den 
natürlichen und umweltbezogenen Ressourcen verstanden. Hierun-
ter fallen die Ökosysteme, deren Ausbeutung sowie die fortschrei-
tende Industrialisierung und deren Folgen für die Umwelt. Sie ist 
häufig Dreh- und Angelpunkt aller Konferenzen und Konzepte zum 
Thema Nachhaltigkeit.6

Mit einer ökonomischen Nachhaltigkeit ist vor allem ein umwelt- und 
sozialverträgliches Wirtschaften gemeint, das nicht allein Wachstum 
anstrebt, sondern die Sicherung von Lebensqualität.7 

3	 Grunwald, Armin/Kopfmüller, Jürgen: Nachhaltigkeit, Frankfurt am Main 
22012, S. 11.

4 	 Pufé, Iris: Nachhaltigkeit, a.a.O., S. 95 f.
5	 Quelle: Pufé, Iris: Nachhaltigkeit, a.a.O., S. 112 f.
6	� von Hauff, Michael/Kleine, Alexandro: Nachhaltige Entwicklung. a. a. O., S. 17.
7 	 Ebenda, S. 18 f.
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Die soziale Nachhaltigkeit gilt als die bislang vernachlässigte Di-
mension. Im Fokus stehen hier die Verteilung von Grundgütern wie 
das Leben selbst, Gesundheit, Lebensmittel, Kleidung sowie grund-
legende politische Rechte. Zur sozialen Nachhaltigkeit gehören auch 
die Themenfelder demografischer Wandel, Fachkräftemangel, Mig-
ration und Integration.8

2.3	 Gesellschaftliche Handlungsfelder

Die bislang skizzierten Facetten von Nachhaltigkeit lassen sich in 
konkrete Aufgaben aufteilen, die häufig mit klassischen Politik- oder 
Verwaltungsressorts korrespondieren. Mit Blick auf die Kommunal-
verwaltung soll dabei versucht werden, die wichtigsten Handlungs-
felder herauszuarbeiten. Überschneidungen zwischen den verschie-
denen Handlungsfeldern unterstreichen die Vielschichtigkeit des 
Themas „Nachhaltigkeit“. 

2.3.1	Wohnen und Bauen

Wohnen gehört zu den menschlichen Grundbedürfnissen. Zu-
nächst geht es darum, alle Menschen mit adäquatem Wohnraum 
zu versorgen und ein positives Wohnumfeld zu schaffen, etwa 
durch kulturelle Angebote und kommunale Infrastrukturen. Hier-
zu werden in großem Umfang natürliche Ressourcen in Form von 
Baumaterialien, Wasser und Energie verbraucht. Des Weiteren 
entsteht ein erheblicher Bedarf an Infrastrukturen wie Straßen, 
Kanalisation, Datenleitungen und Energieversorgung, verbunden 
mit Flächenumnutzungen, Bodenversiegelungen und Landschafts-
zerschneidungen. 

Das Problem der Wohnraumversorgung ist selbst in den Indust-
riestaaten nur zum Teil gelöst. Benachteiligte Gruppen wie Allein-
erziehende, Familien mit mehreren Kindern, Langzeitarbeitslose, 
Ausländer oder Arme haben nur einen begrenzten Zugang zum 
Wohnungsmarkt. Auf der anderen Seite zerfallen in vielen Gegen-
den ganze Wohnviertel. Durch Abwanderung besonders der jungen 
Bevölkerung, aufgrund schlechter wirtschaftlicher Lebensbedingun-
gen, sind bereits heute viele Städte in den ostdeutschen Bundeslän-
dern davon betroffen, ebenso einige Städte in den westlichen Bun-
desländern, so z. B. im Ruhrgebiet.9 

Aktuell ist davon auszugehen, dass in Zukunft aufgrund einer ab-
sehbaren Abnahme der Bevölkerungszahlen in vielen europäischen 
Ländern weitere Städte von dieser Schrumpfung betroffen sein 
werden. Hier kündigt sich eine entscheidende Herausforderung für 
kommunale Nachhaltigkeitsbemühungen an.

Nachhaltige Entwicklung im Bereich Wohnen und Bauen bedarf 
technischer Innovationen, Änderungen der gesetzlichen Rahmen-
bedingungen sowie Verhaltensänderungen. Kommunalverwaltun-
gen können insbesondere in folgenden Bereichen Akzente setzen:

– 		� „Flächenrecycling“10 vor Neuausweisung von Bauland,

8 	 Ebenda, S. 20 ff.
9	 Ebenda, S. 112 ff.
10	 Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände: Nachhaltigkeit auf 

kommunaler Ebene, in: Nationale Nachhaltigkeitsstrategie. Fortschrittsbericht 
2012, S. 243.

– 		� Aufwertung von Wohnquartieren, z. B. durch Auflegen ent-
sprechender Programme wie das der „Sozialen Stadt“,11

– 		� Förderung energetischer Sanierung,
– 		� Förderung generationengerechter Umbauten,
– 		� Vorbildliches Bauen an gemeindeeigenen Gebäuden sowie 

Teilnahme der Kommune am „Bewertungssystem Nachhalti-
ges Bauen“ (BNB),12

– 		� Aufklärung und Sensibilisierung von Bauherren.

2.3.2	Mobilität

Mobilität stellt ein wesentliches gesellschaftliches Bedürfnis dar. Sie 
ist auf der einen Seite Voraussetzung dafür, dass Menschen am gesell-
schaftlichen Leben teilnehmen und ihre individuelle Lebensentwür-
fe und Arbeitsformen realisieren können. Auf der anderen Seite hat 
sie eine Schlüsselfunktion für den Produktionssektor einer Gesell-
schaft und damit für Beschäftigung und Wohlstand.13

Verkehrsmittel, Verkehrsdienstleistungen und die dafür erforderli-
chen Infrastrukturen verursachen jedoch erhebliche Probleme. Zu 
nennen sind Treibhausgasemissionen, Schadstoffemissionen, Lärm-
belästigungen, Ressourcenverbrauch sowie erneut Flächenversie-
gelungen und Landschaftszerschneidungen. Hinzu kommen eine 
Vielzahl von Toten und Verletzten infolge von Verkehrsunfällen. Des 
Weiteren stehen nicht allen Bevölkerungsgruppen in allen Regionen 
die gleichen Zugangsmöglichkeiten zu Verkehrsdienstleistungen zur 
Verfügung. Bewohner von Großstädten dürfen als wesentlich mobi-
ler bezeichnet werden als Bewohner in ländlich strukturierten Re
gionen.14

Nachhaltigkeit im Verkehrsbereich wird daher definiert als Zugang 
möglichst aller Menschen zu sicheren Verkehrsdienstleistungen, die 
ihnen die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglichen, die er-
schwinglich sind und die möglichst geringe Umwelt- und Gesund-
heitsbelastungen bewirken.15

Kommunalverwaltungen bieten sich folgende Handlungsoptionen:
–		� Stärkung der Stadt-Umland-Beziehungen,
–		� Förderung eines regional orientierten Freizeit- und Tourismus-

verhaltens,
–		� Stärkung des Personennahverkehrs und Ausbau von „Park & 

Ride-Systemen“,
–		� Förderung von Car-Sharing-Modellen,
– 		� Verbesserung der kommunalen und regionalen Verkehrspla-

nung insgesamt, einschließlich Gestaltung von Straßenräu-
men, Einführung von Tempolimits oder autofreien Zonen, 

–		� Förderung der Elektromobilität.

11	 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit: Pro-
gramm Soziale Stadt – Investitionen im Quartier, http://www.staedtebaufoer-
derung.info/cln_033/nn_1147448/StBauF/DE/SozialeStadt/Programm/
programm__node.html?__nnn=true (aufgerufen am 29.12.2013).

12	 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit: 
Nachhaltiges Bauen, http://www.nachhaltigesbauen.de/ 

	 (aufgerufen am 15.06.2014).
13	 Grunwald, Armin/Kopfmüller, Jürgen: Nachhaltigkeit, a. a. O., S. 117.
14	 Deutscher Landkreistag: Verkehrsangebote in der Fläche, http://www.land-

kreistag.de/themen/verkehr.html (aufgerufen am 27.06.2014).
15	 Grunwald, Armin/Kopfmüller, Jürgen: Nachhaltigkeit, a. a. O., S. 119 f.
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2.3.3	Energie

Da nahezu alle menschlichen Aktivitäten mit dem Einsatz von 
Energie verbunden sind, stellt die Verfügbarkeit von Energie und 
Energiedienstleistungen eine grundlegende Voraussetzung für ein 
menschenwürdiges Leben und für die Entwicklung einer Gesell-
schaft dar. Umso schwerer wiegt, dass die klassischen (fossilen) Ener-
gierohstoffe auf der Welt ungleich verteilt sind. Insgesamt vereinen 
die Industriestaaten mit rund 20 Prozent der Weltbevölkerung für 
ihren Lebensstandard bis zu 80 Prozent des weltweiten Energie- und 
Strombedarfs auf sich, der Rest entfällt auf die rund 80 Prozent der in 
Entwicklungsländern lebenden Menschen.16

Wesentlich beeinflusst werden Energiebedarf und –versorgung 
durch die Entwicklung der Bevölkerung, Wirtschaft, Energiepreisen, 
Technologien, Lebensstilen, aber auch durch energiepolitische Ent-
scheidungen. So heißt es in einer Veröffentlichung des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Energie: „Energiewende ist der Weg in 
eine Zukunft ohne Atomenergie – hin zu einer Industriegesellschaft, 
die dem Gedanken der Nachhaltigkeit und der Verantwortung ge-
genüber kommenden Generationen verpflichtet ist.“17

Für die Umsetzung des Nachhaltigkeitsleitbildes kommt dem Ener-
giebereich eine entscheidende Bedeutung zu. Konkrete oder gar 
verbindliche energie-politische Ziele bestehen auf globaler Ebene 
noch nicht. Im Rahmen der Europäischen Union wurde hingegen 
ein verbindlicher Zielwert für den Anteil regenerativer Energien am 
Endenergieverbrauch (20 Prozent bis zum Jahr 2020) festgelegt.18 

Auf der kommunalen Ebene ergeben sich folgende Optionen:
– 		� Bereitstellung von Flächen bzw. Trassen für den Transport so-

wie der Speicherung regenerativ hergestellter Energie,
– 		� Förderung von Blockheizkraftwerken,
– 		� Förderung von Innovationen, wie z. B. Geothermie,19

– 		� Aufklärung und Sensibilisierung über Energiesparmaßnahmen.

2.3.4	Wasser

Wasser ist eine elementare Ressource, von deren Verfügbarkeit und 
Qualität nicht nur Gesundheit und Wohlergehen des Menschen, son-
dern die Existenz der gesamten Biosphäre und auch das Funktionieren 
vieler wirtschaftlicher Prozesse abhängt. Über die Befriedigung direk-
ter physischer Bedürfnisse des Menschen hinaus, stellt Wasser zusam-
men mit Kohlenstoffdioxid den grundlegenden Baustein für sämtliche 
Biomasse dar. Neben der Produktion von Holz betrifft dies vor allem 
die Erzeugung von Lebens- und Futtermitteln. Wirtschaftlich hat 
Wasser eine Bedeutung als Reinigungsmittel, als Transportmittel, als 
Energieträger, als Lösungsmittel und als Betriebsstoff.20

In den Industrieländern ist eine komplexe Infrastruktur der Versor-
gung und Entsorgung von Frisch- und Schmutzwasser aufgebaut 
worden. Diese dient einerseits der Versorgungssicherheit und der 
Qualitätssicherung des Trinkwassers, andererseits der Entsorgung 

16 	Ebenda, S. 127.
17	 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie: Die Energiewende zum Erfolg 

führen, http://www.bmwi.de/DE/Themen/Energie/Energiewende/energie-
wende-zum-erfolg-fuehren,did=575018.html (aufgerufen am 15.06.2014).

18	 Grunwald, Armin/Kopfmüller, Jürgen: Nachhaltigkeit, a. a. O., S. 130.
19	 siehe hierzu näher u. a. http://www.geoenergy-celle.de/geothermie.html (aufge-

rufen am 14.07.2014).
20	 Grunwald, Armin/Kopfmüller, Jürgen: Nachhaltigkeit, a. a. O., S. 143.

von Abwässern, welche in sehr unterschiedlicher Weise den Ansprü-
chen an Gesundheits- und Umweltverträglichkeit genügt. Die Erhal-
tung einer ökologisch und gesundheitlich unbedenklichen Qualität 
des globalen Wasservorrates ist ein wichtiges Nachhaltigkeitsziel.21 
Auch wenn Deutschland grundsätzlich ein wasserreiches Land ist, 
wird die Gefahr einer langfristigen Anreicherung von Schadstoffen 
in Teilen des Wasserkreislaufes, etwa im Grundwasser oder in Flüs-
sen anerkannt. Bereits kleinste Mengen an Verunreinigungen können 
große Wasserressourcen über lange Zeiträume unbenutzbar machen.

Kommunalverwaltungen können auch im Handlungsfeld „Wasser“ 
eigene Akzente setzen:
– 		� Innovationsförderung im Bereich der Abwasseraufbereitung,
– 		� Modernisierung der Abwassersysteme insbesondere in kom-

munalen Gebäuden, wie Schulen oder Kliniken,
– 		� Aufklärung und Sensibilisierung über Wasserverbrauch, insbe-

sondere im Bereich der Nahrungsmittelerzeugung (Stichwort: 
Ernährung).

2.3.5	Ernährung

Bei der Ernährung wird die grundlegende Abhängigkeit des Men-
schen von natürlichen Ressourcen besonders deutlich. Waren Er-
nährung und Nahrungsmittelproduktion traditionell noch regional 
geprägt, so hat heutzutage die Globalisierung den Nahrungsmittel-
sektor vollends erreicht. 

Durch die industrielle Produktion und Verarbeitung von Lebensmit-
teln sowie durch unübliche Produktionsketten und Transportwege 
werden insbesondere Kommunen vor besondere Herausforderungen 
gestellt. Als Beispiele seien die BSE-Krise Anfang des Jahrhunderts, 
die EHEC-Epidemie sowie – in den nationalen wie internationalen 
Medien weniger drastisch aufbereitet – der Bau von Anlagen zur 
Massentierhaltung oder Massentierverarbeitung genannt. Zuletzt 
hatten Pläne für einen Mega-Schlachthof in Bernburg (Sachsen-An-
halt) für bundesweite Aufmerksamkeit gesorgt.22 Eine noch größere 
öffentliche Resonanz erfahren aktuell die Verhandlungen der Euro-
päischen Union mit den Vereinigten Staaten von Amerika über die 
„Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft“ (TTIP). 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie schreibt hierzu: 
„Es muss darum gehen, dieses Freihandelsabkommen zu weltweiten 
Fortschritten bei der Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten, 
Verbraucherschutz und Arbeitnehmerrechten zu nutzen.“23

Zu den Mindestbedingungen für nachhaltige Entwicklung gehört 
zunächst die Gewährleistung von Ernährungssicherheit auf lokaler, 
nationaler und globaler Ebene. Sie ist dann gegeben, wenn alle Men-
schen jederzeit physisch und wirtschaftlich Zugang zu ausreichender, 
gesundheitlich unbedenklicher und nahrhafter Nahrung haben.24 
Aktuell stehen den Lebensmittelüberschüssen in reichen Industrie-
ländern ein akuter Mangel und extremer Hunger in vielen Entwick-
lungsländern gegenüber.

21	 Ebenda, S. 145.
22	 siehe u. a. Mitteldeutscher Rundfunk, Wie viel Schwein darf sein? http://www.

mdr.de/mdr-info/schlachthof-bernburg112.html (aufgerufen am 14.06.2014).
23	 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie: Was ist TTIP? http://www.

bmwi.de/DE/Themen/Aussenwirtschaft/Ttip/was-ist-ttip,did=638746.html 
(aufgerufen am 20.06.2014).

24	 Grunwald, Armin/Kopfmüller, Jürgen: Nachhaltigkeit, a. a. O., S. 109.
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Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung eröffnen sich für Kom-
munalverwaltungen folgende beispielhafte Handlungsansätze:
– 		� Anpassung von Flächennutzungs- und Bebauungsplänen für 

Landwirtschaft, Gewerbe- und Industriegebiete,
– 		� Förderung von Klein- und Familienbetrieben statt weltweit 

agierender Ketten,
– 		� Aufklärung und Sensibilisierung über Warenströme, Konsum-

verhalten und Lebensmittelabfall, insbesondere in Kindergär-
ten und Schulen.

2.3.6	Weitere Handlungsfelder

Es ist deutlich geworden, dass Nachhaltigkeit ein Querschnittsthema 
ist. Weitere Handlungsfelder von herausgehobener Bedeutung liegen 
in folgenden Bereichen:

– 		� Abfall: Reduzierung und Recycling von Abfall und Emissio-
nen,

– 		� Bildung: Installation von Bildungsplänen in Schulen und 
Hochschulen,

– 		� Finanzen: Bildung von Kennzahlen und Aufbau eines langfris-
tigen Berichtswesens,

– 		� Steuerung: Teilnahme an Zertifizierungsprogrammen, Ausbau 
der interkommunalen Zusammenarbeit, Stärkung der politi-
schen Verbandsarbeit zur Erreichung gleicher oder ähnlicher 
Ziele.

3.	 Nachhaltige Entwicklung in Kommunen

3.1	 Lokale Agenda 21

In Art. 28 Abs. 2 des Grundgesetzes ist den Kommunen die soge-
nannte Allzuständigkeit, d. h. das Recht der kommunalen Selbst-
verwaltung für alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft 
zugesprochen. Dazu gehört auch, dass Kommunen für den Bau und 
Unterhalt wichtiger Infrastrukturen vorrangig zuständig sind und 
weitreichende planungsrechtliche Kompetenzen besitzen. Hinzu 
kommt, dass kaum eine andere Ebene den Bürgern im Alltag näher 
ist als die Kommunen. Dies birgt entsprechende Sensibilisierungs- 
und Mobilisierungspotentiale für Nachhaltigkeitsfragen und bietet 
gute Voraussetzungen dafür, die relevanten Akteure und Betroffenen 
in die notwendigen Lern- und Entscheidungsprozesse einbeziehen 
zu können.25 

Nicht ohne Grund zählt daher die 1992 in Rio beschlossene Agenda 
21 die Kommunen zu den „wichtigen Gruppen“ bei der Umsetzung 
einer nachhaltigen Entwicklung.26 Kapitel 28.3 der Agenda 21 rich-
tet sich mit einem Auftrag direkt an die Kommunen. Darin heißt es: 
„Jede Kommunalverwaltung soll in einen Dialog mit ihren Bürgern, 
örtlichen Organisationen und der Privatwirtschaft eintreten und 
eine „kommunale Agenda 21“ beschließen“.27 Daraus entwickelte 

25	 Kanning, Helga: Nachhaltige Entwicklung – Die gesellschaftliche Herausfor-
derung für das 21. Jahrhundert, in: Betriebliches Nachhaltigkeitsmanagement, 
hrsg. von Baumast, Annett/Pape, Jens, Stuttgart 2013, S. 37.

26	 Hartmuth, Gerhard/Rink, Dieter/Huber, Katja: Kommunales Nachhaltigkeits-
monitoring, a. a. O., S. 16

27	 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Hrsg.): 
Agenda 21, http://www.bmub.bund.de/fileadmin/bmu-import/files/pdfs/all-
gemein/application/pdf/agenda21.pdf (aufgerufen am 25.04.2014).

sich auch das bekannte Motto „Global denken – lokal handeln“.28 In 
Deutschland haben von insgesamt rund 12.000 Kommunen ca. 2.600 
entsprechende Prozesse und Projekte ins Leben gerufen.29 

Ziel aller Initiativen ist es, Aktionspläne zu erarbeiten und umzu-
setzen, mit denen Kommunen einen Beitrag zur Erreichung einer 
global nachhaltigen Entwicklung leisten können. In der Literatur 
wird empfohlen, dabei folgende charakteristische Elemente zu be-
rücksichtigen:

1.	� Die Erarbeitung von Leitbildern, konkreten Zielwerten für aus-
gewählte Indikatoren und einem daran orientierten Handlungs-
konzept.

2.	� Eine vor allem auf Diskurs und Konsensfindung zwischen Ver-
waltung und involvierten Akteuren bzw. Bürgern basierende poli-
tische Kultur.

3.	� Die systematische Umsetzung des Handlungskonzeptes in einem 
stufenweisen Planungsprozess mit besonderem Augenmerk auf 
die Kriterien Verbindlichkeit und Messbarkeit.30

3.2 Organisation und Institutionalisierung

Zur Begleitung und Koordinierung der Agenda-21-Prozesse wurden 
vielerorts Nachhaltigkeitsräte eingerichtet.31 Dies soll dazu beitragen, 
die nachhaltige Entwicklung in Politik, Gesellschaft und Wirtschaft 
zu fördern, indem an der Erarbeitung einer Nachhaltigkeitsstrategie 
mitgewirkt und Einfluss auf Entscheidungen genommen wird.
Hervorzuheben ist der Freiburger Nachhaltigkeitsrat, der ausdrück-
lich auf dem Agenda-21-Prozess basiert. Er berät Gemeinderat und 
Stadtverwaltung bei der Umsetzung der städtischen Nachhaltig-
keitsziele. Der Rat besteht aktuell aus 36 Mitgliedern.32 2009 wurden 
60 Ziele für zwölf Themenbereiche auf Vorschlag des Nachhaltig-
keitsrates vom Gemeinderat beschlossen. Dazu zählen u. a. die Bür-
gerbeteiligung, die Nutzung der Potenziale der lokalen Forschung 
für die Modernisierung der regionalen Wirtschaft, die Wohnraum-
sicherung, Stärkung des ÖPNV sowie des Fuß- und Radverkehrs, 
Energieeffizienz, Reduzierung des Flächenverbrauchs sowie das Ver-
ständnis von Kultur als Teil einer nachhaltigen Wirtschaft. Recht-
lich ist der Freiburger Nachhaltigkeitsrat als beratender Ausschuss 
im Sinne des § 41 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
einzuordnen.33

Andere Kommunen haben ihre Nachhaltigkeitsunternehmungen auf 
andere Art organisiert. So ist beispielsweise der Lüneburger Nach-
haltigkeitsrat kein Ausschuss der Stadt im Sinne der Gemeindeord-
nung, sondern wurde 2005 in Anknüpfung an den Agenda 21-Ge-
danken durch den Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(BUND) gegründet.34 In Hannover übernimmt die Koordinierung 

28	 Grunwald, Armin/Kopfmüller, Jürgen: Nachhaltigkeit, a. a. O., S. 164.
29	 Kirst, Ev/Trockel, Simon/Heinrichs, Harald: Nachhaltige Kommunalverwaltung, 

in: Nachhaltigkeitswissenschaften, hrsg. von Heinrichs, Harald/Michelsen, Gerd, 
Heidelberg 2014, S. 552.

30	 Grunwald, Armin/Kopfmüller, Jürgen: Nachhaltigkeit, a. a. O., S. 165.
31	 Schomerus, Thomas: Nachhaltigkeit braucht Institutionen – zur Institutionalisie-

rung von Nachhaltigkeitsräten, in: Natur und Recht (NuR), 33. Jahrgang (2011), 
S. 1.

32	 Stadt Freiburg: Nachhaltigkeitsrat, http://www.freiburg.de/pb/,Lde/206104.
html (aufgerufen am 16.07.2014).

33	 Schomerus, Thomas: Nachhaltigkeit braucht Institutionen, a. a. O., S. 5.
34	 Ebenda.
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Der Verwaltungssprache ergeht es wie anderen Fachsprachen: sie unter-
liegt einem ständigen Wandel. Neue Fragestellungen, Gegenstände, 
Sachverhalte, Methoden, Erfahrungen und Erkenntnisse bringen neue 
Begriffe hervor oder nutzen vorhandene Begriffe. Alte Fachausdrücke ver-
schwinden. Die neuen oder mit verändertem Inhalt verwendeten Begriffe 
entstehen in Deutschland oder entstammen europarechtlichen Vorgaben. 
Sie gehen in die Gesetzgebung und in das Verwaltungshandeln ein und 

machen auch nicht vor angelsächsischen Termini halt. Das hier und in den 
folgenden Heften abgedruckte Glossar will dem Leser aktuelle und bedeut-
same neue Wortprägungen erklären.

Alternativkosten und Alternativnutzen

In den Vorblättern von Gesetzentwürfen wird in der Regel nach mög-
lichen Alternativen bzw. Handlungsoptionen gefragt. Oft liest man 
die lapidare Feststellung „keine“. Und bei der Angabe von Kosten des 
Gesetzesvollzugs werden – wenn überhaupt – primär Personal(mehr)

„Nachhaltigkeit“ in der Kommunalverwaltung – mehr als ein Schlagwort? � Torsten Wehrmann

der Agenda-Aktivitäten ein „Agenda 21-Büro“, das Teil der Stadtver-
waltung ist.35 Hannover unterstreicht damit auch die Nachhaltigkeit 
als kommunale Querschnittsaufgabe, die nicht nur einem Ressort zu-
gewiesen werden kann. Die Stadt Leipzig hat ein externes Büro mit 
der Koordinierung der Agenda-21-Aktivitäten beauftragt. Hier fällt 
besonders die Vielzahl an Projekten und Handlungsansätzen auf.36

Weil die bislang skizzierten Handlungsfelder viele Kommunen in 
ähnlicher Weise berühren, haben sich auch bereits kommunale Netz-
werke gebildet. Ende 2010 haben sich auf Initiative des Rates für 
Nachhaltige Entwicklung 20 Hauptverwaltungsbeamte zum Netz-
werk „Nachhaltige Stadt“ zusammengeschlossen und praxisorien-
tierte Vorschläge und Handlungsfelder für eine nachhaltige Stadt-
entwicklung skizziert. Die Publikation „Städte für ein nachhaltiges 
Deutschland“ enthält Anregungen für die kommunalpolitische Ver-
ankerung des Themas Nachhaltigkeit sowie für die Bürgerbeteili-
gung und den Einsatz von Bewertungskriterien und -maßstäben.37 
15 deutsche Städte mit lokalen Agenden, darunter Augsburg, 
Hannover, Dresden und Nordhausen, sind Mitglied in dem welt-
weit agierenden Dachverband „ICLEI – Local Governments for 
Sustainability“.38 Weltweit sind es über 1.200 Kommunen. Es han-
delt sich um ein Nachhaltigkeits-Netzwerk mit Sekretariat in Bonn, 
das vor allem auf den Erfahrungsaustausch zwischen den beteiligten 
Kommunen ausgerichtet ist.

4.	 Fazit

Im Prozess der Agenda 21 und damit in der Fokussierung des Prin-
zips einer nachhaltigen Entwicklung spielt die Kommunalverwal-
tung eine, wenn nicht sogar die zentrale Rolle: Sie ist Impulsgeber, 
Moderator und Koordinator. In der Regel ist sie es auch, die die ver-
schiedenen Interessengruppen zusammenführt und die Verantwor-
tung für den gesamten Agenda-21-Prozess übernimmt. Schließlich 

35	 Agenda 21-Büro der Landeshauptstadt Hannover, http://www.agenda21.de/ 
(aufgerufen am 16.07.2014).

36	 siehe http://www.leipzigeragenda21.de sowie http://www.nachhaltiges-leipzig.
de/ (beides aufgerufen am 16.07.2014)

37	 Rat für Nachhaltige Entwicklung: Städte für ein nachhaltiges Deutschland, Juni 
2011, http://www.nachhaltigkeitsrat.de/uploads/media/Broschuere_Staedte_
fuer_ein_nachhaltiges_Deutschland_texte_Nr_36_Juni_2011.pdf (aufgerufen 
am 16.07.2014).

38	 siehe http://www.iclei.org/en/iclei-members/iclei-members.html (aufgerufen 
am 16.07.2014).

liegen auch die fachliche Unterstützung sowie die Organisation der 
Umsetzung der vereinbarten Maßnahmen hauptsächlich in ihren 
Händen.

Nach der Studie „Kommunale Nachhaltigkeitssteuerung“ aus dem 
Jahr 2012 setzen bislang nur sehr wenige Kommunen eine umfas-
sende integrative Nachhaltigkeitssteuerung um, d. h. die planmä-
ßige und gesteuerte Umsetzung von Nachhaltigkeitsthemen in der 
Verwaltung nimmt noch eine untergeordnete Rolle ein.39 Immerhin 
arbeiten 46 der teilnehmenden Kommunen (48 %) bereits mit einem 
Zielsystem und 45 (knapp 45 %) wenden Indikatoren bzw. Kenn-
zahlen an. Knapp 23 % aller teilnehmenden Kommunen benutzen 
sowohl ein Zielsystem als auch Indikatoren bzw. Kennzahlen. Da der 
Großteil der Kommunen dem Thema Nachhaltigkeit steigende Be-
deutung zumisst, ist von einer weiterhin zunehmenden integrativen 
Nachhaltigkeitssteuerung auszugehen.

Der Schlüssel zum Erfolg eines Lokale-Agenda-21-Prozesses ist 
nach Auffassung aller für diese Arbeit herangezogener Autoren eine 
engagierte, systematische und dauerhafte Beteiligung möglichst vie-
ler Akteure. Dazu erscheint es erforderlich, die Reform der politisch-
administrativen Strukturen auf kommunaler Ebene in Richtung 
„Bürgerkommune“ voran zu treiben. 

Von nicht zu vernachlässigender Bedeutung ist schließlich auch eine 
prozessbegleitende Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. Diese sollte 
zur Sensibilisierung der Bürger über Nachhaltigkeitsziele auf kom-
munaler Ebene aufklären und das Bewusstsein für diese Ziele fördern. 
Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass Nachhaltigkeit mehr als 
nur ein Schlagwort ist. Es handelt sich vielmehr um ein grundlegen-
des Verhaltensprinzip, das die Erbringung kommunaler Dienstlei-
stungen in Zukunft wesentlich beeinflussen wird. Bildungseinrich-
tungen, die Nachwuchskräfte für den öffentlichen Dienst aus- und 
weiterbilden, werden darauf reagieren und entsprechende Lernin-
halte vorsehen. So hat die Kommunale Hochschule für Verwaltung 
in Niedersachsen zuletzt die Themenfelder „langfristige Finanzpla-
nung“, „nachhaltige Öffentlichkeitsarbeit“ und „Elektromobilität“ in 
die Studieninhalte ihrer Bachelor-Studiengänge aufgenommen. 

39	 Beck, Stefanie/Heinrichs, Harald/Horn, Daniela: Kommunale Nachhaltigkeits-
steuerung. Umsetzungsstand bei großen Städten und Landkreisen, 

	 http://www.publicgovernance.de/docs/Studie_Kommunale_Nachhaltigkeits-
steuerung.pdf (aufgerufen am 25.04.2014).

Peter Eichhorn*

ABC – Glossar – XYZ

*	 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter Eichhorn, Emeritus der Universität Mannheim, 
ehem. Präsident der SRH Hochschule Berlin.
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ausgaben veranschlagt. Aus ökonomischer Sicht empfiehlt sich, aus-
gehend von der Zielsetzung stets mehrere Maßnahmen zu prüfen 
und jene zu wählen, die optimal für die Zielerreichung ist (selbst-
verständlich innerhalb des rechtlichen Rahmens). Die Prüfung von 
Gesetzesvorhaben und besonders auch von Verwaltungsmaßnahmen 
sollte sich dabei auch auf Alternativkosten und Alternativnutzen er-
strecken.
Als Alternativkosten bezeichnet man den entgangenen Gewinn bei 
einer alternativen Kapitalanlage. Bei kommerziellen Aktivitäten, 
etwa bei Effektengeschäften Privater oder bei der Anlage vorüber-
gehend nicht gebrauchter Haushaltsmittel seitens eines städtischen 
Kämmerers, stellt sich die Frage nach der Rendite. Erhält man bei-
spielsweise drei Prozent, hätte aber bei einer alternativen Anlage vier 
Prozent erzielen können, ergeben sich Alternativkosten von einem 
Prozent. Anders formuliert: Die falsche Option kostet ein Prozent 
Rendite bzw. reduziert entsprechend den Gewinn. 
Da das Management im öffentlichen Dienst vor allem sachziel-
verpflichtete öffentliche Aufgaben zu bewältigen hat, sollte der 
Aufgabenvollzug im Hinblick auf Alternativnutzen geprüft wer-
den. Darunter sind die verhinderten Schäden respektive ersparten 
Kosten bei Dritten zu verstehen, die aus einer alternativen Mittel-
verwendung resultieren würden. Setzt man zum Beispiel die Kos-
ten eines Forschungsprojekts in Beziehung zum Forschungserfolg, 
ausgedrückt im Zuwachs an Wissen, an Folgeuntersuchungen, an 
Zitierhäufigkeit, an Patentierungen; dann weist die Relation ver-
passte Alternativnutzen oder gar Nachteile für Dritte auf, wenn 
das Forschungsprojekt wegen zu niedrig bemessener Projektkosten 
keine erhofften Erkenntnisfortschritte liefert. Ein zweites Beispiel: 
Angenommen ein Kälteeinbruch führt zu Straßenglätte. Man ent-
schließt sich aus Gründen geringer Kosten zur medialen Informie-
rung der Öffentlichkeit (der Fußgänger, Arbeitnehmer, Schüler, 
überhaupt aller Straßenverkehrsnutzer) über die damit verbunde-
nen Gefahren. Gleichwohl wird man Tausende von Unfällen mit 
Kostenbelastungen in vielfacher Höhe registrieren müssen. Das 
erheblich kostspieligere Streuen der Wege samt des Vorhaltens von 
Fahrzeugen, Split, Sand und Salz und des Einsatzes von Personal 
hätte vermutlich zu deutlich geringeren Unfällen und Kosten und 
damit zu höheren Alternativnutzen geführt. 

Beamtenmentalität

Der Begriff ist in den Medien negativ belastet. Dort wird er oft 
gleichgesetzt mit Verhaltensweisen wie bequem, borniert, steif, an-
maßend und untätig. Dieses Klischee stammt aus Zeiten des Obrig-
keitsstaates und der Kleinstaaterei. Man hatte einen Staatsdiener vor 
Augen, der gewichtig hinter einem Schalter saß oder sich mit zuge-
knöpfter Uniform gebieterisch aufführte. Für Beamte und Soldaten 
waren Bürger und Zivilisten anno dazumal vor allem Untertanen. 
Karikaturen und satirische Texte in den Wochenzeitschriften Simp-
licissimus und Weltbühne kritisierten die seinerzeitigen Auswüchse. 
Auch in der Gegenwart stößt man gelegentlich auf eine behäbige 
Mentalität der Beamten. Anlass bieten Bürokraten, die Verfahren 
(z.B. Baugenehmigungen) in die Länge ziehen oder Verwaltungs-
arbeit (z.B. Beratung bei Steuererklärungen) an die Antragsteller 
überwälzen. Dem Gros der Beamten mit Publikumsverkehr kann 
man heutzutage hierzulande jedoch nicht vorwerfen, Anträge, Bitten, 
Gesuche usw. schlicht abzuwickeln oder abzuwiegeln. Sie verstehen 
sich inzwischen als Dienstleister, was prägend ist für ihre Denk- und 
Verhaltensmuster.

Bürgerbüros, Besprechungsinseln, Telefon- und E-Mail-Kontakte, 
Informationsbroschüren, Anzeigetafeln, gleitende Öffnungszeiten, 
eine ungezwungene Dienstkleidung, kleidsame Uniformen für ein-
zelne Berufsgruppen und ein beständiges Bemühen um kommuni-
katives Verhalten („Kundenfreundlichkeit“) tragen dazu bei, dass sich 
die Beamtenmentalität – auch dem Zeitgeist des Marketing folgend 
– gewandelt hat. Beamte empfinden ihren Dienst als Dienstleistung 
für Staat und Staatsbürger. Die Dienstleistungen werden pflichtbe-
wusst, zuverlässig und kompetent erbracht. Die Allgemeinheit soll 
auch davon erfahren, weshalb man gern und offensiv die Öffentlich-
keit über Neuerungen, Änderungen und Verbesserungen informiert. 
Die Zufriedenheit der Behördenbesucher wird als Maßstab der eige-
nen Tätigkeit gewertet.
Einfluss auf die Denk- und Handlungsweise von Beamten üben 
selbstverständlich auch ihr Verwaltungszweig (für Bildung, Ernäh-
rung, Finanzen, Justiz, Landwirtschaft, Polizei, Umwelt, Vertei-
digung usw.), der Verwaltungsträger (Bund, Land, Gemeinde), die 
Laufbahngruppe sowie der Dienstposten, die Aufgabenstellung und 
das Lebensalter aus. Die vielfältigen Berufsgruppen von Beamten 
machen im Übrigen klar, dass es den Beamten gar nicht gibt, sondern 
eine heterogene Beamtenschaft. Auf der Suche nach Gemeinsamkei-
ten in puncto Mentalität liegt der Eindruck nahe, dass die Beamten 
heute in Deutschland als politikaffin, rechtskonform, professionell, 
ansprechbar und unemotional gelten.

Bürokratisches System

Bürokratie ist das Sammeln, Ordnen und Auswerten von Daten, Fak-
ten und Zahlen zum Zwecke von Nachweisen, noch kürzer: Nach-
weise erbringen für Nachweise. Bürokratie erstreckt sich hauptsäch-
lich auf vergangene und gegenwärtige Vorgänge; daneben auch auf 
Vorgänge mit Wirkung in der Zukunft. Beispiele dafür bieten die 
Finanzbürokratie für die Besteuerung des abgelaufenen Jahres, die 
Gesundheitsbürokratie bei der Behandlung von Patienten und die 
Baubürokratie zur Bearbeitung von Bauanträgen.
Das bürokratische System besteht darin, häufige und verwandte Vor-
gänge zu vereinheitlichen. Die Routinisierung wird erreicht, wenn 
man fallweise Entscheidungen durch generelle Regelungen zu er-
setzen vermag. Der Nestor der deutschsprachigen neueren Betriebs-
wirtschaftslehre Erich Gutenberg (1897–1984), Professor an der 
Universität zu Köln, sprach vom Substitutionsgesetz der Organisati-
on. Aus systemtheoretischer Sicht fügt man Aufgaben und Maßnah-
men als Bestandteile einer logisch strukturierten Gesamtheit prozes-
sual zusammen. Das System sorgt dafür, dass vergleichbare Anträge, 
Fälle, Ereignisse, Projekte, Vorhaben usw. zielführend, durchdacht, 
angemessen, gleichförmig (nach Schema F), eingehend und umfas-
send bearbeitet werden.
Obwohl das bürokratische System gern mit Staat und Beamten iden-
tifiziert wird, hat es sich längst auch in Unternehmen und Verbänden 
breit gemacht. Gemeinsam ist beiden Bereichen das vom Soziolo-
gie- und Volkswirtschaftsprofessor Max Weber (1864–1920) so ge-
nannte Prinzip der Schriftlichkeit. Es bedeutet, dass man mittels der 
Nachweise unter anderem in Form von Belegen, Berichten, Konten, 
Rechnungen, Statistiken und Tabellen regelgebunden plant, steu-
ert und kontrolliert. In der hierarchischen Behördenorganisation 
mit Über- und Unterordnung, Trennung von Amt und Person und 
der Dienstpflicht im Innern und nach Außen gerecht, objektiv und 
willkürfrei zu handeln, dient das bürokratische System der legitimen 
Herrschaftsausübung sowohl der Politik gegenüber der Verwaltung 
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als auch der Verwaltung gegenüber Bürgern und sonstigen „Gewalt-
unterworfenen“. Für den privaten Bereich und die Wirtschaft er-
füllt das bürokratische System ebenso Planungs-, Steuerungs- und 
Kontrollaufgaben, zum Teil aber auch unbeliebte Nachweispflichten 
gegenüber staatlichen und städtischen Ämtern.
So unverzichtbar ein bürokratisches System in größeren Verwal-
tungsapparaten sein mag, Kritik rufen exzessive Formalien und 
Konsequenzen hervor. Das System existiere aus sich selbst heraus, 
sei (zumindest in Deutschland) auf Perfektion aus und habe das 
übergeordnete Ziel verloren, zugunsten von Individuen und Insti-
tutionen zu informieren. Ein übertriebenes bürokratisches System 
schaffe soziale Distanz statt Bürgernähe, entfremde gar und mache 
(Berührungs- und Schwellen-)Angst. Die dem System zwingend an-
gehörenden Mitglieder würden sich gegenseitig Arbeit zuschanzen, 
was ihre individuelle Freiheit einschränke.

Manipulation

Für viele Bürger überraschend macht sich offenbar auch im öffent-
lichen Dienst Manipulation breit. Die Medien berichten von der 
Vorspiegelung falscher Tatsachen bei Polizeieinsätzen, von der Ver-
schleierung bei staatsanwaltlichen Ermittlungen, von der Täuschung 
des Bundesministeriums für Finanzen im Subventionsbericht durch 
eine enge Definition der Finanzhilfen, von der Verfälschung von 
Ranglisten bei Rankingshows von Rundfunkanstalten oder von 
Schwindel bei Organtransplantationen in Universitätskliniken. Die 
Irreführung von Konsumenten durch Produzenten ist ein altes und 
gewohntes Thema. Erstmals griff es der US-amerikanische Gesell-
schaftskritiker und Publizist Vance Packard (1914–1996) in seinem 
Buch „The Hidden Persuaders“ 1957 (deutsche Ausgabe 1958 mit 
dem Titel „Die geheimen Verführer“) auf. Manipulation in der Wirt-
schaft, mag sie auf Abzocke, Betrug, Beeinflussung, Propaganda  
oder Schummelei beruhen, gehört zum Alltag jedes bewusst oder 
unbewusst handelnden Verbrauchers oder Vertragspartners. 
Alarmierend ist die Ausbreitung der Manipulation beim Staat. Ab-
gesehen vom manipulierenden Verhalten eines Staatsdieners ge-
genüber einem Staatsbürger oder durch geschönte Daten und Ta-
ten im internen Dienstbetrieb stört vor allem die Manipulation des 
politisch-administrativen Systems an die Adresse der Öffentlichkeit. 
Allzu gern werden bei Regierungserklärungen, Pressekonferenzen 
und Interviews negative Inhalte verschwiegen und auf Positives beim 
Verfahren verwiesen, hübscht man Darstellungen, Berichte, Statisti-
ken und Prognosen auf und wird der Bevölkerung eingeredet, es gehe 
endlich aufwärts. Der allgemeinen Stimmung zuliebe wird manipu-
liert, werden Risiken und Schwächen verheimlicht, stattdessen mit 
Chancen und Stärken geblufft.
Bleiben die Ehrbarkeit des redlichen Kaufmanns und die Verlässlich-
keit des verantwortlichen Staatsmannes respektive Amtsinhabers auf 
der Strecke? Gegen Verführung von staatlicher oder privater Seite 
gibt es in komplexen Situationen wohl nur wenige Mittel. Eines ist 
die reanimierte Moral. Vielversprechender erscheinen Aufklärung, 
Transparenz, Anprangern (aber nicht im Stile von Investigationen, 
Agitationen und Emotionen in den social media, sondern wirklich-
keitsgetreu und willkürfrei).

Ungleichheit

Ungleichheit ist das Gegenteil der Gleichheit. Mit der französi-
schen Revolution 1789 („Liberté, Egalité, Fraternité“) erhielt der 

Grundsatz der Gleichheit Verfassungsrang. Auch in Deutschland. 
Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz lautet: „Alle Menschen sind vor dem 
Gesetz gleich.“ Genau genommen handelt es sich um ein formales 
Prinzip. Man will vor allem gleiche Ausgangsbedingungen (sog. 
Chancengleichheit) schaffen, während gleiche Behandlung, Wir-
kungen und Ergebnisse oft illusorisch bleiben. Spitzfindig formu-
lierte der französische Schriftsteller Anatole France (1844–1924): 
Ein Gesetz, welches das Schlafen unter Brücken verbietet, behan-
delt alle Menschen gleich. Es wirkt sich aber höchst unterschied-
lich auf Villenbesitzer und Obdachlose aus. Mit der Gleichstellung 
von Mann und Frau bei der Stellenbesetzung und Bezahlung, mit 
der Erhöhung des Anteils von Dienstkräften mit Migrationshin-
tergrund, mit der gleichberechtigten Erziehung behinderter und 
nicht behinderter Kinder (Inklusion) oder mit der Gleichbehand-
lung öffentlicher und privater Unternehmen im Beihilfen- und 
Wettbewerbsrecht strebt man für die Betroffenen gleiche Start-
bedingungen an.
Nach dem Start treten unterschiedliche Entwicklungen ein. Sie 
rühren von ungleichen Begabungen, Behinderungen, Leistun-
gen, Umständen und Verhaltensweisen her. Die Ungleichheit be-
trachtet man kritisch bei Individuen, auch in Bezug auf Gruppen, 
Klassen, Ethnien, Religionen, Regionen und Kulturen bis hin 
zu Gesellschafts- und Wirtschaftssystemen. Die gegenwärtige 
Situation ist gekennzeichnet durch Ungleichheit der Entwick-
lung der Länder, des Wohlstands bzw. der Einkommens- und 
Vermögensverteilung, des Bildungsniveaus, des Gesundheitszu-
stands der Menschen, des technischen und wissenschaftlichen 
Fortschritts usw.
Vom Staat wird erwartet, dass er auf Ungleichheit reagiert – nicht 
nur gegen ungleiche Startbedingungen ankämpft, sondern auch un-
gleiche Prozesse und Strukturen zu beseitigen hilft. Die „Gleichma-
cherei“ kann in der Regel äußerlich bzw. habituell gelingen. Inhalt-
lich bzw. materiell kommt der Staat gegen ungleiche Entwicklungen 
meist nur marginal an. Zu verschieden sind Menschen und Mächte. 
Der Kommunismus ignoriert diese Ungleichheit und scheitert des-
halb mit seiner Ideologie der gleichen Besitzverteilung, überhaupt 
gleicher Ergebnisse für alle.
Das Ausmaß staatlicher Interventionen löst weniger beim Bemü-
hen um gleiche Startbedingungen weltanschauliche, insbesondere 
politische Kontroversen aus als beim Versuch, unterschiedliche Ent-
wicklungen anzugleichen, die durch Ungleichheit veranlasst sind. 
Hier stößt man zwangsläufig auf die Kollision von Werten. Wieviel 
Ungleichheit nimmt man in Kauf bzw. wieviel Gleichheit will man 
erreichen? Wie hoch oder gering schätzt man dabei den Wert der 
Freiheit? Wie gerecht oder ungerecht verhält sich der Staat gegen-
über Begünstigten oder Belasteten? 
Sind staatlich eingesetzte dezentrale Solidargemeinschaften (z.B. 
Sozialversicherungen) erfolgreicher beim Ausgleich von Un-
gleichheit? Wie geht die Solidargemeinschaft mit unsolidarischen 
Mitgliedern um? Wann ist jemand unsolidarisch oder bloß un-
gleich? Welche Gestalt und Dimension, welche Anreize und Sank-
tionen sollten Solidargemeinschaften aufweisen, um der Ungleich-
heit, lies: Vielfalt, Rechnung zu tragen? Was kann vom Einzelnen 
gefordert und wieweit kann er gefördert werden? Hierauf sind 
konkrete Antworten rar. Die Erfahrung lehrt, dass zu große Soli-
dargemeinschaften undurchsichtig sind, Anonymität hervorrufen 
und missbräuchlich ausgenutzt werden; darüber hinaus entstehen 
übermäßige bürokratische Apparate mit entsprechend hohen Ver-
waltungskosten. 
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A. Sachverhalt

A ist Eigentümer eines an der Gemeindestraße „G.-Weg“ liegenden 
und mit einem Einfamilienhaus bebauten Grundstücks im Ortsteil 
D der mittleren kreisangehörigen Stadt S in NRW. Die Straße G.-
Weg endet mit der letzten Wohnbebauung am Ortsrand und wird 
danach als befestigter Wirtschaftsweg weitergeführt. Sie dient le-
diglich der Erschließung der angrenzenden Wohngrundstücke sowie 
dem land- und forstwirtschaftlichen Verkehr in den Außenbereich 
der Stadt S. Die Straße G.-Weg ist als Sackgasse (Zeichen 357 = 
lfd. Nr. 27 der Anlage 3 zu § 42 Abs. 2 StVO) ausgewiesen. Am Über-
gang zum Wirtschaftsweg ist durch die Anordnung des Zeichens 
260 „Verbot für Kraftfahrzeuge“ (lfd. Nr. 34 der Anlage 2 zu § 41 Abs. 1 
StVO) mit dem Zusatzschild „land- und forstwirtschaftlicher Ver-
kehr frei“ die Weiterfahrt für den öffentlichen Kraftfahrzeugverkehr 
gesperrt. Dasselbe Verkehrszeichen befindet sich am anderen Ende 
des Wirtschaftsweges.

Mit Schreiben vom 4. November 2013 stellte A den auf § 45 Abs. 1 
StVO gestützten Antrag beim Ordnungsamt der Stadt S als zustän-
dige Straßenverkehrsbehörde, den G.-Weg am Übergang zum Wirt-
schaftsweg in Höhe des vorgenannten Verkehrszeichens 260 durch 
Anbringung einer abschließbaren Schranke für den öffentlichen 
Verkehr zu sperren. Dies sei die einzige Möglichkeit, um der Lage 
Herr zu werden und sollte doch wenigstens probeweise angeordnet 
werden. 

Zur Begründung führte er aus, die Benutzung des Wirtschaftswe-
ges diene seiner Zweckbestimmung nach nur der Bewirtschaftung 
der anliegenden land- und forstwirtschaftlichen Grundstücke und 
sei nach seiner Beschilderung für den öffentlichen Verkehr gesperrt. 
Das Verbot werde jedoch von einer Vielzahl von Verkehrsteilneh-
mern missachtet und sei wirkungslos. Der G.-Weg mit sich an-
schließendem Wirtschaftsweg diene daher als attraktive Abkür-
zung und Schleichweg in Richtung Autobahnauffahrt und zurück. 
Die eigentliche Verkehrsführung zur Autobahn verlaufe durch 
mehrere Ortsteile mit einer Vielzahl von Ampelanlagen und sei re-
gelmäßig verstopft (was tatsächlich zutrifft). Diese Situation führe 
zu einer unzumutbaren Belastung der Anlieger des G.-Weges mit 
Lärm und Abgasen. Zudem sei es durch den unerwarteten Durch-
gangsverkehr schon häufig zu nicht unbeachtlichen Gefahrensitu-
ationen gekommen.

Als A auch drei Wochen später immer noch keine Reaktion der Be-
hörde erhalten hatte, entschloss er sich, persönlich beim Leiter des 
städtischen Ordnungsamtes vorzusprechen. Da dieser urlaubsbe-

dingt abwesend war, gelangte er schließlich zu dessen Stellvertreter 
N, der zugleich der Neffe des A ist. In dem Gespräch verlieh er sei-
nem Anliegen derart Nachdruck, dass dieser seinem Onkel mitteilt, 
sich der Sache anzunehmen.

Tatsächlich erhielt A kurz darauf ein von N, als zuständigem Sach-
bearbeiter, „im Auftrag“ für den Bürgermeister der Stadt als Stra-
ßenverkehrsbehörde unterschriebenes Schreiben vom 2. Dezember 
2013 mit folgender Zusage: „Im Hinblick auf den von Ihnen gestellten 
Antrag und auf Ihre persönliche Vorsprache verpflichtet sich die Stadt S 
nach eingehender Erörterung der Sach- und Rechtslage, zur Reduzierung 
der überörtlichen Nutzung des G.-Weges mit sich daran anschließendem 
Wirtschaftsweg als Schleichweg den G.-Weg am Übergang zum Wirt-
schaftsweg in Höhe des vorhandenen Verkehrszeichens 260 durch Anbrin-
gung einer abschließbaren Schranke für den öffentlichen Verkehr versuchs-
weise zu sperren.“

A, durch dieses Schreiben nicht mehr nur in freudiger Erwartung auf 
das bevorstehende Weihnachtsfest, sondern auch im Hinblick auf die 
Umsetzung der Verkehrseinrichtung, musste über den Jahreswechsel 
feststellen, dass auch das neue Jahr keine Änderung der Verkehrssi-
tuation mit sich bringen sollte. Auf Nachfrage beim Ordnungsamt 
der Stadt S Anfang April 2014, wann endlich mit der Aufstellung der 
Schranke zu rechnen sei, erfuhr er von dessen Amtsleiter L, dass man 
eine derartige Sperrung nicht vornehmen werde.

Er sei, wie auch der Bürgermeister der Stadt S, der Ansicht, eine 
Verpflichtung, die begehrte Sperrung mittels absperrbarer Schranke 
als weitergehende verkehrsregelnde Maßnahme zu treffen, bestehe 
selbst für einen Erprobungszeitraum nicht. Etwas anderes ergebe 
sich auch nicht aus § 45 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Nr. 6, § 43 Abs. 1 Satz 1 
StVO. Schließlich würde ansonsten der einer Straßenverkehrsbehör-
de eingeräumte Ermessensspielraum auf diese eine verkehrsregelnde 
Maßnahme mittels abschließbarer Schranke reduziert, obwohl es 
durchaus andere, mildere Maßnahmen gebe. So könnte statt des zu 
Beginn des G.-Weges aufgestellten „Sackgassenschildes“ bereits das 
Zeichen 260 „Verbot für Kraftfahrzeuge“ (lfd. Nr. 34 der Anlage 2 zu 
§ 41 Abs. 1 StVO) oder das Zeichen 250 „Verbot für Fahrzeuge aller 
Art“ (lfd. Nr. 28 der Anlage 2 zu § 41 Abs. 1 StVO) jeweils mit dem 
Zusatz „Anlieger frei“ aufgestellt werden, um den Nutzerkreis gleich 
bei Einfahrt in die Sackgasse einzugrenzen. Zudem komme etwa ein 
Verbot der Einfahrt aus Richtung des Wirtschaftsweges (Zeichen 
267 = lfd. Nr. 41 der Anlage 2 zu § 41 Abs. 1 StVO), ggf. kombiniert 
mit einer Teilabsperrung (rechte Fahrbahn) in Betracht. Außerdem 
stelle das widerrechtliche Befahren des Wirtschaftsweges einen 
straßenverkehrsrechtlichen Verstoß und eine Ordnungswidrigkeit 
dar. Durch die Polizei könnten anlass- und zeitbezogene Überwa-
chungs- und Sanktionsmaßnahmen durchgeführt werden, wodurch 
der Schleichweg ebenfalls an Attraktivität verlieren würde.

Mit dem Schreiben vom 2. Dezember 2013 habe A auch nichts in der 
Hand. Schließlich habe N das Schreiben unterzeichnet, der dem A 
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aufgrund seiner verwandtschaftlichen Beziehung sicherlich nur Gu-
tes wolle. „Vetternwirtschaft“ sei in der Verwaltung aber nicht erlaubt. 
Außerdem habe man mittlerweile für das gesamte Stadtgebiet ein 
neues Verkehrskonzept im Dialog mit der Bevölkerung aufgestellt, 
was auch schon von sämtlichen politischen Gremien verabschiedet 
sowie öffentlich bekannt gemacht worden sei und sich in Umsetzung 
befinde. Mit darin enthaltenen widerspruchsfreien und aufeinan-
der abgestimmten Zielen und Maßnahmen wolle man den auf dem 
Stadtgebiet vorherrschenden Verkehrsproblemen gerecht werden. 
Insbesondere die problematische Verkehrssituation bezüglich der 
Autobahnzuwegung habe man unabhängig von der Straße „G.-Weg“ 
auch im Hinblick auf sämtliche betroffene und überlastete Orts-
durchfahrten erkannt und werde mit einer entsprechenden Umge-
hungsstraße Abhilfe schaffen. Die Schleichwegnutzung werde dann 
automatisch an Attraktivität verlieren. 
Das Schreiben vom 2. Dezember 2013 müsse dadurch doch längst 
als aufgehoben gelten, ansonsten werde man es aufheben. Zumindest 
handele es sich nun um eine inhaltlich andere Entscheidungsgrund-
lage, die eine punktuelle Verkehrsentscheidung bezogen auf den G.-
Weg nicht mehr rechtfertige.
A ist davon überzeugt, dass er einen Anspruch haben müsse. Wenn 
schon nicht aus der StVO, dann habe er doch zumindest das verbind-
liche Schreiben vom 2. Dezember 2013 in der Hand.

Prüfen Sie gutachterlich, ob A ein Anspruch darauf zusteht, den G.-
Weg am Übergang zum Wirtschaftsweg durch Anbringung einer 
abschließbaren Schranke für den öffentlichen Verkehr zumindest 
versuchsweise zu sperren. Gehen Sie dabei auf alle vorgetragenen 
Argumente der Beteiligten ein. 

B. Lösungshinweise

Ein Anspruch des A auf Einführung der von ihm begehrten ver-
suchsweisen Sperrung der Einfahrt in den Wirtschaftsweg durch 
eine abschließbare Schranke fordert das Vorliegen einer Anspruchs-
grundlage sowie sämtlicher darin enthaltener Anspruchsvorausset-
zungen.

I.	 Anspruchsgrundlage

1.	 § 45 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Nr. 6 StVO
Als Rechtsgrundlage für die von A verlangte Sperrung der Einfahrt 
in den Wirtschaftsweg mittels abschließbarer Schranke kommt zu-
nächst § 45 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Nr. 6 StVO in Betracht. Danach 
können die Straßenverkehrsbehörden die Benutzung bestimmter 
Straßen oder Straßenstrecken zur Erprobung geplanter verkehrs-
sichernder oder verkehrsregelnder Maßnahmen beschränken oder 
verbieten und den Verkehr umleiten. 
Die Vorschrift setzt, ebenso wie die straßenverkehrsrechtliche Gene-
ralklausel des § 45 Abs. 1 Satz 1 StVO, voraus, dass eine konkrete Ge-
fahr für die Sicherheit oder Ordnung des Straßenverkehrs vorliegt.1 
Handelt es sich – wie es hier mit der Sperrung des Wirtschaftsweges 
durch eine abschließbare Schranke der Fall ist – um eine Beschrän-
kung des fließenden Verkehrs, muss aufgrund der besonderen ört-
lichen Verhältnisse eine Gefahrenlage bestehen, die das allgemeine 
Risiko einer Beeinträchtigung der in den Absätzen 1 bis 8 genannten 
Rechtsgüter erheblich übersteigt (§ 45 Abs. 9 Satz 2 StVO). 

1 	 OVG NRW, Beschl. v. 22.10.2003 – 8 B 468/03, juris Rdnr. 12.

Zwar ist § 45 Abs. 1 StVO grundsätzlich auf den Schutz der All-
gemeinheit und nicht auf die Wahrung der Interessen einzelner ge-
richtet.2 Der angeführten Rechtsprechung ist jedoch zu entnehmen, 
dass der Einzelne einen auf ermessensfehlerfreie Entscheidung der 
Behörde begrenzten Anspruch auf verkehrsregelndes Einschreiten in 
bestimmten Fällen, nämlich dann haben kann, wenn die Verletzung 
seiner geschützten Individualinteressen, insbesondere Gesundheit 
und Eigentum, in Betracht kommt. Dabei umfasst das Schutzgut der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Sinne des § 45 Abs. 1 StVO 
nicht nur die Grundrechte wie körperliche Unversehrtheit (Art. 2 
Abs. 2 GG) und Eigentum (Art. 14 Abs. 1 GG), sondern bereits im 
Vorfeld dazu den Schutz vor Einwirkungen des Straßenverkehrs, die 
das nach allgemeiner Anschauung zumutbare Maß übersteigen.3
Ob die in § 45 Abs. 1 Satz 1 StVO genannten Gründe vorliegen 
(Tatbestand der Norm) unterliegt in vollem Umfang der verwal-
tungsgerichtlichen Nachprüfung; hinsichtlich des Ob und Wie des 
Eingreifens (Rechtsfolgenseite) besteht dagegen ein nur beschränkt 
nachprüfbarer Ermessensspielraum (vgl. §  114 VwGO)4. Etwas 
anderes gilt lediglich dann, wenn hinsichtlich des Ob und Wie des 
Einschreitens nur eine Entscheidung rechtmäßig sein kann bzw. in-
soweit eine so genannte Ermessensreduzierung auf Null besteht.

Als Anspruchsgrundlage für die von A begehrte Sperrung des Wirt-
schaftsweges eignet sich somit § 45 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Nr. 6 StVO, 
unabhängig vom Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzungen, 
lediglich im Falle einer Ermessensreduzierung auf Null. Andernfalls 
verbliebe es schließlich bei dem der Straßenverkehrsbehörde einge-
räumten Ermessensspielraum im Hinblick auf mögliche verkehrs-
rechtliche Maßnahmen und damit einem dem A allenfalls einzu-
räumenden Anspruch auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung. 
A gibt jedoch deutlich zu erkennen, dass ihm nicht an irgendeiner 
verkehrsrechtlichen Maßnahmen gelegen ist, sondern er davon 
überzeugt ist, dass einzig und allein die beantragte Sperrung dem 
„Schleichweg“ ein Ende bereiten wird. Gegen einen strikten Rechts-
anspruch des A auf diese bestimmte verkehrsrechtliche Maßnahme 
spricht entscheidend, dass, wie der Sachverhalt schildert, nicht nur 
nach dem neuen großräumig angelegten Verkehrskonzept mehrere 
Möglichkeiten bestehen, um die bestehende Verkehrssituation zu 
verändern. Zu denken ist insbesondere daran, dass nicht nur polizeili-
che Kontrollen die Nutzung als Schleichweg unattraktiv werden las-
sen können, sondern auch die Aufstellung des Verkehrszeichen „Ver-
bot für Kraftfahrzeuge“ (Zeichen 260) oder „Verbot für Fahrzeuge 
aller Art“ (Zeichen 250) jeweils mit dem Zusatz „Anlieger frei“ gleich 
am Anfang des G-Weges als (mildere) Maßnahmen in Betracht 
kommen, um den Verkehr zu beeinflussen, und zudem effektiver als 
das bisherige Schild „Sackgasse“ (Zeichen 357) einzuschätzen sind. 
Da sich bei diesen denkbaren Maßnahmen eine bestimmte nicht auf-
drängt, liegt keine Ermessensreduzierung auf Null vor. Insbesondere 
kann nicht die Lösung einer Sperrung des Wirtschaftsweges mittels 
Schranke als die einzig zielführende Maßnahme erkannt werden.

Somit scheidet § 45 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Nr. 6 StVO als Anspruchs-
grundlage aus.

2 	 BVerwG, Urt. v. 22.01.1971 – VII C 48.69, BVerwGE 37, 112 (113); BVerwG, 
Urt. v. 29.06.1983 – 7 C 102/82, NVwZ 1983, 610 (611); BVerwG, Beschl. v. 
13.06.1980 – VII C 32.77, juris Rdnr. 9.

3 	 BVerwG, Urt. v. 04.06.1986 – 7 C 76/84, NJW 1986, 2655 (2656).
4 	 BVerwG, Urt. v. 27.01.1993 – 11 C 35/92, BVerwGE 92, 32 (35, 40); BVerwG, 

Urt. v. 09.06.1967 – VII C 18.66, BVerwGE 27, 181 (186).
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Anmerkung: Von den Studierenden kann eine tiefgehende Prüfung des 
Straßenverkehrsrechts nicht erwartet werden. Aufgrund der im allgemei-
nen Verwaltungsrecht gewonnenen Kenntnisse sollte aufgrund der Ausei-
nandersetzung mit dem Wortlaut der Anspruchsgrundlage jedoch erkannt 
werden, dass es sich um eine Ermessensvorschrift handelt, die die von A 
begehrte Maßnahme lediglich im Fall einer Ermessensreduzierung auf 
Null gewähren kann. 

2.	 § 38 VwVfG NRW

Ein Anspruch könnte sich aber aus der von N, als zuständigem Sach-
bearbeiter der Ordnungsbehörde, für die Stadt S abgegebenen „Er-
klärung“ vom 2. Dezember 2013 ergeben. Diese könnte eine Zusi-
cherung darstellen, die die Straßenverkehrsbehörde verpflichtet, die 
beantragte Maßnahme vorzunehmen. Ob dies der Fall ist, beurteilt 
sich nach den gesetzlichen Voraussetzungen und Folgen gemäß § 38 
VwVfG NRW.

II.	 Vorliegen einer Zusicherung

Fraglich ist zunächst, ob in der Erklärung begrifflich eine Zusiche-
rung gesehen werden kann.
Nach der Legaldefinition in § 38 Abs. 1 Satz 1 VwVfG NRW ist eine 
Zusicherung eine Zusage, einen bestimmten Verwaltungsakt später 
zu erlassen oder zu unterlassen.

1.	 „Zusage“

Eine Zusage ist die verbindliche Selbstverpflichtung einer Behörde 
gegenüber bestimmten oder bestimmbaren Adressaten, die auf ein 
künftiges Tun, Dulden oder Unterlassen gerichtet ist.5 Maßgeblich 
für die insoweit vorzunehmende Abgrenzung ist der erklärte Wille 
der Behörde, so wie er sich bei objektiver Würdigung aller Umstände 
nach Treu und Glauben darstellt.6 

Ausweislich des Schreibens vom 2. Dezember 2013 hat N „nach ein-
gehender Erörterung der Sach- und Rechtslage“ in Kenntnis des von 
A verfolgten Zieles die Erklärung abgegeben, dass die Stadt S sich 
verpflichtet, zur Reduzierung der überörtlichen Nutzung des G.-We-
ges mit sich daran anschließendem Wirtschaftsweg als Schleichweg 
den G.-Weg am Übergang zum Wirtschaftsweg in Höhe des vorhan-
denen Verkehrszeichens 260 durch Anbringung einer abschließbaren 
Schranke für den öffentlichen Verkehr versuchsweise zu sperren“. 
Unter diesen Umständen ist die Erklärung der Stadt S aus der Sicht 
eines verständigen Adressaten als eine Zusage i. S. v. § 38 Abs. 1 
Satz 1 VwVfG NRW anzusehen.

2.	 Verwaltungsakt später zu erlassen oder zu unterlassen

Diese Zusage müsste sich zudem darauf erstrecken, einen Verwal-
tungsakt später zu erlassen oder zu unterlassen.
Ein Verwaltungsakt ist gemäß § 35 Satz 1 VwVfG NRW jede Ver-
fügung, Entscheidung oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine 
Behörde zur Regelung eines Einzelfalles auf dem Gebiet des öffent-
lichen Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach 
außen gerichtet ist.

5 	 BVerwG, Urt. v. 24.06.1966 – VI C 72.63, DVBl 1966, 857 ff..
6 	 Vgl. BVerwG, Urt. v. 07.02.1986 – 4 C 28.84, BVerwGE 74, 15 (17).

a.	 Maßnahme einer Behörde
Die verkehrsrechtliche Anordnung zur Errichtung einer abschließ-
baren Schranke zur Sperrung der Einfahrt in den im Anschluss an 
den G.-Weg fortgeführten Wirtschaftsweg ist eine Maßnahme einer 
Behörde i. S. v. § 1 Abs. 2 VwVfG NRW, nämlich der Ordnungsbe-
hörde der Stadt S als Straßenverkehrsbehörde.

b.	 Auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts
Diese verkehrsrechtliche Anordnung findet auch auf dem Gebiet 
des öffentlichen Rechts, namentlich des Straßenverkehrsrechts (§ 43 
Abs. 1 S. 1, 2. Fall StVO) statt.

c.	 Außenwirkung
Zudem entfaltet sie gegenüber den Kraftfahrern und damit außer-
halb der Verwaltungsbehörde Wirkung. Folglich liegt auch die erfor-
derliche unmittelbare Rechtswirkung nach außen vor. 

d.	 Regelung
Die Anordnung zur Errichtung einer abschließbaren Schranke muss 
auch eine Regelung bewirken. 
Regelungscharakter hat eine Maßnahme der Behörde, wenn sie da-
rauf gerichtet ist, eine verbindliche Rechtsfolge zu setzen, d.h. wenn 
Rechte des Betroffenen unmittelbar begründet, geändert, aufgeho-
ben, mit bindender Wirkung festgestellt oder verneint werden.7
Gerichtet ist die verkehrsrechtliche Anordnung darauf, eine konkrete 
örtliche Verkehrssituation zu regeln, indem sie gegenüber den Ver-
kehrsteilnehmern die Benutzung des Wirtschaftsweges beschränkt 
bzw. verbietet. Eine Schranke wie auch Sperrpfosten sind Verkehrs-
einrichtung (§ 43 Abs. 1 StVO), deren Regelungen den allgemeinen 
Verkehrsregeln vorgehen (§ 43 Abs. 2 StVO); ihnen kann ein ähnli-
cher Regelungsgehalt wie Verkehrszeichen zukommen (§ 45 Abs. 2 
S. 4, Abs. 4, 1. Hs. StVO).8 
Die hier mit der Aufstellung einer abschließbaren Schranke getroffe-
ne Anordnung enthält eine über das bereits mit dem Verkehrszeichen 
260 mit Zusatzzeichen (land- und forstwirtschaftlicher Verkehr frei) 
angeordnete Verkehrsverbot hinausgehende Regelung, weil die Zu-
fahrt zum Wirtschaftsweg auch für den land- und forstwirtschaftli-
chen Verkehr nur noch mit dem entsprechenden Schlüssel möglich 
ist.9
Das Merkmal der Regelung liegt vor.

e.	 Einzelfall
Ein weiteres Merkmal eines Verwaltungsakts ist, dass er einen Ein-
zelfall regelt. Dieses Begriffsmerkmal dient der Abgrenzung zur 
Rechtsnorm, die eine unbestimmte Zahl von Fällen und eine unbe-
stimmte Zahl von Personen betrifft und daher eine abstrakt-generel-
le Regelung darstellt. Aus dem Gegensatz zur Rechtsnorm folgt, dass 
ein Verwaltungsakt zumindest dann vorliegt, wenn eine Regelung 
einen konkreten Sachverhalt betrifft und sich an eine bestimmte Per-
son richtet (konkret-individueller Charakter), wobei der individuelle 
Charakter auch dann noch anzunehmen ist, wenn sich die konkrete 
Regelung zwar nicht an eine Person, aber doch an einen individuell 
bestimmten oder bestimmbaren Personenkreis richtet.
Die verkehrsrechtliche Maßnahme der abschließbaren Schranke 
verbietet Kraftfahrzeugfahrern die Einfahrt in den Wirtschaftsweg 

7 	 So etwa BVerwG, Urt. v. 20.05.1987 – 7 C 83/84, BVerwGE 77, 268 (271).
8 	 OVG NRW, Beschl. v. 22.10.2003 – 8 B 468/03, juris Rdnr. 4.
9 	 OVG NRW, Beschl. v. 22.10.2003 – 8 B 468/03-, juris Rdnr. 4.
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vom G.-Weg aus und regelt auf diese Weise die Straßennutzung. Es 
handelt sich somit um keine konkret-individuelle Regelung. Deren 
Regelungsgehalt erschöpft sich jedoch in dem jeweils in Bezug ge-
nommenen Verkehrsabschnitt bzw. den jeweils dort anzutreffenden 
Verkehrsteilnehmern, so dass es sich ebenso wenig wie bei Verkehrs-
schildern10, um eine Rechtsverordnung, sondern um eine konkret-
generelle Regelung und daher um eine nutzungsregelnde Allgemein-
verfügung im Sinne des § 35 S. 2, 3. Fall VwVfG NRW handelt.

Diese Zusage erstreckt sich folglich darauf, einen Verwaltungsakt 
später zu erlassen.

3.	 Zusicherungsfähigkeit einer Allgemeinverfügung

Die Anordnung von Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen ist 
zusicherungsfähig.11 
Das Verwaltungsverfahrensgesetz – und damit auch dessen §  38 
VwVfG – gilt in seinem Anwendungsbereich ergänzend und lü-
ckenschließend für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der 
Behörden von Bund, Ländern und Kommunen, soweit nicht Rechts-
vorschriften inhaltsgleiche oder entgegenstehende Bestimmungen 
enthalten.12 Derartige ausdrücklich entgegenstehende Rechtsvor-
schriften ergeben sich aus dem Straßenverkehrsrecht nicht.13 
Dem BVerwG14 zufolge lässt sich auch aus Sinn und Zweck spezial-
gesetzlicher Vorschriften nicht entnehmen, dass die Zusicherung als 
ein durch § 38 VwVfG NRW ausdrücklich anerkanntes Handlungs-
instrument bei der Anordnung von Verkehrszeichen von vornher-
ein und grundsätzlich ausscheiden solle. Da Verkehrszeichen nach 
gefestigter Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts Verwal-
tungsakte in der Form von Allgemeinverfügungen im Sinne von § 35 
Satz 2 VwVfG NRW seien, könne ihre Zusicherungsfähigkeit allen-
falls dann ausscheiden, wenn sich dies aus der besonderen Rechts-
natur von Verkehrszeichen oder ihren speziellen Rechtswirkungen 
ergäbe, was jedoch nicht der Fall sei.15 Zwar würden, wie das OVG 
Lüneburg16 hervorhebe, verkehrsregelnde Maßnahmen Reaktionen 
auf spezifische, sich möglicherweise rasch ändernde Verkehrslagen 
darstellen.17 Ein Grundsatz, dass nur solche Verwaltungsakte zusi-
cherungsfähig wären, die typischerweise auf lange Zeit unverändert 
Bestand haben, lasse sich aber weder dem Straßenverkehrsrecht noch 
dem allgemeinen Verwaltungsverfahrensrecht entnehmen.18 Viel-
mehr zeige die Regelung des § 38 Abs. 3 VwVfG NRW, dass der 
Gesetzgeber im Rahmen von Zusicherungen mit rechtserheblichen 
Änderungen der Sach- und Rechtslage gerechnet und deshalb die 
Bindungswirkung der Zusicherung begrenzt habe.19 Dass durch die 
Anordnung bestimmter Verkehrszeichen Rechte Dritter verletzt sein 
könnten, stehe ihrer Zusicherungsfähigkeit gleichfalls nicht entge-
gen, denn der Rechtschutz der Betroffenen gegen Verkehrszeichen 
bleibe unberührt.20

10 	BVerwG, Urt. v. 09.06.1967 – VII C 18.66, NJW 1967, 1627 (1628).
11 	a. A. OVG Lüneburg, Urt. v. 13.09.1984, – 12 A 170/82, NJW 1985, 1043f..
12 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1978).
13 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1978).
14 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 ff..
15 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1978).
16 	OVG Lüneburg, Urt. v. 13.09.1984, – 12 A 170/82, NJW 1985, 1043f..
17 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1978).
18 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1978).
19 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1978).
20 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1978).

Es liegt somit eine Zusage vor, einen bestimmten Verwaltungsakt, 
und zwar in Form einer Allgemeinverfügung, später zu erlassen. Die-
se Allgemeinverfügung ist auch zusicherungsfähig, so dass in der Er-
klärung der Stadt S in Form des Schreibens vom 2. Dezember 2013 
eine Zusicherung zu sehen ist.

Anmerkung: Das Problem der Zusicherungsfähigkeit einer Allgemeinver-
fügung ist zu speziell, als dass es von den Studierenden erwartet werden 
kann. Vor diesem Hintergrund wurde auf einen konkreten Hinweis im 
Sachverhalt verzichtet. Wird das Problem dennoch erkannt, wäre dies bei 
der Bewertung zusätzlich positiv zu berücksichtigen.

III.	Wirksamkeit der Zusicherung

Fraglich ist, ob die Zusicherung (noch) wirksam ist.

1.	 Zuständigkeit

Gemäß § 38 Abs. 1 Satz 1 VwVfG NRW muss die Zusage von der 
zuständigen Behörde erteilt werden. Dabei handelt es sich nicht le-
diglich um eine Rechtmäßigkeitsvoraussetzung, sondern, anders als 
beim Verwaltungsakt, um eine Wirksamkeitsvoraussetzung.21

Für den Erlass verkehrsregelnder Anordnungen sind nach § 45 Abs. 1 
bis Abs. 1f StVO in erster Linie die Straßenverkehrsbehörden, dane-
ben auch die Straßenbaubehörden (§ 45 Abs. 2 StVO), zuständig. 
Gemäß § 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 StVO können die Straßenverkehrsbe-
hörden zur Erforschung des Unfallgeschehens, des Verkehrsverhaltens, 
der Verkehrsabläufe sowie zur Erprobung geplanter verkehrssichern-
der oder verkehrsregelnder Maßnahmen die Benutzung bestimmter 
Straßen oder Straßenstrecken beschränken oder verbieten. 
Gemäß § 6 der Verordnung über die Bestimmung der zuständigen 
Behörden nach der Straßenverkehrs-Ordnung sind für Maßnahmen 
nach § 45 StVO in Mittleren und Großen kreisangehörigen Städten 
die örtlichen Ordnungsbehörden dieser Städte zuständig. Gemäß 
Ziffer 3 des Runderlasses des Ministeriums für Verkehr, Energie und 
Landesplanung (III B 3 – 78‑45/2 – v. 31.7.2003) zur Zuständigkeit 
und Zustimmungspflicht für die Anordnung und Entfernung von 
Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen sind für Maßnahmen 
nach § 45 StVO in Mittleren und Großen kreisangehörigen Städten 
die örtlichen Ordnungsbehörden, im Übrigen die Kreisordnungsbe-
hörden zuständig.
Demnach handelte, wie der Sachverhalt bereits vorgibt, die Ord-
nungsbehörde der Stadt S als zuständige Straßenverkehrsbehörde.

2.	 Schriftform

Darüber hinaus müsste die Zusicherung für ihre Wirksamkeit der 
Schriftform gemäß § 38 Abs. 1 Satz 1 VwVfG NRW genügen.
Zwar enthält § 38 VwVfG selbst keine ausdrückliche Regelung, wel-
che förmlichen Anforderungen an die Schriftform der Zusicherung 
zu stellen sind. Da die Zusicherung aber die Selbstverpflichtung der 
Behörde zum späteren Erlass eines Verwaltungsakts enthält, ist § 37 
Abs. 3 VwVfG auf § 38 Abs. 1 Satz 1 VwVfG entsprechend anwend-
bar.22 Aus dem Schreiben der Stadt S vom 2. Dezember 2013 wird 

21 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1977).; U. Stelkens, 
in: Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz-Kommentar, 8. Aufla-
ge 2014, § 38 Rdnr. 62; Hennecke, in: Knack/Henneke, Verwaltungsverfahrens-
gesetz, 9. Auflage 2010,§ 38 Rdnr. 12.

22 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1977).
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deutlich, welche Behörde die Zusicherung gegeben und wer für sie 
gehandelt hat, so dass die sich aus § 37 Abs. 3 VwVfG ergebenden 
Anforderungen erfüllt sind.

3.	 § 38 Abs. 2 VwVfG NRW i. V. m. den Vorschriften über den Ver-
waltungsakt

Im Übrigen sind nach § 38 Abs. 2 VwVfG NRW die Regeln über 
die Wirksamkeit von Verwaltungsakten entsprechend anzuwenden.
Ob es sich bei der Zusage und der Zusicherung selbst um einen Ver-
waltungsakt handelt, ist umstritten, was von dem Vorliegen des Tat-
bestandsmerkmals „Regelung“ gemäß § 35 Satz 1 VwVfG NRW 
abhängig gemacht wird und somit davon, ob die Zusicherung ver-
bindlich einen Anspruch begründet oder diesen lediglich nur vor-
bereitet.23

Für die wichtigsten verfahrensrechtlichen Regelungen (§§ 44, 45, 48, 
49 VwVfG NRW) kann diese Streitfrage jedoch offen gelassen wer-
den, weil § 38 Abs. 2 VwVfG NRW jedenfalls eine entsprechende 
Anwendung dieser Normen anordnet.24 Dies gilt auch vorliegend.

a.	 § 38 Abs. 2 i. V. m. § 44 VwVfG NRW
Aus § 38 Abs. 2 i. V. m. § 44 VwVfG NRW ergibt sich, dass die 
bloße Rechtswidrigkeit der Zusicherung nicht automatisch zu deren 
Unwirksamkeit führt, sondern dies nur der Fall ist, wenn dadurch 
gleichzeitig einer der in § 44 VwVfG NRW angeführten Nichtig-
keitsgründe erfüllt wird.
Bürgermeister und Ordnungsamtsleiter der Stadt S sind der Auffas-
sung, dass die von N für die Stadt S abgegebene Erklärung ohnehin 
unwirksam sein müsse. Es läge doch auf der Hand, dass N dem A nur 
etwas Gutes tun wollte, schließlich seien A und N verwandt. „Vet-
ternwirtschaft“ dürfe es in der Verwaltung nicht geben.
In diesem Zusammenhang kommt Nichtigkeit der Erklärung wegen 
Handeln ausgeschlossener Personen i. S. v. § 20 VwVfG NRW in 
Betracht.
Gemäß § 20 Abs. 1 Satz 1 VwVfG NRW handelt es sich um ein Ver-
waltungsverfahren, in dem N als Vertreter des städtischen Ordnungs-
amtes und damit für die Straßenverkehrsbehörde tätig wird und A 
Beteiligter gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 2 VwVfG NRW ist. Zugleich ist N 
als Neffe des A jedoch auch dessen Angehöriger gemäß § 20 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, Abs. 5 Nr. 5 VwVfG NRW. Somit liegt der Tatbestand 
von § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 VwVfG NRW vor.
Gemäß § 44 Abs. 3 Nr. 2 VwVfG NRW ist ein Verwaltungsakt aber 
nicht schon deshalb nichtig, weil eine nach § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
bis 6 VwVfG NRW ausgeschlossene Person mitgewirkt hat. 
Somit geht die Einschätzung des Bürgermeisters und von L fehl. 
Mangels Hinzutreten weiterer Umstände scheidet die Nichtigkeit 
der Zusicherung wegen Befangenheit und damit deren Unwirksam-
keit aus.

23 	Oftmals wird diese Frage offen gelassen, so z. B. BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 
– 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1979); für die Einordnung der Zusicherung 
als Verwaltungsakt BVerwG, Urt. v. 23.05.1986 – 8 C 5/85, NVwZ 1986, 1011 
(1012); BVerwG, Beschl. v. 26.05.2003 – 8 B 73/03, NVwZ 2003, 997 (997); 
Die Verwaltungsakteigenschaft bejahen etwa U. Stelkens, in: Stelkens/Bonk/
Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz-Kommentar, 8. Auflage 2014, § 38 Rdnr. 
29; Hennecke, in: Knack/Henneke, Verwaltungsverfahrensgesetz, 9. Auflage 
2010,§ 38 Rdnr. 21; Kopp/Ramsauer, Verwaltungsverfahrensgesetz-Kommentar, 
10. Auflage 2008, § 38 Rdnr. 2; verneinend etwa Wolff/Bachof/Stober/Kluth, Ver-
waltungsrecht, Bd. I, 12. Aufl. 2007, § 53 Rdnr. 9; Jakobs, Jura 1985, 234 (235); 
Erichsen, Jura 1991, 109 (110).

24 	Hebler/Schäfer, Jura 2010, 881 (882).

b.	 § 38 Abs. 2 i. V. m. §§ 48, 49 VwVfG NRW
Unwirksam kann die Zusicherung nach § 38 Abs. 2 i. V. m. §§ 48, 49 
VwVfG NRW auch dann werden, wenn sie nachträglich aufgehoben 
wird.
In dem neu entwickelten Verkehrskonzept der Stadt S liegt weder 
eine ausdrückliche oder sinngemäße Rücknahmeerklärung noch eine 
Widerrufserklärung. In einer Rücknahmeerklärung müsste der Wil-
le zur Aufhebung der Zusicherung wegen Unvereinbarkeit mit der 
objektiven Rechtslage zum Ausdruck kommen; daran fehlt es hier. 
Eine Aufhebung der Zusicherung wurde erst jetzt angekündigt und 
damit verdeutlicht, dass insbesondere das aufgestellte Verkehrskon-
zept noch keinen derartigen Aufhebungsakt enthielt. Auch in der 
Ablehnung der Erfüllung der gegebenen Zusicherung ist unter den 
gegebenen Umständen keine hinreichend deutliche Rücknahme- 
oder Widerrufserklärung zu sehen.
Die Wirksamkeit der Zusicherung ist auch nicht nach § 38 Abs. 2 i. 
V. m. §§ 48, 49 VwVfG NRW entfallen.

4.	 § 38 Abs. 3 VwVfG NRW

§ 38 Abs. 3 VwVfG enthält einen spezialgesetzlich geregelten Fall des 
Wegfalls der Geschäftsgrundlage. Diese Regelung geht den Wider-
rufsgründen des § 49 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 4 VwVfG vor und gibt in 
Abwägung des individuellen Vertrauens des Bürgers auf den Bestand 
einer einmal gegebenen Zusicherung einerseits und des öffentlichen 
Interesses an der Berücksichtigung nachträglicher Veränderungen 
der objektiven Sach- oder Rechtslage andererseits dem letztgenann-
ten Gesichtspunkt den Vorrang.25 Die Bindungswirkung entfällt nach 
dieser Vorschrift unabhängig von der Bekanntgabe einer Aufhebungs-
entscheidung bereits mit der objektiven Änderung der Sach- oder 
Rechtslage, wobei dafür ein Vergleich der tatsächlichen und rechtli-
chen Verhältnisse im Zeitpunkt der ursprünglichen Zusicherung mit 
denjenigen im Zeitpunkt der letzten tatrichterlichen Entscheidung 
maßgebend ist.26 Als Änderung der Sachlage können auch Umstände 
in der Sphäre der Behörde gelten.27 Grundsätzlich kommt es dabei 
nicht auf die subjektiven Vorstellungen des einzelnen Bediensteten an, 
der die Zusicherung gegeben hat, sondern darauf, ob bei objektiver 
Betrachtung unter Berücksichtigung von Sinn und Zweck der Rechts-
sätze, deren Vollzug oder Wahrung der zugesicherte Verwaltungsakt 
dient, zu erwarten wäre, dass die Zusicherung auch in Ansehung der 
veränderten Umstände erneut gegeben worden wäre.28 
Nach der Zusicherung am 2. Dezember 2013 hat sich durch das neu 
aufgestellte Verkehrskonzept die Planung der Stadt S alsbald dahin 
gehend verdichtet und konkretisiert, dass u. a. eine neue Umgehungs-
straße gebaut werden soll, die insbesondere den alltäglichen Berufs-
verkehr aufnehmen und ohne Verkehrshindernisse, wie innerorts am 
Straßenrand parkende Autos, Ampeln oder Fußgängerüberwege, 
und damit auch schneller als unter Nutzung von Schleichwegen zum 
Ziel führen soll. Der „Schleichweg“ wird dadurch an Attraktivität 
verlieren. Nach dem Dialog mit allen Bevölkerungsgruppen und der 
Erörterung in den zuständigen städtischen Gremien beschloss der 

25 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1978).
26 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1978).
27 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1978 f.); U. Stelkens, 

in: Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz-Kommentar, 7. Aufla-
ge 2008, § 38 Rdnr. 99.

28 	U. Stelkens, in: Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz-Kommen-
tar, 8. Auflage 2014, § 38 Rdnr. 97 ff.; Hennecke, in: Knack/Henneke, Verwal-
tungsverfahrensgesetz, 9. Auflage 2010,§ 38 Rdnr. 33.
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Der Schleichweg � Eva-Maria Kremer

Rat der Stadt S das Konzept samt Umgehungsstraße und beauftragte 
die Verwaltung mit der Einleitung der entsprechenden Umsetzung. 
Das Verkehrskonzept wurde über die örtliche Presse öffentlich be-
kannt gemacht und befindet sich in der Umsetzung, so dass nicht 
davon ausgegangen werden kann, dass die Sachlage nach Abgabe der 
Zusicherung unverändert geblieben ist.
Eine Änderung der Sachlage im Sinne des § 38 Abs. 3 VwVfG könnte 
unabhängig davon, dass vorliegend bereits mit der Umsetzung des Ver-
kehrskonzeptes begonnen wurde, auch nicht erst dann bejaht werden, 
wenn Baumaßnahmen unmittelbar bevorstehen.29 Eine erhebliche 
Veränderung stellt vielmehr schon die neue Tatsache dar, dass ein Ver-
kehrskonzept unter Zugrundelegung einer neuen Umgehungsstraße 
erstellt wurde, wodurch die Nutzung des „Schleichweges“ unattraktiv 
wird, und die zuständigen kommunalen Gremien sich entsprechend 
festgelegt haben. Diese Planungsentscheidung darf für die Straßen-
verkehrsbehörde Anlass sein, von der ursprünglich zugesagten, durch 
die nunmehr konkret geplanten Maßnahmen überflüssig gewordene 
Sperrung des Übergangs vom G.-Weg in den Wirtschaftsweg abzuse-
hen. Schließlich ist dies ein wesentlicher Unterschied.

29 	BVerwG, Urt. v. 25.01.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1978 f.).

Diese neue Sachlage hätte – bei Würdigung von Sinn und Zweck der 
für den Erlass der zugesicherten verkehrsregelnden Anordnungen 
maßgeblichen Ermessensnorm des § 45 StVO – die Nichterteilung 
der Zusicherung gerechtfertigt.30 
Aufgrund des Vorliegens der Voraussetzungen von § 38 Abs. 3 VwVfG 
NRW
entfällt die Bindungswirkung der Zusicherung kraft Gesetzes. Es 
bedarf keinerlei weiterer Akte der Behörde, insbesondere braucht die 
Zusicherung nicht zurückgenommen oder widerrufen werden. 

Somit kann A auch aus der von N für die Stadt S abgegebenen „Er-
klärung“ vom 2. Dezember 2013 keinen Anspruch herleiten.

IV.	Ergebnis

A hat keinen Anspruch auf die von ihm begehrte versuchsweise Sper-
rung der Einfahrt vom G-Weg in den Wirtschaftsweg.

30 	Vgl. BVerwG, Urt. v. 25.1.1995 – 11 C 29/93, NJW 1995, 1977 (1978 f.); kritisch 
dazu Baumeister, DÖV 1997, 229 ff..

Einleitung

Betriebswirtschaftliche Inhalte sind in den Studien- und Ausbil-
dungsgängen für Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung in den 
letzten zwei Jahrzehnten stark ausgeweitet worden. Volkswirtschaft-
liche Inhalte fristen hingegen vielfach ein „Mauerblümchendasein“. 
Besonders wenn modellgestützte Analysen in Lehrveranstaltungen 
vorgenommen werden, wird häufig die Sinnhaftigkeit des Ganzen in 
Frage gestellt. Die nachfolgende Fallstudie soll aufzeigen, dass Inhal-
te, die traditionell Gegenstand volkswirtschaftlicher Lehrveranstal-
tungen sind, sehr wohl herangezogen werden können, um durchaus 
praxisnah Hilfestellung bei Entscheidungsproblemen in der öffentli-
chen Verwaltung zu geben. Dabei werden zunächst Standardkonzep-
te der volkswirtschaftlichen Lehrbuchliteratur herangezogen. Diese 
werden in einem weiteren Schritt ergänzt durch verhaltensökonomi-
sche Aspekte, um die Realitätsnähe der Analyse zu erhöhen.

Der Sachverhalt

In einer touristisch geprägten Region in Norddeutschland liegt die 
mittelgroße Stadt S. Sowohl in der Stadt S als auch im Umland exis-
tiert eine größere Zahl von Kultur- und Freizeitangeboten. Dazu ge-
hört unter anderem das Museum für Stadtgeschichte der Stadt S. In 
der Vergangenheit erfreute sich das Museum bei Einheimischen und 
Touristen großer Beliebtheit, zumal der Eintritt lange Zeit unent-
geltlich war. Vor zwei Jahren hat die Ratsversammlung im Rahmen 
der Haushaltskonsolidierung beschlossen, Eintrittsgelder zu erhe-
ben. Die Haushaltspläne der Jahre 2013 und 2014 sahen Erlöse von 
jeweils 100.000 Euro vor. Die Erlöse sind jedoch deutlich hinter den 

Erwartungen zurückgeblieben. In Tabelle 1 sind die Eintrittspreise 
und Besucherzahlen des Museums für Stadtgeschichte in den letzten 
6 Jahren abgebildet.

Jahr Eintrittspreis Besucher Umsatzerlöse
2009 – 40.345 –
2010 – 39.642 –
2011 – 39.789 –
2012 – 40.244 –
2013 3,00 Euro 24.812 74.436 Euro
2014 3,00 Euro 25.188 75.564 Euro

Tabelle 1

Der Kostendeckungsgrad beträgt derzeit lediglich ca. 20 %. Aktuell 
wird die Höhe der Eintrittsgelder im politischen Raum kontrovers 
diskutiert. Die Verwaltung wird beauftragt, die finanziellen Konse-
quenzen einer Eintrittsgelderhöhung zu ermitteln und einen Ent-
scheidungsvorschlag zu erarbeiten.

Die Lösung

a)	Grundsätzliche Überlegungen

Der Zuschussbedarf des Museums ergibt sich aus der Differenz zwi-
schen den Erlösen aus dem Verkauf der Eintrittskarten und den Kos-
ten1. Hinsichtlich beider Größen stellt sich die Frage, wie sie sich bei 

1	 Die Überlegungen in dieser Fallstudie sind so aufgebaut, dass sich kein fun-
damentaler Unterschied ergibt, wenn der Zuschussbedarf aus Aufwands- oder 
Ausgabengrößen abgeleitet wird.

Thomas Elsenbroich*

Höhere Eintrittspreise im Museum für Stadtgeschichte?

* 	 Dipl. Volkswirt Thomas Elsenbroich ist Dozent an der Fachhochschule für Ver-
waltung und Dienstleistung Altenholz.
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rückläufigen Besucherzahlen aufgrund der ins Auge gefassten Preis-
erhöhung verändern würden. Im Folgenden wird davon ausgegangen, 
dass das Kassen- und Aufsichtspersonal unverändert bleibt. Dies er-
scheint plausibel, wenn nicht zugleich die Öffnungszeiten verändert 
werden und der Rückgang der Besucherzahlen im überschaubaren 
Rahmen bleibt. Es werden somit Grenzkosten von 0 unterstellt. Da-
mit können wir uns bei der Analyse auf die Erlösauswirkungen kon-
zentrieren. Die konkrete Frage lautet hier: Wie groß ist der Rück-
gang der Umsatzerlöse, wenn der Preis um einen bestimmten Betrag 
erhöht wird? Die Antwort auf diese Frage liefert die Preiselastizität 
der Nachfrage. Die Preiselastizität der Nachfrage ist der Quotient 
aus prozentualer Mengenänderung und prozentualer Preisänderung. 
Sie ist abhängig vom realisierten Punkt auf der Nachfragefunktion 
und liegt zwischen 0 und unendlich, wobei eine Preiselastizität von 
1 bedeutet, dass der prozentuale Rückgang der Menge genauso groß 
wie die prozentuale Preiserhöhung ist und die Erlöse folglich unver-
ändert bleiben. Für das Museum muss also zunächst die Nachfrage-
funktion ermittelt werden.

b)	 Die Konstruktion der Nachfragefunktion

Es könnte nun versucht werden, die Zahlungsbereitschaft der poten-
ziellen Besucher durch Befragungen zu erheben. Befragungen verur-
sachen jedoch hohe Kosten und die Ergebnisse sind möglicherweise 
aufgrund strategischen Antwortverhaltens verzerrt. Wenn Befragun-
gen aus diesen Gründen nicht durchgeführt werden sollen, müsste die 
Nachfragefunktion aus den vorhandenen Nutzungsinformationen aus 
der Vergangenheit konstruiert werden. Will man aus den beobachte-
ten Preisen für Eintrittskarten und Besucherzahlen die Nachfragerre-
aktionen auf Preisänderungen ableiten, stellt sich zunächst die Frage, 
ob die ceteris paribus Bedingung erfüllt ist. Die Nachfrage nach Mu-
seumsbesuchen hängt neben dem Preis für die Eintrittskarten auch 
von Faktoren wie den Wetterbedingungen, dem Vorhandensein von 
Sonderausstellungen oder den Preisen in konkurrierenden Kultur- und 
Freizeiteinrichtungen ab. Unter der Annahme, dass alle diese Fakto-
ren im Betrachtungszeitraum im Wesentlichen unverändert geblie-
ben sind, lässt sich aus Tabelle 1 ableiten, dass bei freiem Eintritt (also 
einem Preis von Null) ca. 40.000 Besucher das Museum besichtigen 

wollen und dass diese Zahl bei einem Preis von 3 Euro auf ca. 25.000 
zurückgeht. Daraus lässt sich lehrbuchmäßig die in Abbildung 1 dar-
gestellte lineare Nachfragefunktion konstruieren. 

(1) p = 8 – 0,0002 x

Man erkennt, dass sich das Museum aktuell in der rechten Hälfte der 
Nachfragefunktion, dem preisunelastischen Bereich befindet. Das 
bedeutet, dass eine Preiserhöhung von 1 % einen Mengenrückgang 
von weniger als 1 % bewirkt. In Tabelle 2 sind die Auswirkungen von 
Preiserhöhungen auf die Umsatzerlöse exemplarisch dargestellt.

Preis Erwartete Besucherzahl Umsatzerlöse
3,00 Euro 25.000 75.000 Euro
3,50 Euro 22.500 78.750 Euro
4,00 Euro 20.000 80.000 Euro
4,50 Euro 17.500 78.750 Euro

Tabelle 2

Bei Preisen von über 4 Euro befände man sich im preiselastischen 
Bereich der Nachfragefunktion, Preiserhöhungen wären also völ-
lig kontraproduktiv. Wird eine geringere Preiserhöhung ins Auge 
gefasst, wären bei einem Preis von 4 Euro maximal Umsatzerlö-
se von 80.000 Euro realisierbar. Die Einahmen würden somit um 
5.000 Euro steigen (+ 7 %), man nähme dafür allerdings in Kauf, dass 
die Besucherzahl um 5.000 zurückgehen würde (– 20 %). Das wäre 
eine spürbare Beeinträchtigung des kulturpolitischen Auftrags. 

Vor diesem Hintergrund wäre eine Beschlussvorlage angemessen, in 
der von einer Erhöhung der Eintrittspreise abgeraten wird. Schließ-
lich „leistet“ sich die Kommune ein Museum aus kulturpolitischen 
Motiven, die ihr einen Zuschuss von ca. 12 Euro pro Besucher wert 
sind. Daran gemessen erscheinen die erzielbaren Mehreinnahmen 
bei einer Preiserhöhung sehr gering.

c)	 Berücksichtigung verhaltensökonomischer Aspekte

Bei den bisherigen Ausführungen wurde implizit unterstellt, dass die 
Museumsnachfrager dem Homo Oeconomicus wirtschaftswissen-
schaftlicher Lehrbücher entsprechen. Sie haben stabile Präferenzen 
und sind sich derer stets bewusst. Sie sind in der Lage, ihren Nutzen 
in Geldeinheiten auszudrücken und gehen in das Museum, wenn der 
Preis unterhalb ihres individuellen Nutzens liegt oder unterlassen 
den Museumsbesuch, wenn es sich andersherum verhält. Mittler-
weile hat sich mit der Verhaltensökonomie eine Forschungsrichtung 
etabliert, die die Prämisse des rationalen Eigennutzmaximierers in 
Frage stellt und in einer Vielzahl von Studien nachgewiesen hat, dass 
Menschen in Entscheidungssituationen in ihrem Verhalten systema-
tisch von dem Verhalten eines Homo Oeconomicus abweichen. Mit 
dem Ankereffekt und der Besonderheit des Preises Null sollen zwei 
Faktoren, die in der verhaltensökonomischen Literatur diskutiert 
werden, im Folgenden in die Fallstudie integriert werden.2

2 	 Als Literaturempfehlung sei hier auf die populärwissenschaftlichen Publikatio-
nen der renommierten Verhaltensforscher Kahneman (Schnelles Denken, lang-
sames Denken) und Ariely (Denken hilft zwar, nützt aber nichts) verwiesen.

Thomas Elsenbroich� Höhere Eintrittspreise im Museum für Stadtgeschichte?

Abbildung 1
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Höhere Eintrittspreise im Museum für Stadtgeschichte? � Thomas Elsenbroich

Eine der Ursachen für verzerrte Entscheidungen resultiert daraus, 
dass wir Menschen für Beurteilungen einen Bezugspunkt (Anker) 
benötigen. Dieser Bezugspunkt wird häufig unbewusst konstruiert. 
Es wurde z. B. in Experimenten aufgezeigt, dass die Zahlungsbe-
reitschaft für einen Gegenstand sogar von den letzten Ziffern der 
eigenen Sozialversicherungs- oder Telefonnummer abhängen kann, 
wenn diese unmittelbar vor der Bewertungsentscheidung von den 
Versuchsteilnehmern notiert wurde.

Im vorliegenden Fall wurde in der Vergangenheit der Museumsbe-
such umsonst ermöglicht. Dieser Preis von Null dürfte zumindest 
in den ersten Jahren den Anker für die Beurteilung des Wertes des 
Besuches durch die potenziellen Besucher bilden. Das gilt zumindest 
für die Besucher, die als Ortsansässige oder regelmäßig wiederkeh-
rende Touristen die kostenlose Besuchsmöglichkeit kennengelernt 
haben. Daher besteht die Möglichkeit, dass diese Besuchergruppe 
die nun erhobenen Eintrittspreise vor der Erfahrung „Preis = Null“ 
als zu hoch beurteilt und demzufolge auf einen Besuch verzichtet. 
Auch wenn dieser Effekt schwer zu quantifizieren sein dürfte, kann 
davon ausgegangen werden, dass die „eigentliche“ Nachfrage nach 
Museumsbesuchen größer ist. Je länger die Erfahrung „Preis = Null“ 
zurückliegt, desto weniger dürfte sie als Anker für die Bewertung von 
den potenziellen Museumsbesuchern herangezogen werden. Damit 
lässt sich prognostizieren, dass die Nachfrage in den folgenden Jahren 
tendenziell ansteigen und die Preiselastizität bei einem Preis von 3 
Euro zukünftig geringer sein dürfte als im obigen Rechenbeispiel 
angenommen.

Die zweite Relativierung der durchgeführten Berechnung ergibt sich 
aus Experimenten, in denen nachgewiesen wurde, dass die Tatsache, 
dass etwas gratis ist, die Nachfrager zu einem mit der Rationalitätsan-
nahme nicht vereinbarendem Verhalten bewegt. Ein Preis von Null 
ist anscheinend nicht ein Preis wie jeder andere. Sobald ein Gut „gra-
tis“ ist, wird es von den Nachfragern anderen Gütern, für die ein Preis 
verlangt wird, plötzlich massiv vorgezogen. Wenn dieser Effekt in 
den Fall des Museums einbezogen wird, dürfte die Nachfragefunk-
tion nicht mehr als Gerade zwischen der Sättigungsmenge 40.000 
Besucher und dem Punkt (25.000 Besucher / 3 Euro) konstruiert 
werden. Die bisherigen Ergebnisse der experimentellen Verhaltens-

forschung erlauben keine exakte Quantifizierung dieses Effekts. Die 
vorliegenden Daten lassen allerdings vermuten, dass dieser Effekt 
sehr markant ist. Im Folgenden wird bei der Modellierung exemp-
larisch davon ausgegangen, dass in der Vergangenheit ein Viertel der 
Besucher zusätzlich angezogen wurden, weil der Museumsbesuch im 
Vergleich zu anderen Kultur- und Freizeitangeboten unentgeltlich 
war. Formal bedeutet das, dass die Nachfragefunktion vom Prohibi-
tivpreis 18 Euro bis zum Preis von 0 Euro bei 30.000 Besuchern fällt, 
dort eine Knickstelle aufweist und bis zu 40.000 Besuchern horizon-
tal verläuft (siehe Abbildung 2).

Wenn diese Nachfragefunktion relevant ist, ergeben sich völlig neue 
Berechnungsgrundlagen im Fall einer Preiserhöhung. Der Punkt 
(3 Euro / 25.000 Besucher) liegt weiter im preisunelastischen Be-
reich als zuvor angenommen. Die Auswirkungen von Preiserhöhun-
gen wären nun wie folgt:

(2) p = 18 – 0,0006 x

Preis Erwartete Besucherzahl Umsatzerlöse
3,00 Euro 25.000 75.000 Euro
4,00 Euro 23.333  93.332 Euro
5,00 Euro 21.667 108.335 Euro
6,00 Euro 20.000 120.000 Euro
7,00 Euro 18.333 128.331 Euro
8,00 Euro 16.667 133.336 Euro
9,00 Euro 15.000 135.000 Euro

10 Euro 13.333 133.330 Euro

Tabelle 3

Eine moderate Preiserhöhung würde in diesem Fall sehr wohl eine 
markante Steigerung der Umsatzerlöse mit sich bringen. Die ma-
ximal erzielbaren Umsatzerlöse lägen bei 135.000 Euro, wenn ein 
Preis von 9 Euro verlangt würde. Beispielsweise brächte eine Preis-
erhöhung um zwei Euro auf fünf Euro Mehreinnahmen von 33.333 
Euro (+ 44 %), der Rückgang der Besucherzahlen um 3.333 Personen 
(–13 %) läge im Gegensatz zur ursprünglich aufgemachten Berech-
nung wohl im akzeptierbaren Bereich.

Schlussbemerkung

Entscheidungen kann man „aus dem Bauch heraus“ fällen. Beim 
Umgang mit Steuergeldern ist es jedoch geboten, zumindest die pro-
blemlos verfügbaren Informationen systematisch auszuwerten. Es 
wurde aufgezeigt, dass die unreflektierte Anwendung von Lehrbuch-
wissen jedoch möglicherweise eine Scheingenauigkeit produziert, die 
letztlich zu Fehlentscheidungen führt. Auch wenn der konstruierte 
Verlauf der modifizierten Nachfragefunktion letztlich auch auf will-
kürlichen Annahmen beruht (ceteris-paribus-Annahme, Annahme 
des linearen Verlaufs, Positionierung der Knickstelle), stellt die Ein-
beziehung verhaltensökonomischer Aspekte eine Bereicherung der 
Diskussion dar. Im vorliegenden Fall legt sie zumindest nahe, eine 
moderate Preiserhöhung zu beschließen. Damit würden zukünftig 
auch weitere Daten über das Verhalten der Nachfrager zur Verfü-
gung stehen, wodurch der tatsächliche Verlauf der Nachfragefunk
tion noch besser abgeschätzt werden kann.Abbildung 2
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Rechtsprechung

Gerichtliche Eilanträge im Rahmen einer 
Kommunalreform

(VerfGH Rheinland-Pfalz, Beschl. v. 23.05.2014 – VGH A 26/14 und 
VGH A 28/14)

Keine Verschiebung von Kommunalwahlen trotz anhängiger Verfas-
sungsbeschwerden gegen die Kommunalreform

(Nichamtl. Leitsatz)

I. Einführung:

Kommunalreformen stellen den größten Eingriff in die durch Art 28 
GG und die jeweiligen Landesverfassungen (z. B. Art 49 LV Rh.Pf., 
Art. 78 LV NRW) garantierte Selbstverwaltung der Gemeinden- 
und Gemeindeverbände dar. Teilweise werden hierdurch seit Jahr-
zehnten gewachsene kommunale Strukturen verändert. Es ist daher 
verständlich, wenn betroffene Gemeinden und Gemeindeverbände 
unter Ausschöpfung des Rechtweges versuchen, ihre kommunale 
Selbständigkeit zu erhalten. 

In neun Einzelgesetzen hat der Landtag von Rheinland-Pfalz am 
20.12.2013 u.a. den Zusammenschluss von benachbarten Verbands-
gemeinden im Rahmen von Eingliederungen oder Fusionen be-
schlossen.

In den vom VGH entschiedenen Fällen gehören beide Kommunen 
zu den Verbandsgemeinden, die sich mit ihrer jeweiligen Nachbar-
kommune zusammenschließen sollen. 

Die Verbandsgemeinden befürchteten, sowohl mit der Wahl eines 
gemeinsamen Verbandsgemeinderates als auch eines Bürgermeis-
ters der neuen Verbandsgemeinde werde die Kommunalreform 
»zementiert«, da noch keine Entscheidung des VGH über ihre ge-
gen die sog. »Zwangsfusionen« erhobenen Verfassungsbeschwer-
den vorliege.

II. Die Entscheidungen des VGH RP in den Eilverfahren:

Der Verfassungsgerichtshof lehnte die Anträge in vollem Umfang ab.

III. Die Begründung des VGH:

„Ein Gesetz könne nur dann vorläufig außer Vollzug gesetzt wer-
den, wenn dies aus schwerwiegenden Gründen dringend geboten 
sei. Nach der bei offenem Ausgang des Hauptsacheverfahrens – 
wie hier – gebotenen Folgeabwägung lägen derartige Gründe hier 
nicht vor.

Erginge eine derartige Anordnung, erwiese sich aber der Normen-
kontrollantrag der Antragstellerinnen später als unbegründet, wür-
de für die Dauer des Hauptsacheverfahrens die Eingliederung der 
Verbandsgemeinden verzögert. Damit würde der demokratisch le-
gitimierte Gesetzgeber vorübergehend an der Verwirklichung seines 
Konzepts einer kommunalen Gebietsreform gehindert, die er unter 
Hinweis auf die Gründe des Wohles der Allgemeinheit für geboten 
erachte.

Erginge hingegen die einstweilige Anordnung nicht, stelle sich aber 
später die Verfassungswidrigkeit des Eingliederungsgesetzes heraus, 
so seien die damit verbundenen Nachteile angesichts der dargelegten 
strengen Anforderungen an die Vollzugsaussetzung eines förmli-
chen Gesetzes weniger gewichtig. Insbesondere stünden die von den 
Antragstellerinnen befürchteten Kosten, die mit der Eingliederung 
einhergingen, einer etwaigen Rückgängigmachung der Gebietsän-
derung nicht entgegen. Entsprechendes gelte für die Verlegung der 
Verbandsgemeindeverwaltungen.

Auch die Wahl des Verbandsgemeinderats und des Bürgermeisters 
der umgebildeten Verbandsgemeinde am 25. Mai 2014 bringe keine 
schweren Nachteile mit sich. Die Gefahr einer Wahlwiederholung 
bestehe im Fall einer kommunalen Neugliederung grundsätzlich so-
wohl bei Erlass der begehrten einstweiligen Anordnung als auch bei 
deren Ablehnung. In einer derartigen Situation sei eine einstweilige 
Anordnung nicht geboten. Hinzu komme hier Folgendes: Würde es 
zu einer vorläufigen Vollzugsaussetzung der Eingliederungsgesetze 
und damit verbunden der Vorschriften zu den Kommunalwahlen 
kommen, müssten die Wahlen an sich in den bisherigen Struktu-
ren, d.h. auf der Grundlage der jetzigen Verbandsgemeindegrenzen 
durchgeführt werden. Hierfür seien allerdings keinerlei Vorkehrun-
gen getroffen worden und könnten auch nicht mehr getroffen werden. 
Dies hätte zur Folge, dass die Wahlen faktisch nicht durchgeführt 
werden könnten. Damit werde jedoch ein Rechtszustand geschaffen, 
der schlechterdings nicht hinnehmbar wäre.

Auch eine Verschiebung des Wahltermins bis zur Entscheidung über 
die Hauptsache komme hier nicht in Betracht. Die Vorbereitungen 
der Wahlen hätten bereits jetzt ein Stadium erreicht und einen finan-
ziellen Aufwand erfordert, der selbst durch den Erlass einer einstwei-
ligen Anordnung nicht mehr gemindert oder rückgängig gemacht 
werden könne. Die amtierenden Gemeinderäte seien zudem nur auf 
die Dauer von fünf Jahren gewählt. In der Verschiebung des Wahlter-
mins und Verlängerung der Wahlzeit und Mandatszeit im Wege der 
einstweiligen Anordnung läge daher ein Eingriff in demokratische 
Rechte von erheblicher Tragweite. Die Durchführung der Kommu-
nalwahlen schaffe im Übrigen keine vollendeten Tatsachen, die in 
ihrem politischen und rechtlichen Gewicht nicht mehr rückgängig 
gemacht werden könnten.

Ebenfalls nicht geboten sei der Erlass der beantragten Wohlverhal-
tensanordnungen. 

Es sei weder vorgetragen, noch bestünden bereits zum jetzigen 
Zeitpunkt konkrete Anhaltspunkte dafür, dass die umgebildeten 
Verbandsgemeinden vor Abschluss des Hauptsacheverfahrens auf-
schiebbare Maßnahmen oder Entscheidungen treffen würden, die 
zu nicht mehr rückgängig zu machenden schwerwiegenden Folgen 
für die Antragstellerinnen im Falle ihres Obsiegens führen wür-
den. Abgesehen davon gehe der Verfassungsgerichtshof davon aus, 
dass derartige Maßnahmen mit Rücksicht auf das Normenkont-
rollverfahren und seinen offenen Ausgang unterblieben. Ergäben 
sich gleichwohl zukünftig konkrete Anhaltspunkte dafür, dass der-
artige Maßnahmen drohten, so hätten die Antragstellerinnen die 
Möglichkeit, erneut beim Verfassungsgerichtshof um Rechtsschutz 
nachzusuchen.“

� G.T.
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Zur Feststellung der gesundheitlichen Eignung 
eines behinderten Beamtenbewerbers

(BVerwG, Urt. v. 25. 7. 2013 – 2 C 12/11)

1. Bei der Entscheidung über die gesundheitliche Eignung von Beam-
tenbewerbern steht dem Dienstherrn kein Beurteilungsspielraum zu 
(Aufgabe der bisherigen Rspr.).

2. Der Dienstherr darf die gesundheitliche Eignung aktuell dienstfä-
higer Bewerber nur verneinen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die 
Annahme rechtfertigen, dass mit überwiegender Wahrscheinlichkeit vor 
Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze Dienstunfähigkeit eintreten 
wird.

3. Die Anwendung der allgemeinen Prognose für die gesundheitliche 
Eignung von Beamtenbewerbern auf behinderte Bewerber, die weder 
schwerbehindert noch Schwerbehinderten gleichgestellt sind, ist sowohl 
mit dem Europarecht als auch mit dem AGG vereinbar.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt:

Der Kläger (K) beansprucht die Übernahme in das Beamtenverhält-
nis auf Probe als Studienrat und Schadensersatz wegen rechtsfehler-
hafter Ablehnung seiner Bewerbung. Der 1965 geborene K ist seit 
2006 als angestellter Berufsschullehrer in Niedersachsen tätig. Er ist 
an Multipler Sklerose erkrankt und hat einen Bandscheibenvorfall 
erlitten. Unter Berufung darauf lehnte die Beklagte (B) seine Ver-
beamtung wegen fehlender gesundheitlicher Eignung ab. K sei zwar 
gegenwärtig beschwerde- und symptomfrei. Es bestehe aber eine 
erhöhte Wahrscheinlichkeit, dass er vor Erreichen der gesetzlichen 
Altersgrenze dienstunfähig werde. Nach der Ablehnung ist ein Grad 
der Behinderung von 30 festgestellt worden. 

II. Zur Rechtslage:

K konnte sich mit der Klage im Ergebnis zwar nicht vollständig durch-
setzen, hat aber einen Teilerfolg errungen. Sein Rechtsschutzbegehren 
hat beim BVerwG zu einem Paradigmenwechsel geführt. Das OVG 
hatte den Standpunkt vertreten, die Beurteilung der gesundheitlichen 
Eignung des K sei gerichtlich nur eingeschränkt nachprüfbar, dem 
Dienstherrn stehe insoweit ein Beurteilungsspielraum zu (s. s. zu die-
sem Begriff: Finke/Haurand/Sundermann/Vahle, Allgemeines Verwal-
tungsrecht, 10. Aufl. 2006, Kap. E, Rdnr. 26 ff., S. 131-133). Die-
se Annahme verstößt nach Ansicht des 2. Senats gegen Art. 19 Abs. 4 
Satz 1, Art. 33 Abs. 2 GG und § 9 BeamtStG. Die Beurteilung des K in 
Bezug auf seine gesundheitliche Eignung sei folglich anhand eines ande-
ren als dem vom OVG angewandten Prognosemaßstabs vorzunehmen. 
Erweise sich K als gesundheitlich geeignet, stehe ihm ein Anspruch auf 
Verbeamtung zu, wenn er der fachlich am besten geeignete Bewerber für 
eine freie Stelle als Studienrat sei. Hierfür müsse allerdings der insoweit 
bestehende Beurteilungsspielraum der für die Bewerberauswahl zustän-
digen Stelle auf Null reduziert sein. In Bezug auf die Schadensersatz-
klage habe das OVG die Berufung zu Recht zurückgewiesen. Der Senat 
führt zu diesen Punkten Folgendes aus:

1. Nach Art. 33 Abs. 2 GG und nach § 9 BeamtStG, der nach § 1 
dieses Gesetzes für das Statusrecht der Landesbeamten unmittelbar 
gilt, sind Ernennungen nach Eignung, Befähigung und fachlicher 
Leistung vorzunehmen. Geeignet in diesem Sinne ist nur, wer dem 
angestrebten Amt in körperlicher, psychischer und charakterlicher 
Hinsicht gewachsen ist (BVerfG, Beschluss v. 21. 2. 1995 – 1 BvR 
1397/93 – BVerfGE 92, 140 <151>). Bei der von Art. 33 Abs. 2 GG 
geforderten Eignungsbeurteilung hat der Dienstherr daher immer 
auch eine Entscheidung darüber zu treffen, ob der Bewerber den An-
forderungen des jeweiligen Amtes in gesundheitlicher Hinsicht ent-
spricht (BVerfG, Kammerbeschluss v. 10. 12. 2008 – 2 BvR 2571/07 
– BVerfGK 14, 492 <496> = juris Rn. 11). Ist nach der körperlichen 
oder psychischen Konstitution eines Bewerbers die gesundheitliche 
Eignung nicht gegeben, kann er unabhängig von seiner fachlichen 
Eignung nicht verbeamtet werden. Er kann nicht in den Leistungs-
vergleich der Bewerber um die zur Vergabe stehenden Ämter einbe-
zogen werden. Zur Beurteilung der gesundheitlichen Eignung müs-
sen die körperlichen und psychischen Veranlagungen des Bewerbers 
festgestellt und deren Auswirkungen auf sein Leistungsvermögen 
bestimmt werden. Diese Beurteilungsvorgänge erfordern in aller Re-
gel besondere medizinische Sachkunde, über die nur ein Arzt verfügt. 
Dementsprechend sieht § 9 Abs. 2 i.V.mit § 45 Abs. 1 Satz 1 des Nie-
dersächsischen Beamtengesetzes vor, dass die gesundheitliche Eig-
nung aufgrund einer Untersuchung durch einen Amtsarzt oder einen 
beamteten Arzt festzustellen ist. Dieser muss gegebenenfalls einen 
Facharzt hinzuziehen. Die Notwendigkeit, einen Arzt hinzuzuzie-
hen, bedeutet aber nicht, dass diesem die Entscheidungsverantwor-
tung für das gesundheitliche Eignungsurteil übertragen werden darf. 
Vielmehr wird der Arzt als Sachverständiger tätig, auf dessen Hilfe 
der Dienstherr angewiesen ist, um die notwendigen Feststellungen 
treffen zu können. Der Dienstherr muss die ärztlichen Befunde und 
Schlussfolgerungen nachvollziehen und sich auf ihrer Grundlage ein 
eigenes Urteil bilden. Es obliegt dem Dienstherrn, die körperlichen 
Anforderungen der jeweiligen Laufbahn zu bestimmen. Hierbei 
steht ihm ein weiter Einschätzungsspielraum zu, bei dessen Wahr-
nehmung er sich am typischen Aufgabenbereich der Ämter der Lauf-
bahn zu orientieren hat. Diese Vorgaben bilden den Maßstab, an 
dem die individuelle körperliche Leistungsfähigkeit der Bewerber zu 
messen ist. Auf dieser Grundlage muss festgestellt werden, ob ein Be-
werber, dessen Leistungsfähigkeit – etwa aufgrund eines chronischen 
Leidens – gemindert ist, den Anforderungen gewachsen ist, die die 
Ämter einer Laufbahn für die Dienstausübung stellen.

Die Beurteilung der Eignung eines Bewerbers für das von ihm ange-
strebte öffentliche Amt bezieht sich nicht nur auf den gegenwärtigen 
Stand, sondern auch auf die künftige Amtstätigkeit und enthält eine 
Prognose, die eine konkrete und einzelfallbezogene Würdigung der 
gesamten Persönlichkeit des Bewerbers verlangt (BVerfG, Urteil v. 
24. 9. 2003 – 2 BvR 1436/02 – BVerfGE 108, 282 <296>). Die ge-
sundheitliche Eignung eines im Zeitpunkt der Einstellungsuntersu-
chung dienstfähigen Beamtenbewerbers kann daher im Hinblick auf 
die Zugehörigkeit zu einer Risikogruppe oder eine chronische Er-
krankung mit progredientem Verlauf verneint werden. Die Prognose 
erfasst den Zeitraum bis zum Erreichen der gesetzlichen Altersgren-
ze. Es kommt darauf an, ob der Beamtenbewerber voraussichtlich 
bis zu diesem Zeitpunkt Dienst leisten wird oder wegen Dienstun-
fähigkeit vorzeitig in den Ruhestand versetzt werden muss. Dieser 
Prognosezeitraum folgt aus den in Art. 33 Abs. 5 GG verankerten 
hergebrachten Grundsätzen des Lebenszeit- und des Alimenta
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tionsprinzips. Diese Grundsätze verpflichten den Dienstherrn zur 
lebenslangen Versorgung der Ruhestandsbeamten. Daher verleihen 
sie dem Interesse des Dienstherrn an einem ausgewogenen zeitlichen 
Verhältnis von Lebensdienstzeit und Ruhestandszeit der Beamten 
einen verfassungsrechtlichen Stellenwert. Durch die Festlegung der 
Höchstaltersgrenze für die Verbeamtung und der Altersgrenze für 
den Eintritt in den Ruhestand bringen Gesetz- und Verordnungs-
geber zum Ausdruck, welche Lebensdienstzeit angemessen ist, um 
die Altersversorgung zu erdienen. Tritt der Beamte vor Erreichen 
der Altersgrenze in den Ruhestand, ist das Gleichgewicht zwischen 
Dienstzeit und Ruhestand verschoben, weil dem Dienstherrn die 
Arbeitskraft des Beamten zu früh verloren geht (Urteil v. 23. 2. 2012 
– BVerwG 2 C 76.10 – BVerwGE 142, 59 = Buchholz 11 Art. 33 
Abs. 2 GG Nr. 54 jeweils Rn. 16 f.).

Der Ausschluss des Zugangs zum Beamtenverhältnis aus gesund-
heitlichen Gründen ungeachtet der fachlichen Eignung stellt eine 
Einschränkung der durch Art. 33 Abs. 2 GG geschützten Zugangs-
möglichkeit dar, die einer subjektiven Berufswahlschranke im An-
wendungsbereich des Art. 12 Abs. 1 GG entspricht. Aufgrund die-
ser grundrechtlichen Bedeutung des Ausschlusses und des überaus 
langen, sich über Jahrzehnte erstreckenden Prognosezeitraums hält 
der Senat an seiner bisherigen Rechtsprechung nicht mehr fest, wo-
nach der Eintritt der Dienstunfähigkeit vor Erreichen der gesetzli-
chen Altersgrenze mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
ausgeschlossen sein muss (vgl. Urteile v. 17. 5. 1962 – BVerwG 2 C 
87.59 – Buchholz 232 § 31 BBG Nr. 6; v. 25. 2. 1993 – BVerwG 2 C 
27.90 – BVerwGE 92, 147 <149> und v. 18. 7. 2001 – BVerwG 2 A 
5.00 – Buchholz 232 § 31 BBG Nr. 60 S. 2). Solange der Gesetzgeber 
keinen kürzeren Prognosezeitraum bestimmt, kann der Dienstherr 
die gesundheitliche Eignung aktuell dienstfähiger Bewerber nur 
verneinen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme recht-
fertigen, dass mit überwiegender Wahrscheinlichkeit vor Erreichen 
der gesetzlichen Altersgrenze Dienstunfähigkeit eintreten wird. Der 
bisherige Maßstab ist geeignet, Bewerber schon deshalb von dem 
Zugang zum Beamtenverhältnis auszuschließen, weil ihr gesund-
heitlicher Zustand vom Regelzustand abweicht. Dies gilt auch dann, 
wenn die Leistungsfähigkeit der Bewerber aktuell und auf absehbare 
Zeit nicht beeinträchtigt ist. Die negative Eignungsprognose ist in 
diesen Fällen bislang mit Typisierungen und statistischen Wahr-
scheinlichkeiten begründet worden, die weder einem Gegenbeweis 
noch einer nachträglichen Korrektur zugänglich sind.

Dies belegt der Fall des derzeit uneingeschränkt leistungsfähigen 
K: Die Einschätzung, er werde vor Erreichen der gesetzlichen Al-
tersgrenze dienstunfähig, beruht ausschließlich auf der Annahme, 
dass eine bestimmte Personengruppe – hier die Multiple-Sklerose-
Erkrankten – in ihrer Gesamtheit ein erhöhtes Risiko vorzeitiger 
Dienstunfähigkeit aufweist. Angesichts des sich über Jahrzehnte 
erstreckenden Prognosezeitraums und der Komplexität der medizi-
nischen Prognosen sind Entscheidungen über die gesundheitliche 
Eignung eines Beamtenbewerbers mit erheblichen Unsicherheiten 
verbunden (wird ausgeführt). Eine entsprechende Prognosebeur-
teilung setzt eine hinreichende Tatsachenbasis voraus. Die gegen-
wärtig vorhandene gesundheitliche Eignung kann wegen künftiger 
Entwicklungen nur verneint werden, wenn durch tatsächliche An-
haltspunkte belegt werden kann, dass mit überwiegender Wahr-
scheinlichkeit vom Eintritt einer Dienstunfähigkeit vor Erreichen 
der gesetzlichen Altersgrenze auszugehen ist. Daher muss in aller 

Regel ein Mediziner eine fundierte medizinische Tatsachenbasis 
für die Prognose auf der Grundlage allgemeiner medizinischer Er-
kenntnisse und der gesundheitlichen Verfassung des Bewerbers er-
stellen. Er muss das Ausmaß der Einschränkungen feststellen und 
deren voraussichtliche Bedeutung für die Leistungsfähigkeit und 
für die Erfüllung der beruflichen Anforderungen medizinisch fun-
diert einschätzen. Dabei hat er verfügbare Erkenntnisse über den 
voraussichtlichen Verlauf chronischer Krankheiten auszuwerten und 
in Bezug zum gesundheitlichen Zustand des Bewerbers zu setzen. 
Die medizinische Diagnose muss daher Anknüpfungs- und Befund-
tatsachen darstellen, die Untersuchungsmethoden erläutern und ihre 
Hypothesen sowie deren Grundlage offenlegen. Auf dieser Grund-
lage hat sie unter Ausschöpfung der vorhandenen Erkenntnisse zum 
Gesundheitszustand des Bewerbers eine Aussage über die voraus-
sichtliche Entwicklung des Leistungsvermögens zu treffen, die den 
Dienstherrn in die Lage versetzt, die Rechtsfrage der gesundheitli-
chen Eignung im Sinne des Art. 33 Abs. 2 GG eigenverantwortlich 
zu beantworten (vgl. zur erforderlichen Prognosebasis auch BVerfG, 
Urteil v. 5. 2. 2004 – 2 BvR 2029/01 – BVerfGE 109, 133 <165>).

2. Die Verwaltungsgerichte haben über die gesundheitliche Eig-
nung von Beamtenbewerbern zu entscheiden, ohne an tatsächliche 
oder rechtliche Wertungen des Dienstherrn gebunden zu sein; die-
sem steht insoweit kein Beurteilungsspielraum zu. Auch insoweit 
hält der Senat an seiner früheren Rechtsprechung nicht fest. Art. 
19 Abs. 4 Satz 1 GG überträgt die Letztentscheidungsbefugnis für 
die Auslegung und Anwendung normativer Regelungen den Verwal-
tungsgerichten. Ein Beurteilungsspielraum der Verwaltung mit der 
Folge einer nur eingeschränkten gerichtlichen Kontrolldichte muss 
zum einen normativ angelegt sein, d.h. sich durch Normauslegung 
ermitteln lassen. Zum anderen muss die Bestimmung des Bedeu-
tungsgehalts einer Rechtsnorm so vage oder ihre fallbezogene An-
wendung so schwierig sein, dass die gerichtliche Kontrolle wegen 
der hohen Komplexität oder der besonderen Dynamik der geregel-
ten Materie an die Funktionsgrenzen der Rechtsprechung stößt. Es 
reicht nicht aus, dass eine rechtliche Würdigung auf der Grundlage 
eines komplexen Sachverhalts zu treffen ist. Hinzu kommen muss, 
dass die Gerichte die Aufgabe, die entscheidungsrelevanten tatsäch-
lichen Umstände festzustellen und rechtlich zu bewerten, selbst dann 
nicht bewältigen können, wenn sie im gebotenen Umfang auf die 
Sachkunde der Verwaltung zurückgreifen oder sich auf andere Weise 
sachverständiger Hilfe bedienen (BVerfG, Beschlüsse v. 17. 4. 1991 
– 1 BvR 419/81 und 213/83 – BVerfGE 84, 34 <49 f.> und v. 31. 5. 
2011 – 1 BvR 857/07 – BVerfGE 129, 1 <20 f.>; BVerwG, Urteil v. 
28. 5. 2009 – BVerwG 2 C 33.08 – BVerwGE 134, 108 = Buchholz 
240 § 58a BBesG Nr. 2 jeweils Rn. 11). Diese Voraussetzungen sind 
in Bezug auf die Prognose der gesundheitlichen Eignung von Beam-
tenbewerbern nicht erfüllt:

Der Spielraum des Dienstherrn bei der Bestimmung der gesund-
heitlichen Anforderungen für eine Laufbahn rechtfertigt keine Ein-
schränkung der gerichtlichen Kontrolldichte bei der Beurteilung 
der daran anknüpfenden gesundheitlichen Eignung. Dabei ist der 
Gesundheitszustand des Beamtenbewerbers in Bezug zu den An-
forderungen der Beamtenlaufbahn zu setzen. Es ist zu beurteilen, 
ob der Bewerber den Anforderungen genügt und ob Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass sich daran bis zum Erreichen der gesetzlichen 
Altersgrenze mit überwiegender Wahrscheinlichkeit etwas ändert. 
Wie dargestellt hat der Dienstherr die gesundheitliche Eignungs-
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prognose auf der Grundlage einer fundierten medizinischen Tatsa-
chengrundlage zu treffen. Es ist kein Grund dafür ersichtlich, dass die 
Verwaltungsgerichte im Gegensatz zum Dienstherrn gehindert wä-
ren, sich auf dieser Grundlage ein eigenverantwortliches Urteil über 
die voraussichtliche Entwicklung des Gesundheitszustandes und die 
Erfüllung der dienstlichen Anforderungen zu bilden. Dementspre-
chend ist anerkannt, dass dem Dienstherrn für die Beurteilung der 
Dienstunfähigkeit als Voraussetzung für die vorzeitige Versetzung 
eines Beamten in den Ruhestand kein Beurteilungsspielraum zusteht 
(vgl. nur Urteil v. 26. 3. 2009 – BVerwG 2 C 73.08 – BVerwGE 133, 
297 = Buchholz 232 § 42 BBG Nr. 25 jeweils Rn. 14 f.)

Hinweis: Demgegenüber anerkennt die Rspr. einen Beurteilungsspiel-
raum der Verwaltung, wenn es um die fachliche Eignung der Bewerber 
geht. Dies gilt insbesondere für die Gewichtung der leistungsbezogenen 
Auswahlkriterien des Art. 33 Abs. 2 GG (BVerwG, Urteile v. 28. 10. 
2004 – BVerwG 2 C 23.03 – BVerwGE 122, 147 <150 f.> = Buchholz 
11 Art. 33 Abs. 2 GG Nr. 30 S. 17 und v. 4. 11. 2010 – BVerwG 2 C 
16.09 – BVerwGE 138, 102 = Buchholz 11 Art. 33 Abs. 2 GG Nr. 47 
jeweils Rn. 45).

Der Senat kann auf der Grundlage der tatsächlichen Feststellungen 
des OVG nicht beurteilen, ob K gesundheitlich geeignet ist, um ver-
beamtet zu werden. Das OVG wird nunmehr vor allem zu beurteilen 
haben, ob sich aufgrund der Multiplen Sklerose in der individuellen 
Situation des K Anhaltspunkte ergeben, die den Eintritt der Dienst-
unfähigkeit vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze überwiegend 
wahrscheinlich machen.Im Falle seiner gesundheitlichen Eignung 
hat K einen Anspruch auf Übernahme in das Beamtenverhältnis auf 
Probe als Studienrat, wenn er sich bei der Bewerberauswahl für eine 
Beamtenstelle als Studienrat aufgrund eines Leistungsvergleichs als 
der am besten geeignete Bewerber erweist. Hierfür muss der Beurtei-
lungsspielraum des Dienstherrn zugunsten des K auf Null reduziert 
sein. Es erscheint nicht ausgeschlossen, dass dieser Spielraum auf-
grund des Erfahrungsvorsprungs, den K durch seine berufliche Praxis 
als Lehrer erworben hat, jedenfalls eingeschränkt ist. Auch insoweit 
wird das OVG gegebenenfalls die erforderlichen Feststellungen zu 
treffen haben.

3. Der Senat geht sodann auf die Frage ein, ob die Eignungsanforderun-
gen im Falle des K wegen seiner Behinderung modifiziert werden müssen:

Von dem vorstehend dargelegten Maßstab abweichende Erleichte-
rungen für die Feststellung der gesundheitlichen Eignung von Be-
amtenbewerbern sind im nationalen Recht nur für schwerbehinderte 
Menschen vorgesehen. Nach § 128 Abs. 1 SGB IX sind die beson-
deren Vorschriften und Grundsätze für die Besetzung der Beam-
tenstellen so zu gestalten, dass die Einstellung und Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen gefördert und ein angemessener An-
teil schwerbehinderter Menschen unter den Beamten erreicht wird. 
Dieser Gesetzgebungsauftrag ist von den Beamtengesetzgebern in 
Bund (vgl. § 9 Satz 2 BBG, § 5 Abs. 1 BLV) und Ländern aufge-
griffen und in den Laufbahnverordnungen umgesetzt worden. Nach 
§ 25 Nr. 13 NBG wird die Landesregierung ermächtigt, Ausgleichs-
maßnahmen zugunsten von schwerbehinderten Menschen durch 
Verordnung zu regeln. Gemäß § 14 Abs. 1 Satz 1 der hierauf gestütz-
ten Laufbahnverordnung darf von schwerbehinderten Menschen bei 
der Einstellung nur das Mindestmaß körperlicher Eignung für die 
Wahrnehmung von Laufbahnaufgaben verlangt werden. In Nr. 3.4 

der durch Beschluss der Landesregierung vom 9. November 2004 
erlassenen Richtlinien zur gleichberechtigten und selbstbestimmten 
Teilhabe schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter Menschen 
am Berufsleben im öffentlichen Dienst (Nds. MBl 2004 S. 783) wird 
dies dahin konkretisiert, dass die Eignung von schwerbehinderten 
Menschen im Allgemeinen auch dann noch als gegeben angese-
hen werden kann, wenn sie nur für die Wahrnehmung bestimmter 
Dienstposten der betreffenden Laufbahn geeignet sind.
Während grundsätzlich bei der Einstellung von Beamten die körper-
liche Eignung für die gesamte Laufbahn mit allen zu ihr gehörenden 
Ämtern und den diesen zugeordneten Dienstposten zu verlangen ist, 
gilt dies bei Schwerbehinderten daher nicht. Hier wird nur das Min-
destmaß körperlicher Eignung vorausgesetzt, so dass der Schwerbe-
hinderte nicht für alle Dienstposten geeignet sein muss. Zu prüfen ist 
vielmehr, ob die körperliche Eignung ausreicht, um dem Bewerber 
irgendeine amtsangemessene Beschäftigung zuweisen zu können, die 
mit den dienstlichen Bedürfnissen in Einklang steht (vgl. BVerfG, 
Kammerbeschluss v. 10. 12. 2008 – 2 BvR 2571/07 – BVerfGK 14, 
492 <496 f.> = juris Rn. 12; BVerwG, Urteil v. 21. 6. 2007 – BVerwG 
2 A 6.06 – Buchholz 11 Art. 33 Abs. 2 GG Nr. 35 Rn. 28; Zängl, in: 
GKÖD, Stand August 2013, K § 8 Rn. 82a; Lemhöfer, in: Lemhö-
fer/Leppek, Das Laufbahnrecht der Bundesbeamten, Stand August 
2012, BLV 2009 § 5 Rn. 8).Kann ein schwerbehinderter Bewerber 
auch diese Anforderungen nicht erfüllen, scheidet eine Übernahme 
in das Beamtenverhältnis aus. Dies gilt auch in Ansehung der Ge-
währleistung des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG, weil die Ungleichbehand-
lung dann auf zwingenden Gründen beruht. Fehlen einer Person 
gerade aufgrund ihrer Behinderung bestimmte geistige oder körper-
liche Fähigkeiten, die unerlässliche Voraussetzung für die Wahrneh-
mung eines Rechts sind, liegt in der Verweigerung dieses Rechts kein 
Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot aus Art. 3 Abs. 3 Satz 2 
GG (BVerfG, Beschluss v. 19. 1. 1999 – 1 BvR 2161/94 – BVerfGE 
99, 341 <357>; vgl. auch BVerwG, Urteil v. 3. 3. 2011 – BVerwG 5 C 
16.10 – BVerwGE 139, 135 Rn. 20 zu § 7 Abs. 1 AGG). Die unter-
schiedliche Behandlung von schwerbehinderten Menschen i. S. von 
§ 2 Abs. 2 SGB IX – sowie ggf. der ihnen nach § 2 Abs. 3 SGB IX 
gleichgestellten behinderten Menschen – gegenüber anderen Behin-
derten in Bezug auf die Einstellung in ein Beamtenverhältnis ist mit 
Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG vereinbar. Die Besserstellung knüpft an 
das sachlich gerechtfertigte Kriterium der höheren Schutzbedürf-
tigkeit dieser Personen an und stellt darauf ab, dass sie infolge ihrer 
Behinderung einen geeigneten Arbeitsplatz nicht oder nur schwie-
riger erlangen können. Es ist daher folgerichtig, gerade diesem Per-
sonenkreis besondere Fürsorge im Verfahren der Einstellung in ein 
Beamtenverhältnis zukommen zu lassen. Die Personengruppen der 
Schwerbehinderten einerseits und der weniger schwer behinderten 
Menschen andererseits weisen wesentliche Unterschiede in Bezug 
auf den Regelungsgegenstand auf, sodass eine Gleichbehandlung aus 
Rechtsgründen nicht geboten ist. Aus diesem Grunde sehen § 128 
Abs.  1 SGB  IX sowie die verfahrensbezogene Vorschrift in §  82 
Satz 2 SGB IX eine Bevorzugung dieser Personengruppe im Einstel-
lungsverfahren ausdrücklich vor.

Entsprechende Privilegierungen für Menschen, die zwar Funkti-
onseinbußen zu erleiden haben, deren Schweregrad aber nicht zur 
Annahme einer Schwerbehinderung ausreicht und die schwerbehin-
derten Menschen auch nicht gleichgestellt sind, sind auch nicht ge-
boten. Diesem Personenkreis fehlt es an der die Schutzbedürftigkeit 
begründenden eingeschränkten Vermittlungsfähigkeit auf dem Ar-
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beitsmarkt (vgl. § 2 Abs. 3 SGB IX). Eine Einbeziehung der weniger 
schwer behinderten Menschen in die Privilegierungen hätte überdies 
eine Entwertung der für schwerbehinderte Menschen vorgesehenen 
Erleichterungen zur Folge, weil sie die Erfolgschancen dieser Bewer-
ber im Wettbewerb um die Vergabe öffentlicher Ämter verschlech-
tern würde.

4. Die Anwendung des allgemeinen Prognosemaßstabs und Prog-
nosezeitraums auf behinderte Bewerber, die nicht schwerbehindert 
oder Schwerbehinderten gleichgestellt sind, ist mit der Richtlinie 
2000/78/EG des Rates der Europäischen Union v. 27. 11. 2000 – RL 
– (ABl EG Nr. L 303 S. 16) und dem diese Richtlinie umsetzenden 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) vereinbar. Es kann 
offenbleiben, ob auch behinderte Menschen, die weder schwerbehin-
dert noch schwerbehinderten Menschen nach § 2 Abs. 3 SGB IX 
gleichgestellt sind, vom Begriff der Behinderung nach Art. 1 der RL 
erfasst werden. Wird dies bejaht, bewirkt die Anwendung des allge-
meinen Prognosemaßstabs und Prognosezeitraums eine mittelbare 
Ungleichbehandlung dieser Gruppe (Art. 1, Art. 2 Abs. 1 und Abs. 2 
Buchst. b und Art. 3 RL; § 7 i.V.mit § 1, § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
und § 3 Abs. 2 AGG). Zwar knüpft die Prognose der gesundheit-
lichen Eignung nicht unmittelbar an die Behinderteneigenschaft 
an; vielmehr gelten die Anforderungen für behinderte und nicht 
behinderte Menschen gleichermaßen. Dieser Personenkreis ist aber 
einem erhöhten Risiko ausgesetzt, wegen einer negativen gesund-
heitlichen Eignungsprognose nicht verbeamtet zu werden. Behin-
derungen haben regelmäßig zur Folge, dass die Leistungsfähigkeit 
eingeschränkt ist oder Einschränkungen mit zunehmendem Alter 
zu erwarten sind. Dieses Risiko verwirklicht sich auch dann, wenn 
behinderten Bewerbern zwar nicht der Zugang zum Beruf, aber zu 
dessen Ausübung im Beamtenverhältnis verwehrt wird. Die mittel-
bare Ungleichbehandlung besteht hier darin, dass sich die Behin-
derung auf die Bedingungen für den Zugang zur Erwerbstätigkeit 
i. S. von Art. 3 Abs. 1 Buchst. a der RL (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 AGG) 
auswirkt. Die mittelbare Ungleichbehandlung stellt aber keine uni-
onsrechtswidrige Diskriminierung dar, weil sie durch ein angemes-
senes Ziel sachlich gerechtfertigt ist und die Mittel zur Erreichung 
dieses Ziels angemessen und erforderlich sind (Art. 2 Abs. 2 Buchst. 
b RL). Die Auslegung dieser Vorschrift durch den EuGH ist wegen 
des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts für die Auslegung des 
inhaltsgleichen § 3 Abs. 2 AGG verbindlich. Angemessene Ziele i. 
S. von Art. 2 Abs. 2 Buchst. b der RL können sich insbesondere aus 
den Bereichen Beschäftigungspolitik, Arbeitsmarkt und berufliche 
Bildung ergeben; daneben kommt jedes weitere sozialpolitische Ziel 
in Betracht (EuGH, Urteil v. 13. 9. 2011 – Rs. C-447/09, Prigge u.a. 
– NJW 2011, 3209 Rn. 81). Die Mitgliedstaaten verfügen über einen 
weiten Spielraum bei der Wahl der Maßnahmen, die sie zur Errei-
chung eines angemessenen Ziels für erforderlich halten. Die Wahl 
kann auf politischen, wirtschaftlichen, sozialen, demografischen oder 
fiskalischen Erwägungen beruhen, wobei letztere für sich allein nicht 
ausreichen (EuGH, Urteil v. 21. 7. 2011 – Rs. C-159/10 und 160/10, 
Fuchs und Köhler – NVwZ 2011, 1249 Rn. 61, 73 f. und 80 f.). Die 
Angemessenheit und Erforderlichkeit einer Maßnahme ist nachge-
wiesen, wenn sie im Hinblick auf das verfolgte Ziel nicht unvernünf-
tig erscheint und auf Beweismittel gestützt ist, deren Beweiskraft das 
nationale Gericht zu beurteilen hat. 

Das Interesse des Dienstherrn an einem ausgewogenen Verhältnis 
von Lebensdienstzeit und Ruhestand der Beamten stellt ein ange-

messenes Ziel i. S. von Art. 2 Abs. 2 Buchst. b der RL dar (wird 
ausgeführt).

5. Der Senat lehnt einen Schadensersatzanspruch des K ab. Die Ableh-
nung sei zwar rechtswidrig, es fehle aber insbesondere an dem für den 
Anspruch erforderlichen Verschulden der B:

Ein derartiger Anspruch folgt nicht aus § 15 Abs. 1 AGG, weil der 
hierfür erforderliche Verstoß gegen das Verbot der Benachteiligung 
behinderter Menschen nicht vorliegt. Wie dargelegt ist die Anwen-
dung des – herabgestuften – allgemeinen Prognosemaßstabs für 
die gesundheitliche Eignung auf diese Bewerbergruppe nach Art. 2 
Abs. 2 Buchst. b Ziff. i der RL (§ 3 Abs. 2 AGG) gerechtfertigt.

Im Übrigen hat das OVG zu Recht auch ein Verschulden der B 
verneint (§ 15 Abs. 1 Satz 2 AGG). Sie hatte im Zeitpunkt der Ab-
lehnung der Bewerbung des K keinen Anlass, eine Behinderung 
anzunehmen. Weder hatte der Amtsarzt entsprechende Diagnosen 
getroffen noch hatte K einen Feststellungsbescheid vorgelegt (vgl. 
Beschluss v. 7. 4. 2011 – BVerwG 2 B 79.10 – juris Rn. 5). Das Ver-
schuldenserfordernis ist auch mit den Vorgaben des Rechts der Eu-
ropäischen Union vereinbar (wird ausgführt).

K steht auch kein Schadensersatz wegen Verletzung des Bewerbungs-
verfahrensanspruchs nach Art. 33 Abs. 2 GG zu. Dieser Anspruch 
steht auch einem Bewerber um die Verbeamtung zu, weil auch Ein-
stellung und Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Probe an Art. 
33 Abs. 2 GG zu messen sind. Ein Bewerber kann deshalb Ersatz 
des ihm durch Nichteinstellung entstandenen Schadens verlangen, 
wenn der Dienstherr bei der Vergabe eines Amtes den aus Art. 33 
Abs. 2 GG folgenden Bewerbungsverfahrensanspruch des Bewerbers 
auf leistungsgerechte Einbeziehung in die Bewerberauswahl schuld-
haft verletzt hat, wenn diese Rechtsverletzung für die Nichteinstellung 
des Bewerbers kausal war und wenn der Bewerber es nicht schuldhaft 
unterlassen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels ab-
zuwenden (Urteil v. 25. 2. 2010 – BVerwG 2 C 22.09 – BVerwGE 136, 
140 = Buchholz 11 Art. 33 Abs. 2 GG Nr. 45 jeweils Rn. 16). Auch 
insoweit fehlt es an einem Verschulden der B. Neben der Unkenntnis 
von der Behinderung des K, die ihr nicht vorgeworfen werden kann, 
entsprach der angewandte Prognosemaßstab für die gesundheitliche 
Eignung dem damaligen Stand von Rechtsprechung und Schrifttum. 
� J.V.

Auskunftsverlangen der Aufsichtsbehörde 
für den Datenschutz

(OVG Bautzen, Beschl. v. 17. 7. 2013 – 3 B 470/12)

1. §  38 Abs.  3 Satz  1 BDSG genügt dem allgemeinen Vorbehalt des 
Gesetzes in Bezug auf Eingriffe in die Berufsfreiheit und in das Recht 
am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb.

2. Das öffentliche Interesse der Allgemeinheit an einem effektiven 
Schutz personenbezogener Daten und das grundrechtlich geschützte 
Recht Betroffener auf informationelle Selbstbestimmung gehen wirt-
schaftlichen Interessen vor, wenn eine geforderte Auskunftserteilung 
keinen unzumutbaren Aufwand bedeutet.

(Nichtamtl. Leitsätze)
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Anmerkung:

Die Antragstellerin (Ast.) betreibt und vermarktet Internetwebsei-
ten, auf die monatlich über 13,22 Millionen Nutzer zugreifen. Diese 
Seiten werden auch von einem Tochterunternehmen der Ast., der 
U- GmbH, betrieben und vermarktet. Die U-Unternehmensgruppe 
betreibt mehrere Standorte in Deutschland mit insgesamt etwa 1.500 
Mitarbeitern. Am 11. 7. 2012 führte die Datenschutzaufsichtsbe-
hörde (Ag.) am Firmensitz der Ast. eine als anlassfrei bezeichnete 
Kontrolle durch. Die Ast. sicherte dem Ag. im Termin zu, dem Ag. 
eine Auflistung zur Verfügung zu stellen, aus der hervorgehe, wo sich 
die einzelnen Server befinden, welche Datenbanken auf diesen Ser-
vern laufen, welche Portale auf welche Datenbanken zugreifen und 
welche Prozesse/Produkte der Portale jeweils auf den Datenbanken 
laufen. Nachdem die Ast. die geforderten Auskünfte auch nach Frist-
verlängerung nicht fristgerecht erbracht hatte, zog der Ag. die Ast. 
durch einen Bescheid unter Hinweis auf § 38 Abs. 3 Satz 1 BDSG 
zur Erteilung diverser Auskünfte heran. Die Ast. hat Klage gegen 
den Heranziehungsbescheid erhoben und im vorliegenden Verfahren 
beantragt, die aufschiebende Wirkung der Klage wiederherzustellen 
bzw. (bezüglich der Zwangsmittelandrohung) anzuordnen. 

Der Antrag auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes war in bei-
den Instanzen erfolglos. Die im Verfahren des vorläufigen Rechts-
schutzes vom Gericht nach § 80 Abs. 5 VwGO vorzunehmende In-
teressenabwägung falle – so das Gericht – zulasten der Ast. aus. Es 
sei nach summarischer Prüfung davon auszugehen, dass der Heran-
ziehungsbescheid rechtmäßig sei, und die dagegen erhobene Klage 
der Ast. vor dem VG ohne Erfolg bleiben werde. Schon deswegen 
überwiege das öffentliche Vollzugsinteresse das private Interesse der 
Ast., vom Vollzug des Heranziehungsbescheids bis zur Entscheidung 
in der Hauptsache verschont zu bleiben, überwiegt. Die Ast. werde 
durch den Heranziehungsbescheid nicht in den geltend gemachten 
Grundrechten der Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 Satz 1 GG) und 
des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb (Art. 
Abs.  1 Satz  1 GG) verletzt (s. Leitsätze).Der Heranziehungsbe-
scheid belaste die Ast. nicht unverhältnismäßig. Die Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung erstreckt sich auf alle Angaben, die die Auf-
sichtsbehörde zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt. Die Gebote 
der Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit seien be-
achtet worden. 
� J.V.

Selbsternannter Hilfsermittler ohne 
Auskunftsanspruch

(OVG Lüneburg Beschl. vom 23.9.2013 –13 LA 144/12, NdsVBl. 2014 
S. 107 f.)

Ein sich ohne schützenswerte Eigeninteressen ausschließlich als selbst-
ernannter Hilfsermittler gerierender Anzeigeerstatter hat im Ord-
nungswidrigkeitenverfahren weder einen Bearbeitungs- noch einen 
Auskunftsanspruch gegen die Bußgeldbehörde.

Zum Sachverhalt:

Der Kläger hatte in den vergangenen Jahren mehrere tausend Ver-
kehrsordnungswidrigkeiten bei der zuständigen Bußgeldbehörde 
angezeigt. Im Verwaltungsvorgang des Klägers war nun vermerkt 

worden, dass diese Anzeigen nicht weiter verfolgt werden. Die 
Bußgeldbehörde weigerte sich, dem Kläger Auskunft über den Be-
arbeitungsstand und die Ahndung einzelner, von ihm zur Anzeige 
gebrachten Fälle, zu geben. Der Rechtsbehelf zielt nun auf die Fest-
stellung einer Bearbeitungsverpflichtung durch die Behörde und auf 
Erfüllung eines Informationsanspruches ab. Sowohl die Klage als 
auch der Antrag auf Zulassung der Berufung blieben erfolglos.

Aus den Gründen:

Ein Anzeigeerstatter hat in einem Bußgeldverfahren keinen durch-
setzbaren Anspruch auf ein Tätigwerden der Bußgeldbehörde. Den 
objektiv-rechtlichen Verpflichtungen der Bußgeldbehörde beim 
Eingang einer Anzeige korrespondiert kein subjektiv-öffentliches 
Recht des Anzeigeerstatters. Insoweit unterscheidet sich das Ord-
nungswidrigkeitenrecht vom Strafverfahrensrecht. So gibt es insbe-
sondere nicht ein dem strafrechtlichen Klageerzwingungsverfahren 
entsprechendes Ahndungserzwingungsverfahren sowie eine Betei-
ligung des von einer Ordnungswidrigkeit Verletzten (§ 46 Abs. 3 
OwiG). Der auf die Feststellung einer generellen Bearbeitungsver-
pflichtung der Behörde gerichtete Antrag des Klägers liefe zudem 
über eine darüber hinausgehende verfahrensrechtliche Position eines 
von der Ordnungswidrigkeit Nichtverletzten hinaus. Dies ist recht-
lich nicht vorgesehen.
Es entspräche zudem nicht dem Opportunitätsprinzip, wenn sich 
eine Privatperson selbst quasi die Rolle eines Ermittlungsbeamten 
beimisst, dabei systematisch durchgeführte Ordnungswidrigkeiten 
registriert und die Bußgeldbehörde aufgrund der daraus resultieren-
den Anzeigen zur durchgängigen Bearbeitung derselben verpflich-
tet wäre. Es ist vielmehr eine staatliche Entscheidung, in welchem 
Umfange personelle Ressourcen der Aufklärung und Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten zugedacht werden. Die Entscheidung zur 
Verfolgungsintensität kann sich der Kläger nicht in rechtlich billi-
genswerterweise zu eigen machen. Andernfalls könnte der Kläger 
indirekt Einfluss auf die personelle Ausstattung der Bußgeldstelle 
der Behörde Einfluss nehmen. Diese Rolle kann dem Kläger nicht 
zustehen. Eine dem staatlichen Gemeinwesen aufgezwungene Ver-
kehrswacht würde zudem mit dem staatlichen Gewaltmonopol in 
Konflikt geraten.
Der Kläger hat keinen Anspruch auf Mitteilung über den Fortgang 
des Verfahrens, da er ein eigenes Interesse am Fortgang des Verfah-
rens nicht dargelegt hat. Ein eigenes schützenswertes Interesse bei 
massenhaften Anzeigen von Parkverstößen ist zu verneinen, weil der 
Kläger sich lediglich zum Sachwalter öffentlicher Interessen macht. 
� H.W.

Fahrtenbuchauflage gegenüber Fahrzeug-
halter bei Unmöglichkeit der Täterfeststellung 
mit Wohnsitz im Ausland

(OVG Münster, Beschl. v. 11. 11. 2013 – 8 B 1129/13)

1. Eine Bußgeldbehörde ist, wenn der Halter eine Person mit Wohnsitz 
im Ausland als Fahrer angibt, nicht verpflichtet, alle weiteren Ermitt-
lungsmaßnahmen unmittelbar gegen diese Person zu richten. 

2. Vielmehr darf sich die Bußgeldbehörde nicht zuletzt aufgrund der 
Schwierigkeiten, die mit Ermittlungen im Ausland verbunden sind, 
zur Plausibilisierung der Angaben des Halters zunächst an diesen oder 
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an andere Personen wenden oder, sofern sie einen nicht offensichtlich 
unbegründeten Verdacht gegen eine andere Person hegt, erst diesem 
nachgehen.

3. Die Auferlegung eines Fahrtenbuches ist nicht davon abhängig zu 
machen, ob der Fahrzeughalter die Unmöglichkeit der Feststellung des 
Fahrzeugführers nach einer Zuwiderhandlung gegen Verkehrsvor-
schriften zu vertreten hat.

4. Die Führung eines Fahrtenbuchs darf daher auch dann angeordnet 
werden, wenn der Fahrzeughalter an der Feststellung mitgewirkt hat, 
die gebotenen Ermittlungsbemühungen der Behörde jedoch – wie hier – 
gleichwohl erfolglos geblieben sind.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

Eine Bußgeldbehörde hatte gegenüber der Antragstellerin (A) die 
Führung eines Fahrtenbuches angeordnet und die sofortige Vollzie-
hung (§ 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO) angeordnet. A hat beantragt, die 
aufschiebende Wirkung ihrer Klage gegen diese Anordnung wieder 
herzustellen (§ 80 Abs. 5 VwGO). Der Antrag war erfolglos.

Nach § 31a Abs. 1 Satz 1 StVZO kann die Verwaltungsbehörde 
gegenüber einem Fahrzeughalter für ein oder mehrere auf ihn zu-
gelassene oder künftig zuzulassende Fahrzeuge die Führung eines 
Fahrtenbuchs anordnen, wenn die Feststellung eines Fahrzeugfüh-
rers nach einer Zuwiderhandlung gegen Verkehrsvorschriften nicht 
möglich war. Diese Voraussetzung für die Anordnung zum Führen 
eines Fahrtenbuchs ist erfüllt, wenn die Behörde nach den Umstän-
den des Einzelfalls nicht in der Lage war, den Täter einer Zuwider-
handlung gegen Verkehrsvorschriften zu ermitteln, obwohl sie alle 
angemessenen und zumutbaren Maßnahmen getroffen hat. Genau 
dies hatte die Bußgeldbehörde angenommen, weil A, die Halterin 
des des Fahrzeuges, mit dem der Verkehrsverstoß begangen worden 
war, angegeben hatte, eine Person mit Wohnsitz in Brasilien habe das 
Fahrzeug geführt. Die Behörde hatte diese Person ergebnislos unter 
der angegebenen Adresse in Brasilien angeschrieben. Zudem ging 
die Bußgeldbehörde dem Verdacht nach, einer der beiden Geschäfts-
führer der A habe den der Anordnung der streitgegenständlichen 
Fahrtenbuchauflage zugrunde liegenden Verkehrsverstoß began-
gen. Dieser Verdacht war ausweislich der in den Akten enthaltenen 
Lichtbildaufnahmen und der Gesamtumstände des Falls keineswegs 
unbegründet. Um ihren Verdacht auszuräumen, suchten Mitarbeiter 
des Ermittlungsdienstes der Behörde die A insgesamt sechsmal auf. 
Bei dieser Sachlage – so der Senat – durfte die Behörde unter Berück-
sichtigung eines sachgerechten und rationellen Einsatzes der ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel nach pflichtgemäßem Ermessen von 
weiteren Ermittlungen absehen. Welche Ermittlungsmaßnahmen 
zur Aufklärung eines Verkehrsverstoßes durchzuführen sind, richte 
sich danach, ob die zuständige Behörde in sachgerechtem und ratio-
nellem Einsatz der ihr zur Verfügung stehenden Mittel nach pflicht-
gemäßem Ermessen die Maßnahmen getroffen habe, die der Be-
deutung des aufzuklärenden Verkehrsverstoßes gerecht werden und 
erfahrungsgemäß Erfolg haben können. Folglich sei die Bußgeldbe-
hörde insbesondere dann, wenn der Halter eine Person mit Wohnsitz 
im Ausland als Fahrer angibt, nicht verpflichtet, alle weiteren Ermitt-
lungsmaßnahmen unmittelbar gegen diese Person zu richten. Viel-

mehr könne sie sich nicht zuletzt aufgrund der Schwierigkeiten, die 
mit Ermittlungen im Ausland verbunden sind, zur Plausibilisierung 
der Angaben des Halters zunächst an diesen oder an andere Perso-
nen wenden oder, sofern sie einen nicht offensichtlich unbegründe-
ten Verdacht gegen eine andere Person hege, erst diesem nachgehen. 
Darauf, ob A ihrer Mitwirkungspflicht durch die Benennung einer 
Person nachgekommen sei oder ob sie ein Verschulden an der Un-
möglichkeit der Feststellung des Fahrzeugführers treffe, kommt es 
nicht an. Der Fahrtenbuchauflage komme eine präventive und keine 
strafende Funktion zu. Sie stellt eine der Sicherheit und Ordnung des 
Straßenverkehrs dienende Maßnahme der Gefahrenabwehr dar, mit 
der dafür Sorge getragen werden solle, dass künftige Feststellungen 
eines Fahrzeugführers nach einer Zuwiderhandlung gegen Verkehrs-
vorschriften ohne Schwierigkeiten möglich sind. Gesetzeswortlaut 
und -zweck entspreche es hierbei, die Auferlegung eines Fahrten-
buches nicht davon abhängig zu machen, ob der Fahrzeughalter die 
Unmöglichkeit der Feststellung des Fahrzeugführers nach einer Zu-
widerhandlung gegen Verkehrsvorschriften zu vertreten habe.
� J.V.

Haftungsschaden beim Abschleppen eines 
Falschparkers durch privaten Unternehmer im 
Wege der Ersatzvornahme

(BGH, Urt. v. 18. 2. 2014 – VI ZR 383/12)

1. Beauftragt eine Straßenverkehrsbehörde einen privaten Unterneh-
mer mit dem Abschleppen eines verbotswidrig geparkten Fahrzeugs, so 
wird der Unternehmer bei der Durchführung des Abschleppauftrages 
hoheitlich tätig.

2. Durch das Abschleppen eines verbotswidrig geparkten oder verun-
fallten Fahrzeugs ium Wege der Ersatzvornahme wird ein öffentlich-
rechtliches Verwahrungsverhältnis begründet. 

3. Bezüglich der Haftung bei Schäden im Rahmen öffentlich-rechtlicher 
Verwahrung gelten die §§ 276, 278 sowie die §§ 280 ff. BGB analog

4. Der betroffene Fahrzeugeigentümer ist nicht in den Schutzbereich 
des zwischen dem Verwaltungsträger und dem Abschleppunternehmen 
geschlossenen Vertrages über das Abschleppen seines Fahrzeugs einbe-
zogen.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

I. Einführung in die Problematik

Das Abschleppen von Fahrzeugen im öffentlichen und privaten 
Recht ist ein Dauerbrenner in der Verwaltungspraxis und der Recht-
sprechung. In Zeiten knapper werdenden Parkraums hat sich die Su-
che nach einem Parkplatz vor allem für Pkw zu einer nerven- und 
zeitraubenden Angelegenheit entwickelt. Autofahrer neigen dann 
gelegentlich dazu, den Wagen an mehr oder weniger geeignet er-
scheinender Stelle abzustellen, ohne sich um etwaige Parkverbote 
zu kümmern. Vielfach finden derartige Falschparker nicht etwa ei-
nen Verwarnzettel (sog. Knöllchen) an ihrem Fahrzeug, sondern das 
ganze Fahrzeug nicht mehr (vor): Aufmerksame Dienstkräfte der 
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mit der Überwachung des ruhenden Straßenverkehrs befassten Ord-
nungsbehörden, seltener Polizeibeamte, haben nach einer mehr oder 
weniger kurzen Wartefrist einen Abschleppunternehmer bestellt und 
den Wagen abschleppen lassen. 

Unter den Begriff des „Abschleppens“ fallen verschiedene Vorgän-
ge. Üblicherweise wird zwischen dem „Versetzen“ (auch „Umsetzen“ 
genannt) und der – schärferen – Maßnahme der „Sicherstellung“ 
differenziert. Verstöße gegen Verkehrsvorschriften (z. B. Haltver-
bote) können zuweilen dadurch beendet werden, dass das störende 
Fahrzeug auf eine geeignete Abstellfläche in unmittelbarer Umge-
bung geschleppt wird („Umsetzung“). Vollstreckungsrechtlich wird 
diese Maßnahme regelmäßig als Ersatzvornahme im Sofortvollzug 
(vgl. z.B. §§ 59, 55 Abs. 2 VwVG NRW, §§ 52, 50 Abs. 2 PolG 
NRW) oder als „unmittelbare Ausführung“ (z. B. gem. z.B. 70a SOG 
M-V) qualifiziert. Demgegenüber spricht man von einer Sicherstel-
lung (vgl. z. B. § 43 PolG NRW), wenn das Fahrzeug in behörd-
liche „Obhut“ (Verwahrung) genommen wird und der Zweck der 
Maßnahme gerade in dieser Inverwahrnahme liegt. Dies geschieht 
durch Verbringen des Pkw auf das Gelände der Behörde oder eines 
privaten Abschleppunternehmers, der im Auftrage der Behörde tätig 
geworden ist.

Bei einem Abschleppvorgang kann es zu einer Beschädigung des 
Fahrzeuges kommen, so dass auch ein Streit darüber droht, wer für 
den Schaden aufzukommen hat. Die Lösung der Haftungsfrage 
hängt maßgeblich davon ab, in welchem Verhältnis die Beteiligten 
(Verwaltungsträger, Unternehmer, betroffener Eigentümer) zuein-
ander stehen.

Der Verwaltungsträger kann sich unter dem Gesichtspunkt der 
Amtshaftung (§ 839 BGB i. V. mit Art. 34 GG) ersatzpflichtig ma-
chen, wenn seine Bediensteten das Fahrzeug schuldhaft beschädi-
gen. Auch die Abschleppunternehmer können die Beamteneigen-
schaft in haftungsrechtlicher Hinsicht erfüllen. Dafür spricht, dass 
es aus Sicht des betroffenen Bürgers letztlich unerheblich ist, ob eine 
Behörde mit eigenen Bediensteten handelt oder sich eines priva-
ten Dritten bedient. Je enger der Private dem Einfluss der Behörde 
bei der Durchführung ihrer hoheitlichen Aufgaben unterworfen ist, 
umso eher ist es gerechtfertigt, ihn als bloßes „Werkzeug“ einzu-
stufen, dessen Tun und Unterlassen allein der Behörde zugerechnet 
wird (BGH, NJW 2005, S. 286; 1993, S. 1258). Die schadenser-
satzrechtliche Verantwortlichkeit trifft in diesem Fall die beauftra-
gende Körperschaft, nicht den Unternehmer. Regelmäßig wird bei 
behördlich veranlassten Abschleppmaßnahmen nur ein Unterneh-
mer herangezogen, der eine entsprechende Haftpflichtversicherung 
nachweisen kann. Letztlich kommt dann diese Versicherung für et-
waige Schäden auf. In jedem Fall steht dem Betroffenen mit der be-
auftragenden öffentlichen Körperschaft eine solvente Schuldnerin 
gegenüber. 

Darüber hinaus kommt eine Haftung des Verwaltungsträgers nach 
Vertragsgrundsätzen in Betracht. Insoweit gelten die Vorschriften 
des BGB entsprechend, insbesondere die §§ 280 ff. Eine solche 
Haftung ist insbesondere bei öffentlich-rechtlicher Verwahrung 
anerkannt (s. Finke/Haurand/Sundermann/Vahle, Allgemeines Ver-
waltungsrecht, 10. Aufl. 2006, Abschn. K Rn. 45 ff., S. 371). Speziell 
zu diesem Aspekt verhält sich die vorliegende Entscheidung des 
BGH.

II. Zum Sachverhalt

Der Beklagte (B) betreibt ein Abschleppunternehmen. Am 12. 2. 
2011 schleppte er im Auftrag der Stadt M. das vom Kläger (K) ver-
botswidrig geparkte Fahrzeug ab und stellte es auf dem Parkplatz 
des Ordnungsamtes ab. K behauptet, sein Fahrzeug sei bei dem Ab-
schleppvorgang beschädigt worden, wodurch ihm ein Schaden in 
Höhe von 3.356,36 € entstanden sei. Die auf Ersatz seines Schadens 
gerichtete Klage hatte in den Vorinstanzen keinen Erfolg. Nach Auf-
fassung des Berufungsgerichts stehen K gegen B keine Schadens-
ersatzansprüche zu. B sei nicht passivlegitimiert, da gem. Art. 34 
Satz 1 GG eine Haftungsverlagerung auf die Stadt M. eingetreten 
sei. B habe bei Durchführung der von der Stadt M. angeordneten 
Abschleppmaßnahme in Ausübung eines ihm anvertrauten öffent-
lichen Amtes gehandelt. Er hafte auch nicht aus § 328 BGB analog. 
Der zwischen der Stadt M. und B geschlossene Vertrag entfalte keine 
Schutzwirkung zu Gunsten des K. B hafte auch nicht aus § 7 StVG. 
Der behauptete Schaden sei nicht beim Betrieb eines Kraftfahrzeugs 
verursacht worden. Es hätten sich keine Gefahren des Straßenver-
kehrs ausgewirkt.Mit der vom LG zugelassenen Revision verfolgt K 
seinen Klageantrag weiter.

III. Zur Rechtslage 

Der BGH hat die Revision abgelehnt. Im Ergebnis seien die Erwägun-
gen der Vorinstanz nicht zu beanstanden. Dies gelte sowohl für mögliche 
Ansprüche deliktischer (1.) als auch vertraglicher Art (2.). Der Senat führt 
insoweit aus:

1. Das Berufungsgericht hat zu Recht angenommen, dass delikti-
sche Ansprüche des K gegen B wegen der behaupteten Beschädigung 
seines Fahrzeugs im Rahmen des Abschleppvorgangs gem. Art. 34 
Satz 1 GG ausgeschlossen sind. B handelte bei der Durchführung 
des ihm von der Stadt M. erteilten Abschleppauftrages in Ausübung 
eines ihm anvertrauten öffentlichen Amtes, so dass die Verantwort-
lichkeit für sein etwaiges Fehlverhalten allein die Stadt M. trifft.

a) Zieht der Staat private Unternehmer zur Erfüllung ihm oblie-
gender Aufgaben auf privatrechtlicher Grundlage heran, so hängt 
die Qualifikation der Tätigkeit des Unternehmers als hoheitlich oder 
nicht hoheitlich von dem Charakter der wahrgenommenen Aufga-
be, der Sachnähe der übertragenen Tätigkeit zu dieser Aufgabe und 
dem Grad der Einbindung des Unternehmers in den behördlichen 
Pflichtenkreis ab. Je stärker der hoheitliche Charakter der Aufgabe 
in den Vordergrund tritt, je enger die Verbindung zwischen der über-
tragenen Tätigkeit und der von der Behörde zu erfüllenden hoheit-
lichen Aufgabe und je begrenzter der Entscheidungsspielraum des 
Unternehmers ist, desto näher liegt es, ihn als Beamten im haftungs-
rechtlichen Sinne anzusehen. Jedenfalls im Bereich der Eingriffs-
verwaltung kann sich der Staat der Amtshaftung für fehlerhaftes 
Verhalten seiner Bediensteten nicht dadurch entziehen, dass er die 
Durchführung einer von ihm angeordneten Maßnahme durch pri-
vatrechtlichen Vertrag auf einen privaten Unternehmer überträgt.

b) Nach diesen Grundsätzen handelte B bei der Durchführung des 
Abschleppauftrages hoheitlich. Er war für die Stadt M. im Rahmen 
der Eingriffsverwaltung als deren „Erfüllungsgehilfe“ tätig. Seine 
Beauftragung mit dem Abschleppen des unerlaubt geparkten Fahr-
zeugs des K diente der Vollstreckung des in dem – von K missachte-
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ten – Verkehrszeichen enthaltenen Wegfahrgebots im Wege der Er-
satzvornahme. Hätte die Stadt M. als Straßenverkehrsbehörde den 
Abschleppvorgang mit eigenen Mitteln durchgeführt, so stände der 
hoheitliche Charakter der Maßnahme außer Zweifel. Deren recht-
liche Beurteilung als Vollstreckungshandlung kann aber nicht davon 
abhängen, ob die Vollstreckungsbehörde selbst oder ein Dritter im 
Auftrag dieser Behörde die Maßnahme durchführt.

c) Da B hoheitlich gehandelt hat, trifft die Verantwortlichkeit für sein 
etwaiges Fehlverhalten gem. Art. 34 Satz 1 GG allein die Stadt M. 
Die in dieser Bestimmung geregelte Haftungsverlagerung stellt eine 
befreiende Schuldübernahme kraft Gesetzes dar mit der Folge, dass 
der Beamte, der seine Amtspflicht verletzt hat, persönlich nicht aus 
unerlaubter Handlung in Anspruch genommen werden kann.

2. Die Revision wendet sich auch ohne Erfolg gegen die Beurteilung 
des Berufungsgerichts, wonach K kein vertraglicher Schadenser-
satzanspruch gegen B aus einem Vertrag mit Schutzwirkung zu sei-
nen Gunsten zusteht. K ist nicht in den Schutzbereich des zwischen 
der Stadt M. und B geschlossenen Vertrages über das Abschleppen 
seines verbotswidrig geparkten Fahrzeugs einbezogen.

a) Neben dem gesetzlich geregelten Vertrag zu Gunsten Dritter 
(§ 328 BGB), der für den Dritten einen Anspruch auf die verein-
barte Leistung begründet, hat die Rechtsprechung den Vertrag mit 
Schutzwirkung zu Gunsten Dritter herausgebildet. Er ist dadurch 
gekennzeichnet, dass der Anspruch auf die geschuldete Hauptleis-
tung allein dem Vertragspartner zusteht, der Dritte jedoch in der 
Weise in die vertraglichen Sorgfalts- und Obhutspflichten einbe-
zogen ist, dass er bei deren Verletzung vertragliche Schadensersatz-
ansprüche geltend machen kann (vgl. BGH, Urt. v. 8. 6. 2004 – X 
ZR 283/02, VersR 2005, 517, 518 f. mwN). Die Einbeziehung eines 
Dritten in die Schutzwirkungen eines Vertrages setzt voraus, dass 
Sinn und Zweck des Vertrages und die erkennbaren Auswirkungen 
der vertragsgemäßen Leistung auf den Dritten seine Einbeziehung 
unter Berücksichtigung von Treu und Glauben erfordern und eine 
Vertragspartei, für den Vertragsgegner erkennbar, redlicherweise da-
mit rechnen kann, dass die ihr geschuldete Obhut und Fürsorge in 
gleichem Maß auch dem Dritten entgegengebracht wird. Danach 
wird ein Dritter nur dann in die aus einem Vertrag folgenden Sorg-
falts- und Schutzpflichten einbezogen, wenn er mit der Hauptleis-
tung nach dem Inhalt des Vertrags bestimmungsgemäß in Berüh-
rung kommen soll, ein besonderes Interesse des Gläubigers an der 
Einbeziehung des Dritten besteht, den Interessen des Schuldners 
durch Erkennbarkeit und Zumutbarkeit der Haftungserweiterung 
Rechnung getragen wird und der Dritte schutzbedürftig ist.

b) Diese Voraussetzungen sind im Streitfall nicht erfüllt. Dabei kann 
dahingestellt bleiben, ob die Stadt M. ein besonderes Interesse an der 
Einbeziehung des K in den Schutzbereich des mit dem Beklagten 
abgeschlossenen Vertrags hatte. Denn es fehlt jedenfalls an der erfor-
derlichen Schutzbedürftigkeit.

aa) Damit die Haftung des Schuldners nicht unkalkulierbar ausge-
dehnt wird, sind an die Einbeziehung von Dritten in den vertragli-
chen Schutz strenge Anforderungen zu stellen. An der Ausdehnung 
des Vertragsschutzes muss nach Treu und Glauben ein Bedürfnis 
bestehen, weil der Dritte andernfalls nicht ausreichend geschützt 
wäre. Eine Einbeziehung des Dritten ist deshalb regelmäßig zu 

verneinen, wenn ihm eigene vertragliche Ansprüche zustehen, die 
denselben oder zumindest einen gleichwertigen Inhalt haben wie 
diejenigen Ansprüche, die er auf dem Weg über die Einbeziehung in 
den Schutzbereich eines zwischen anderen geschlossenen Vertrages 
durchsetzen will. 

Hinweis: Der BGH korrigiert damit in Bezug auf Abschlepp-Fälle die 
im Urt. v. 11. 7. 1978 (VI ZR 138/76, VersR 1978, 1070, 1071) zum 
Ausdruck gebrachte gegenteilige Meinung.

bb) Nach diesen Grundsätzen ist K nicht schutzbedürftig. Denn 
ihm steht gegen die Stadt M. neben seinem Amtshaftungsanspruch 
ein Schadensersatzanspruch aus einem durch den Abschlepp
vorgang begründeten öffentlich-rechtlichen Verwahrungsverhält-
nis zu, durch den sein Ersatzinteresse vollumfänglich abgedeckt wird.

(1) Ein öffentlich-rechtliches Verwahrungsverhältnis entsteht u.a. 
dadurch, dass ein Verwaltungsträger bei Wahrnehmung einer öffent-
lich-rechtlichen Aufgabe eine fremde bewegliche Sache in Besitz 
nimmt und den Berechtigten von Einwirkungen ausschließt, insbe-
sondere an eigenen Sicherungs- und Obhutsmaßnahmen hindert. 
Anders als im Privatrecht entsteht das Rechtsverhältnis bei Eintritt 
dieses Tatbestandes automatisch; eines Vertrages bedarf es nicht. 
Ein öffentlich-rechtliches Verwahrungsverhältnis wird insbesonde-
re durch das Abschleppen eines verbotswidrig geparkten oder ver-
unfallten Fahrzeugs im Wege der Ersatzvornahme begründet (vgl. 
Hessischer VGH, Urt. v. 17. 3. 1998 – 11 UE 2393/96, juris Rn. 29; 
NVwZ 1988, 655, 656; VG Bremen, Urt. v. 1. 10. 2008 – 5 K 3144/07, 
juris Rn.  25; Ossenbühl/Cornils, Staatshaftungsrecht, 6. Aufl., S. 
406). Dies gilt auch dann, wenn sich die Behörde zur Durchführung 
des Abschleppvorgangs der Hilfe eines Privaten bedient.

Hinweis: Die Formulierung „Abschleppen“ könnte darauf hindeuten, dass 
die vom BGH formulierten Grundsätze auch beim bloßem „Umsetzen“ bzw. 
„Versetzen“ (s. o. Einführung in die Problematik) gelten. Dann würde das 
„Verwahrungsverhältnis“ bereits durch den Wegtransport des Fahrzeuges 
entstehen, einer Verbringung auf das Gelände der Behörde oder des Abschlepp
unternehmens wäre nicht erforderlich. Einer Sicherstellung mit anschließen-
der Verwahrung (s. z. B. §§ 43, 44 PolG NRW) bedürfte es danach nicht. Im 
Interesse des Schutzes des betroffenen Eigentümers ist diese weite Auslegung 
akzeptabel. In concreto war diese Frage nicht entscheidungserheblich, weil 
das Fahrzeug auf behördlichem Grund und Boden abgestellt worden war. 
Spätestens dadurch entstand ein Verwahrungsverhältnis.

(2) Auf das öffentlich-rechtliche Verwahrungsverhältnis sind die 
bürgerlich-rechtlichen Verwahrungsvorschriften der §§ 688 ff. BGB 
sowie die für Leistungsstörungen bestehenden Bestimmungen ent-
sprechend anzuwenden. Bei einer Beschädigung der Sache gelten ins-
besondere die §§ 276, 278 sowie die §§ 280 ff. BGB analog. Der Ver-
waltungsträger hat daher für schuldhafte Pflichtverletzungen – auch 
seines Erfüllungsgehilfen – einzustehen und Schadensersatz zu leisten, 
wobei ihm im Gegensatz zur Amtshaftung die Beweislast für fehlendes 
Verschulden obliegt.

3. Abschließend befasst sich der Senat noch mit einer möglichen (Fahr-
zeughalter-)Haftung der B aus § 7 Abs. 1 StVG. Im Ergebnis lehnt er – 
wie die Vorinstanz – auch diese Anspruchsgrundlage ab. Da das Fahrzeug 
des K auf den Abschleppwagen gehoben und auf diesem abtransportiert 
worden sei, hätten beide Fahrzeuge jedenfalls eine Betriebseinheit gebil-
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det. Die Haftung des Halters aus § 7 Abs. 1 StVG erstrecke sich aber nicht 
auf Schäden an dem gehaltenen oder dem mit diesem eine Betriebseinheit 
bildenden Fahrzeug.
� J.V.

Anrechnung des Kindergeldes; 
Berücksichtigung der Heizkosten bei Ermittlung 
der Einkommensgrenze; Unterhaltszahlungen 
als besondere Belastungen nach § 87 I 2 SGB XII

(BSG, Urteil vom 25.04.2013, B 8 SO 8/12 R)

1. Kindergeld ist bei der Ermittlung des Einkommens im Rahmen einer 
Zumutbarkeitsprüfung als Einkommen zu berücksichtigen.

2. Bei der Ermittlung der Einkommensgrenze sind Heizkosten nach 
§ 85 I Nr. 2 SGB XII zu berücksichtigen. 

3. Unterhaltszahlungen der Eltern an die Kinder sind als besondere 
Belastungen anzuerkennen, soweit diese Aufwendungen ihrer Höhe 
nach nicht bereits mit dem Familienzuschlag abgedeckt sind. 

(Nichtamtl. Leitsätze)

Auch für das Kindergeld gilt die allgemeine Grundregel, dass Einnah-
men ohne Rücksicht auf die Herkunft bei demjenigen als Einkommen 
anzurechnen sind, dem sie zufließen. Weder die Einkommenszuord-
nungsregelung des § 82 I 3 SGB XII noch die des § 11 I 4 SGB II, 
die das Kindergeld in bestimmten Fällen dem Kind das Einkommen 
zurechnen, sind hier einschlägig. Denn diese Zuordnungsregelungen, 
die sich als Umsetzung der in § 1612b BGB angeordneten Bedarfsde-
ckung des Barunterhalts für ein Kind darstellen, passen systematisch 
nur zur Hilfe für den Lebensunterhalt, nicht jedoch für die besonderen 
Sozialhilfeleistungen des SGB XII. Dort wird den Bedarfen der Kin-
der durch § 85 I Nr. 3 SGB XII auf andere Weise Rechnung getragen. 
Denn zur Bestimmung der Einkommensgrenze wird ein Familienzu-
schlag zugebilligt, der davon abhängig ist, ob die nicht getrennt leben-
den Ehegatten anderen Personen, mithin auch Kindern, überwiegend 
Unterhalt gewähren. Nach der Systematik des § 85 SGB XII ist des-
halb eine Zuordnung des Kindergeldes an das Kind nicht erforderlich. 
Auch ist für die Frage der Erzielung von Einkommen ohne Belang, ob 
das Kindergeld an das Kind weitergeleitet worden ist. Bedeutsam ist 
diese Frage erst, ob das Kind überwiegend unterhalten wird. 

Bei der Ermittlung der Einkommensgrenze sind nach Sinn und 
Zweck des § 85 I Nr. 2 SGB XII Heizkosten gleichermaßen als Kos-
ten der Unterkunft zu berücksichtigen. Dem widerspricht nicht, dass 
in § 29 SGB XII a.F. bzw. § 35 SGB XII n.F. formal zwischen „Leis-
tungen für die Unterkunft“ und „Leistungen für die Heizung“ un-
terschieden wird. Bereits vom Wortlaut her ist § 85 I Nr. 2 SGB XII 
mit den Formulierungen dieser Vorschriften nicht identisch, wenn 
dort die „Kosten der Unterkunft“ aufgeführt sind. Es ist kein Grund 
ersichtlich, warum Gelder für angemessene Heizkosten, die normativ 
und auch tatsächlich notwendigerweise für den allgemeinen Lebens-
unterhalt zur Verfügung stehen müssen, von § 85 I Nr. 2 SGB XII 
nicht erfasst sein sollten. Eine Korrektur über § 87 SGB XII wäre 
systemwidrig, weil es sich bei den Heizkosten gerade nicht um beson-
dere, sondern übliche Belastungen handelt, die bei jedem unabhängig 

von den in § 87 I 2 und 3 SGB XII bezeichneten Kriterien entstehen. 
Soweit das zu berücksichtigende Einkommen die Einkommens-
grenze übersteigt, ist nach § 87 I 1 SGB XII die Aufbringung der 
Mittel in angemessenem Umfang zuzumuten. Hierbei sind nach 
§ 87 I 2 SGB XII insbesondere die Art des Bedarfs, die Art und 
Schwere der Behinderung oder die Pflegebedürftigkeit, die Dauer 
und die Höhe der erforderlichen Aufwendungen sowie besondere 
Belastungen der nachfragenden Person und ihrer unterhaltsberech-
tigten Angehörigen zu berücksichtigen. Nach § 87 I 3 SGB XII ist 
bei schwerstpflegebedürftigen Menschen nach § 64 III SGB XII 
ein Einsatz des Einkommens über der Einkommensgrenze in Höhe 
von mindestens 60 % nicht zuzumuten. Mit dieser Vorschrift hat der 
Gesetzgeber typisierend einen behinderungs- bzw. pflegebedingten 
Mindestbetrag angesetzt, der nicht zumutbar zur Finanzierung der 
Pflege einzusetzen ist. Aufgrund der Entstehungsgeschichte sowie 
Sinn und Zweck der Regelung ist nicht erst dann ein höherer Betrag 
als der nach § 87 I 3 SGB XII anzusetzen, wenn bei einer Bestim-
mung nach § 87 I 2 SGB XII der Grenzwert von 60 % überschritten 
wird. Vielmehr wollte der Gesetzgeber mit § 87 I 3 SGB XII einen 
Ausgleich dafür schaffen, dass mit der Einführung des SGB XII zum 
01.01.2015 die bis dahin abgestuft nach Schwere der Behinderung 
maßgeblichen Grundbeträge in § 81 BSHG abgeschafft und durch 
einen einheitlichen und deutlich niedrigeren Grundbetrag für alle 
Leistungsberechtigten ohne Rücksicht auf die Schwere der Behin-
derung ersetzt worden sind. Ergab sich bis 31.12.2004 trotz des bei 
Schwerstpflegebedürftigen hohen Grundbetrags – und weiterer, 
§ 87 I 2 SGB XII vergleichbarer Kriterien – ein über der Einkom-
mensgrenze liegendes Einkommen, wurde der Einkommenseinsatz 
auch nach § 84 BSHG – wie im Rahmen des § 87 SGB XII – hin-
sichtlich des übersteigenden Anteils nur in angemessenem Umfang 
verlangt. Es blieb mithin Raum für die Berücksichtigung weiterer 
Umstände. Daher sind schwerstpflegebedürftigkeitsunabhängige 
besondere Belastungen zusätzlich zu beachten. Insoweit können zum 
einen nur solche Umstände berücksichtigt werden, die nicht bereits 
Gegenstand anderer Sozialhilfeleistungen sind. Zum anderen sind 
Belastungen nicht abzusetzen, die nach der gesetzgeberischen Wer-
tung bereits mit dem freizulassenden Einkommen abzudecken sind, 
weil sie gleichermaßen bei allen nachfragenden Personen vorkom-
men (dann keine „besondere“ Belastung). Unterhaltszahlungen der 
Eltern an die Kinder können als besondere Belastungen gewertet 
werden, soweit diese Aufwendungen ihrer Höhe nach nicht bereits 
mit dem Familienzuschlag abgedeckt sind. Zwar werden derartige 
Zahlungen erst zu besonderen, wenn sie den in § 85 I Nr. 3 SGB XII 
pauschalierend vorgesehenen Familienzuschlagsanteil übersteigen. 
Berücksichtigungsfähig sind jedoch nur Unterhaltszahlungen bis zur 
Höhe einer bestehenden Unterhaltszahlungspflicht. Durch Zahlung 
die Unterhaltspflicht übersteigender Beträge kann nicht eine von der 
Solidargemeinschaft der Steuerzahler zu deckende Bedarfssituation 
geschaffen werden. 
� T.K.

Autoren der Rechtsprechungsbeiträge:
T.K.	 =	 Thomas Kulle
G.T.	 =	 Günter Thiel
J.V.	 =	 Prof. Dr. Jürgen Vahle
H.W.	 =	 Prof. Holger Weidemann
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Schrifttum
Rau, immer piano! Das Arbeitsbuch zum erfolgreichen Funktions- und Füh-
rungswechsel, Darmstadt 2014, Justus-von-Liebig Verlag

Als Folge des demographischen Wandels werden in den nächsten Jahren zahlrei-
che erfahrene Führungskräfte der öffentlichen Verwaltung pensioniert. Jüngere 
Nachwuchsführungskräfte stehen nicht selten vor der Aufgabe, ohne lange Vorbe-
reitung und Fortbildung deren Aufgaben übernehmen zu müssen. Mit diesem Ar-
beitsbuch soll es gelingen, sich umfassend auf eine solche Aufgabe vorzubereiten 
und schnell einen gemeinsamen Rhythmus mit dem neuen Team zu finden. Das 
Buch soll – so die Angaben des Verlages – neue Führungskräfte dabei unterstüt-
zen, den Prozess des Wechsels zu verstehen, eine persönliche Standortbestim-
mung vorzunehmen, eine individuelle Strategie für den Wechsel zu entwerfen, 
Themen, Erwartungen und Herausforderungen des Wechsels zu strukturieren, 
einen persönlichen Aktionsplan zu entwickeln und ggf. im Coaching zu reflek-
tieren und schnell erste Erfolge zu realisieren. Ein Praxistest hat mir gezeigt, dass 
hier nicht zu viel versprochen wird. Ein Garant für die Zielerreichung ist, dass der 
Autor Hartmut R. Rau als Management Coach viel Erfahrung mit der Beratung 
beim Funktions- und Führungswechsel in Unternehmen und der öffentlichen 
Verwaltung hat. 
Das Buch ist in acht Kapitel gegliedert, die systematisch nacheinander bearbeitet 
werden sollen. Die Überschriften der einzelnen Kapitel deuten bereits an, welche 
Aspekte bei der Übernahme einer Führungsfunktion wichtig sind: 1. Erwartun-
gen. Wie Sie sich und andere einstimmen. 2. Schlüsselbeziehungen. Wie Sie Ihre 
Förderer fördern. 3. Umweltanalyse. Wie Sie herausfinden, was gespielt wird. 4. 
Konflikte. Wie Sie mit Buhrufern fertig werden. 5. Ziele. Wie Sie Ihren Stil fin-
den. 6. Veränderungsprozesse. Wie Sie ein neues Programm einüben. 7. Eigene 
Ressourcen. Wie Sie Ihr Talent am besten einsetzen. 8.Rituale. Wie Sie Ihr Pub-
likum begeistern. 
Zwar würde auch die bloße Lektüre der Texte die Vorbereitung auf den Rol-
lenwechsel erleichtern, aber eine echte Unterstützung ist das Buch erst, wenn 
die Fragen zu jedem Kapitel beantwortet und die Anregungen zu Analysen und 
Bewertungen aufgegriffen werden. Der Autor nennt dies „Fingerübungen“ und 
stellt dazu fest: „Sie sollen Ihnen dabei helfen, Ihr eigenes Tun und Handeln besser 
einzuschätzen. Mit den Fingerübungen können Sie die verschiedenen Phasen 
Ihres Handelns und Ihrer Entwicklung überprüfen – und besser einschätzen, was 
noch auf Sie zukommt.“ (S. 24) 
Der Sinn des Titels „immer piano!“ erschließt sich nach dem Lesen des Einfüh-
rungskapitels mit dem Titel „Auf den Auftakt kommt es an“ sofort. Der Autor ver-
gleicht die Situation bei der Übernahme einer neuen Führungsfunktion mit einer 
Ouvertüre: „Die Ouvertüre gibt den Tenor des folgenden Stückes wieder. Gleiches 
gilt für die Einstiegsphase im Rahmen eines Funktions- und Führungswechsels: 
In den ersten 100 Tagen legen Sie die Basis dafür, wie Ihre gesamte weitere Per-
formance wahrgenommen wird.“ (S. 6) Fingerspitzengefühl ist gefragt. Piano und 
nicht forte lautet die Devise in dieser entscheidenden Anfangszeit. Wie man dabei 
den richtigen Rhythmus findet, stellt der Autor in einem Anhang (S. 108–110) 
dar, in dem er die „Grundlagen der Transaktionskostentheorie“ vorstellt. Das hört 
sich kompliziert an, ist es aber nicht. Dem Autor gelingt es auch in diesem Kapitel, 
wissenschaftliche Theorien verständlich und kurzweilig zu erläutern. 
Der Preis von 45,– € erscheint für ein Buch mit 116 Seiten zunächst hoch. Die 
sorgfältige und – im besten Sinne – künstlerische Gestaltung des Arbeitsbuchs 
rechtfertigt diesen Preis. Jedes Kapitel wird mit einem passenden großformatigen 
Foto und einem großzügig gestalteten Vorblatt eingeleitet. Druck und graphische 
Gestaltung machen Lust auf die Lektüre. Die praktische Spiralbindung erleich-
tert die Nutzung als Arbeitsbuch. Auch nach dem erfolgreich gestalteten Füh-
rungswechsel werden viele Leser das Buch von Zeit zu Zeit in die Hand nehmen, 
um das aktuelle Führungshandeln zu reflektieren und/oder sich an der Gestaltung 
zu erfreuen. 
Für alle die vor der Aufgabe stehen, erstmals eine Führungsfunktion zu überneh-
men, ist das Buch geradezu eine Pflichtlektüre. Führungskräfte, die einen neuen 
Aufgabenbereich übernehmen, sollten die Chance nutzen, mit Hilfe dieses Bu-
ches den Neuanfang zu gestalten. Aber auch langjährige Führungskräfte kön-
nen von den Erfahrungen des Autors profitieren. Besonders bei der Gestaltung 
von Veränderungsprozessen, die in der Verwaltungspraxis nicht selten (zu) hohe 
Transaktionskosten verursachen.

Reinhard Mokros

Europäisches Strafrecht, herausgegeben vom Max-Planck-Institut für auslän-
disches und internationales Strafrecht durch Ulrich Sieber in Zusammenarbeit 
mit Helmut Satzger, Bernd von Heintschel-Heinegg, 2. Auflage, Baden-Baden 
2014, insg. 1.136 Seiten, € 158,00, ISBN 978-3-8487-0059-2, Nomos Verlags-
gesellschaft

Dem interessanten, immer wichtiger werdenden und ständigen Änderungen 
unterzogenen Europäischem Strafrecht haben sich 39 fachlich ausgewiesene 
Bearbeiter/innen angenommen. Schon nach drei Jahren liegt das erstmals 2011 
erschienene Werk in zweiter, aktualisierter Auflage vor. Es richtet sich gleicher-
maßen an Wissenschaftler und Praktiker.

Das umfangreiche Werk führt zunächst grundlegend in die Rechtsmaterie „Eu-
ropäisches Strafrecht“ ein. Dessen historische Entwicklung und allgemeine Ziele 
werden detailliert dargestellt und problembewusst erläutert. Der in fünf große 
Teile untergliederte Hauptteil beschäftigt sich sodann mit den „Vertrags- und 
verfassungsrechtlichen Grundlagen“ (Teil 1) des Europäischen Strafrechts, dem 
Problemkreis „Supranationales Sanktionen- und Verfahrensrecht“ (Teil 2), den 
ebenfalls sehr interessanten Themenfeldern „Europäisierung des nationalen 
Strafrechts“ (Teil 3) und „Zusammenarbeit in Strafsachen“ (Teil 4) sowie ab-
schließend mit „Grundrechten, Rechtsschutz und Strafverteidigung“ (Teil 5). Er-
freulicherweise sind den Ausführungen der zahlreichen, nochmals unterteilenden 
Unterkapitel nebst umfangreicher Literaturübersichten differenzierte Inhaltsver-
zeichnisse vorangestellt, die auch eine gezielte Suche bei Einzelfragestellungen 
und eine gute inhaltliche Orientierung ermöglichen. Schlüsselbegriffe wurden im 
Fließtext hervorgehoben. Ein umfangreiches und ausdifferenziertes Stichwort-
verzeichnis gewährleistet ebenfalls den zielgerichteten Umgang mit dem Werk. 

In der neuen Auflage wurden u. a. schon der im Februar 2014 verabschiedete Vor-
schlag für eine Richtlinie über eine Europäische Ermittlungsanordnung, der Vor-
schlag der Kommission zur Reform von Eurojust, der Verordnungsvorschlag der 
Kommission zur Errichtung der Unabhängigen Europäischen Staatsanwaltschaft 
als eine dezentral aufgebaute Einrichtung der EU sowie der Verordnungsvorschlag 
der Kommission zu Europol als neuer Strafverfolgungsagentur eingearbeitet.

Fazit: Es handelt sich um ein sorgfältig erstelltes, gehaltvolles und wissenschaft-
lich wertvolles Nachschlagewerk zum Europäischen Strafrecht. 
� Prof. Dr. B. Blum, Bielefeld

Urs Kindhäuser, Strafgesetzbuch, Lehr- und Praxiskommentar, 6. Auflage, No-
mos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2015, insg. 1382 Seiten, € 42,00, ISBN 
978-3-8487-1757-6

Der Lehr- und Praxiskommentar von Kindhäuser ist nicht ohne Grund zu ei-
nem festen Bestandteil der Ausbildungsliteratur zum Strafrecht geworden. Dem 
Verfasser ist es methodisch gelungen, die Vorzüge eines Lehrbuches mit denen 
einer Kommentierung zu vereinen. Dass dies insbesondere den Bedürfnissen von 
Studierenden entgegenkommt, liegt auf der Hand. Darüber hinaus besticht der 
äußerst moderate Preis des gewissenhaft erstellten Kommentars.

Das trotz seiner Seitenstärke noch handlich gehaltene Werk zeichnet sich durch 
eine hohe Benutzerfreundlichkeit aus. Gerade bei der Erläuterung der prüfungs-
relevanten Bereiche des Allgemeinen sowie auch Besonderen Teils des Strafrechts 
bietet es einen außerordentlich übersichtlichen und strukturierten Zugang zu spe-
zifischem Grundlagenwissen und zu Einzelproblemen. Durchgängig werden die 
relevanten Aufbauschemata vorgestellt. Der Leser wird daran anknüpfend in syste-
matischer Weise mit den einzelnen Prüfungspunkten näher vertraut gemacht. Für 
das Verständnis wichtige Fallgruppen werden dargestellt und Einzelfragen prob-
lemorientiert erläutert. Auf Streitstände wird besonders nachvollziehbar eingegan-
gen. Zudem bietet der Kommentar zahlreiche Nachweise aus Rechtsprechung und 
Fachliteratur. Schnelle Orientierung wird durch die Hervorhebung von Schlüssel-
begriffen im Fließtext ermöglicht. Ergänzend hilft im Bedarfsfall das ausdifferen-
zierte Stichwortverzeichnis bei der effizienten Nutzung des Werkes. 

In der neuen Auflage zeigt sich die Kommentierung in aktualisierter Form. Her-
vorzuheben ist die Einbindung der Neuerungen zur Sicherungsverwahrung, die 
Berücksichtigung der neueren Rechtsprechung des BGH zur Hemmschwellen-
theorie und die Kommentierung des neuen Tatbestandes der „Verstümmelung 
weiblicher Genitalien“ gem. § 226a StGB.

Fazit: Bei dem Lehr- und Praxiskommentar von Kindhäuser handelt es sich um 
ein ideales Nachschlagewerk, das nicht nur spezifisches strafrechtliches Verständ-
nis vermittelt, sondern aufgrund seiner Übersichtlichkeit dem Leser auch ermög-
licht, gezielt Lösungen für Einzelfragestellungen zu finden. 
� Prof. Dr. B. Blum, Bielefeld
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Unsere Erfahrung – Ihr Erfolg!

Die DVP im Juli 2014/Inhaltsverzeichnis

Michael Koop
Betriebliches Gesundheitsmanagement in der  
öffentlichen Verwaltung  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 267
Grundlegende Veränderungen in der Arbeitswelt machen auch vor der 
öffentlichen Verwaltung nicht halt. Zunehmender Zeitdruck und Arbeits-
verdichtung, Mehrarbeit und flexiblere Arbeitszeiten bestimmen in vielen 
Verwaltungen den Arbeitsalltag. Zum anderen macht sich der demografi-
sche Wandel zunehmend auch in öffentlichen Verwaltungen bemerkbar. 
Auf der einen Seite sorgten und sorgen noch immer Spar- und Rationalisie-
rungsdruck dafür, dass Personal abgebaut wird. Ein signifikanter Anstieg des 
Durchschnittsalters der Mitarbeiter und in dessen Folge eine Zunahme der 
Fehlzeiten sind allenthalben zu beobachten. Auch dort, wo man sich um gut 
ausgebildete Nachwuchskräfte bemüht, wird die Konkurrenz um die besten 
Arbeitskräfte, der „War for Talents“, häufig zugunsten von Wirtschaftszwei-
gen entschieden, die mit einem attraktiveren Image aufwarten und zudem in 
der Regel besser bezahlen.
Vor diesem Hintergrund kann es sich die öffentliche Verwaltung erst recht 
nicht leisten, die Gesundheit der Mitarbeiter weiterhin zu ignorieren und 
diese nur als Kostenfaktoren und Einsparpotenzial zu betrachten. Der Bei-
trag gibt einen Überblick über Ansätze der öffentlichen Verwaltung, ein 
betriebliches Gesundheitsmanagement einzuführen, um so die Rahmen-
bedingungen der Tätigkeit systematisch zu verbessern. Ausgangspunkt ist 
hier eine Befragung in Kommunalverwaltungen, die im Rahmen eines For-
schungsprojektes der Kommunalen Hochschule für Verwaltung in Nieders-
achsen (HSVN) im Juni 2013 durchgeführt wurde.

Welf Sundermann
Das Ehrenbürgerrecht  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 271
Das Ehrenbürgerrecht ist ein Ausdruck bürgerschaftlicher Selbstverwaltung 
und so alt wie die Einführung der neueren gemeindlichen Selbstverwaltung 
durch den Freiherrn vom Stein. Es war zu allen Zeiten ein sichtbares Zei-
chen der Verbundenheit der Gemeinde mit Persönlichkeiten, die sich um das 
Wohl der Gemeinde und ihrer Bürger besonders verdient gemacht haben. 
Der Beitrag gibt einen Überblick über Voraussetzungen, Verfahren und auch 
den möglichen Verlust des Ehrenbürgerrechts.

Peter Eichhorn
ABC-Glossar-XYZ  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 276
Hier wird das Glossar zu Begriffen der Verwaltungssprache fortgesetzt. 
Erläutert werden die Themen „Führungsgremium“, „Flughäfen“, „Legisla-
tiver Automatismus“, „Versorgungsforschung“ und „Verwaltungsmängel“.

Fallbearbeitungen
Jürgen Volz
Öffentliche Betriebswirtschaftslehre  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 279
Gegenstand dieser Prüfungsarbeit für eine Zwischenprüfung sind insbeson-
dere Fragen zu GmbH, Eigenbetrieben und Zweckverbänden, zum Begriff 
des öffentlichen Betriebs in Abgrenzung zum Verwaltungsbetrieb, zur Wirt-
schaftlichkeitsrechnung und ihren Methoden sowie zu Buchungssätzen für 
verschiedene Geschäftsvorfälle.

Edmund Beckmann
Die unzulässige Werbung in der „Pommeskurve“ .  .  .  .  .  . 285
In dieser Klausur, die auf dem Beschluss des VG Arnsberg vom 4. Septem-
ber 2013 zum Az. 4 L 427/13 beruht, geht es u.a. um eine Ordnungsverfü-
gung auf Unterlassen des Aufstellens von Werbeanlagen, Werbeanlagen an 
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Abhandlungen

1. Gesunde Mitarbeiter: Herausforderung nicht nur für den Be-
triebsarzt

Die öffentliche Verwaltung und insbesondere das in ihr eingesetzte 
Personal befinden sich schon seit geraumer Zeit einem erheblichen 
Veränderungsdruck ausgesetzt, der sich aus mehreren Quellen speist. 
Zum einen machen grundlegende Veränderungen in der Arbeitswelt 
auch vor der öffentlichen Verwaltung nicht halt. Zunehmender Zeit-
druck und Arbeitsverdichtung, Mehrarbeit und flexiblere Arbeits-
zeiten bestimmen in vielen Verwaltungen den Arbeitsalltag. Zum 
anderen macht sich der demografische Wandel zunehmend auch in 
öffentlichen Verwaltungen bemerkbar. Auf der einen Seite sorgten 
und sorgen noch immer Spar- und Rationalisierungsdruck dafür, 
dass Personal abgebaut wird. Ein signifikanter Anstieg des Durch-
schnittsalters der Mitarbeiter und in dessen Folge eine Zunahme der 
Fehlzeiten sind allenthalben zu beobachten. Doch selbst da, wo ver-
sucht wird, durch die Gewinnung gut ausgebildeter Nachwuchskräf-
te die Personalstärke konstant zu halten und den Altersdurchschnitt 
wieder zu senken, gelingt dies nur unzureichend, da die Konkurrenz 
um die besten Arbeitskräfte, der „War for Talents“, häufig zugunsten 
von Wirtschaftszweigen entschieden wird, die mit einem attraktive-
ren Image aufwarten und zudem in der Regel besser bezahlen. 
Faktoren wie zunehmender Leistungsdruck und gestiegene inhaltliche 
und arbeitsvertragliche Unsicherheit, Entgrenzung der Arbeit (Du-
cki 2012)und das gestiegene Durchschnittsalter der Mitarbeiter ha-
ben in den vergangenen Jahren dafür gesorgt, dass die Mitarbeiter der 
öffentlichen Verwaltung überproportional hohe Fehlzeiten aufweisen. 
Einige Krankenkassen (u.a. AOK, BKK) veröffentlichen inzwischen 
Fehlzeitenanalysen ihrer Versicherten. Auf der Grundlage der Daten 
aller AOK-Mitglieder liefert eine Analyse der krankheitsbedingten 
Arbeitsunfähigkeiten (AU-Tage, AU-Fälle) für die öffentliche Ver-
waltung folgendes Bild (Meyer, Mpairaktari, Glushanok 2013):

•  Seit 2006 hat sich der Krankenstand in der öffentlichen Verwal-
tung um 10 vH erhöht und liegt mit 5,5 vH um über 12 vH über 
dem Durchschnitt aller Branchen.

•  Während die Anzahl der AU-Fälle (und in der Regel auch der AU-
Tage) für Krankheitsarten im Bereich Herz/Kreislauf, Atemwege, 
Verdauung, Muskeln/Skelett und Verletzungen rückläufig war, hat 
die Zahl der psychisch bedingten AU-Tage zwischen 2008 und 
2012 von 245,2 um etwa 29 vH auf 315,8 (pro 100 Beschäftigte) 
signifikant zugenommen. In der ICD-10-Klassifikation liegen In-
dikationen der Gruppe F30-48 (Neurotische, Belastungs-, somato-
forme und affektive Störungen) bei den AU-Tagen inzwischen vor 
den gesamten Atemwegserkrankungen auf Platz eins. 

•  Die Anzahl der AU-Tage variiert systematisch mit den Faktoren 
Betriebsgröße, Alter und Bildung. Die wenigsten AU-Tage haben 
öffentliche Verwaltungen mit weniger als 50 Mitarbeitern (18,7 
pro Mitarbeiter) und mit mehr als 1.000 Mitarbeitern (19,0), wäh-

rend Verwaltungen mit 500-999 Mitarbeitern die meisten AU-
Tage pro Mitarbeiter aufweisen (24,4). Die Anzahl der AU-Fälle 
ist in allen Branchen ab dem 30. Lebensjahr nahezu konstant. Die 
Dauer der Fehlzeiten nimmt allerdings mit zunehmendem Alter 
kontinuierlich zu und ist bei über 60-Jährigen mehr als 4 mal so 
hoch wie bei den unter 25-Jährigen. Die Zahl der AU-Tage sinkt 
mit zunehmendem Bildungsgrad. Mitarbeiter mit beruflichem 
Bildungsabschluss sind durchschnittlich 20,4 Tage pro Jahr krank, 
während diese Zahlen bei Mitarbeitern mit Hochschulabschluss 
bei 9,4 und bei Promovierten bei 4,6 liegen. 

•  Die in der Statistik erfasste Branche „Öffentliche Verwaltung“ 
beinhaltet eine Vielzahl von Berufsbildern. Auch ein detaillierter 
Blick auf einzelne Tätigkeiten bestätigt jedoch die Ergebnisse der 
Branche insgesamt. So beträgt der durchschnittliche Kranken-
stand bei Büro- und Sekretariatskräften 5,1 vH (Kaufmännische 
und technische Betriebswirtschaft: 5,3 vH) und liegt damit um 
27,5 vH (35,9 vH) über dem Durchschnitt aller Branchen.

Diese Kennziffern zeichnen für die öffentliche Verwaltung insgesamt 
ein wenig schmeichelhaftes Bild. Sowohl die absolute Höhe der Zah-
len als auch die zugrunde liegenden Strukturparameter verdeutlichen, 
dass beim Thema Mitarbeitergesundheit erheblicher Handlungsbe-
darf besteht. Allerdings weisen Badura, Steinke (2009) darauf hin, dass 
Fehlzeiten zwar ein gutes Signal dafür sind, dass Handlungsbedarf be-
steht, dass ihre Aussagekraft hinsichtlich der Ursachen für diese Fehl-
tage jedoch sehr eingeschränkt ist. Darüber hinaus sagt die Analyse von 
AU-Tage nichts darüber aus, welchen gesundheitlich bedingten Ein-
schränkungen die anwesenden Mitarbeiter unterliegen. Empirische 
Studien zum Thema Präsentismus, also der Anwesenheit von Mit-
arbeitern, die nur eingeschränkt gesund sind, haben gezeigt, dass im 
Hinblick auf Produktivitäts- und Qualitätseinbußen Präsentismus ein 
erheblich gravierenderes Problem darstellt als Absentismus (Steinke, 
Badura 2011). So ermittelte eine im Auftrag des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes erstellte Studie (DGB-Index-Gute Arbeit 2009) im 
Rahmen einer Befragung, dass zwischen 65 und 75 vH der Befragten in 
den vergangenen 12 Monaten trotz erheblicher gesundheitlicher Be-
schwerden zur Arbeit gekommen sind. Iversen, Lewis, Knospe (2010) 
stellten in der Untersuchung der Deutschlandzentrale eines interna-
tional tätigen Konzerns fest, dass dem Unternehmen der Wert von 
27,2 Arbeitstagen pro Jahr krankheitsbedingt verlorenging, wobei nur 
4,8 Tage auf eine Krankmeldung zurückzuführen waren. Schließlich 
schätzt die Unternehmensberatung Booz & Company (2011), dass 
etwa zwei Drittel der pro Jahr und Mitarbeiter anfallenden Krank-
heitskosten durch Präsentismus verursacht werden. 

2.  Betriebliches Gesundheitsmanagement in der öffentlichen 
Verwaltung

Angesichts dieser Probleme wird seit etwa 15 Jahren auch in der 
öffentlichen Verwaltung zunehmend versucht, den Problemen Ab-
sentismus und Präsentismus im Rahmen des Betrieblichen Gesund-
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